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politische Wille nicht gegeben ist, dann wird auch so ein 
Beratungsinstitut ins Leere laufen.

Ich muss mich ein bisschen wundern über das Hohe-
lied auf den internationalen Handel, der WTO-organisiert 
ist. Ich freue mich ja darüber; das unterstütze ich auch. 
Aber wir müssen doch auch ganz klar sehen, dass die 
WTO heute auf dem Abstellgleis steht, und diese Bun-
desregierung – jetzt nicht der Herr Müller, aber der Rest 
der Bundesregierung – hat doch einen erheblichen Anteil 
daran, dass die WTO auf dem Abstellgleis steht.

Ich finde es fast schon etwas zynisch, wenn Entwick-
lungsländern mit anwaltlichem Beistand in Handelsfra-
gen Hilfestellung gegeben werden soll, während gleich-
zeitig Wirtschaftspartnerschaftsabkommen wie FTAs en 
masse verabschiedet werden. Vorhin wurde das EPA- 
Konstrukt im Zusammenhang mit Afrika angesprochen. 
Wir wissen: Dieses Freihandelsabkommen schädigt eher 
die Entwicklungschancen vieler Länder.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Immer noch setzt die Kanzlerin im Rahmen der Präsi-
dentschaft auf den Abschluss des Mercosur-Abkom-
mens – und da kann auch kein Beratungsinstitut mehr 
helfen. Mit dem Mercosur-Abkommen ignoriert die Bun-
desregierung auch illegale Rodungen im Amazonas, 
ignoriert massive Menschenrechtsverbrechen an den In-
digenen. Sie unterstützt deutschen Export nicht zugelas-
sener oder gar verbotener Pestizide. Sie setzt auf eine 
verantwortungslose Massentierhaltung. Wir können es 
zusammenfassen: Eigentlich fördert sie nach wie vor 
das System Tönnies.

Vergessen Sie auch nicht die Doha-Runde; Sascha 
Raabe hat es angesprochen. Warum ist die Doha-Runde 
von den westlichen Ländern systematisch an die Wand 
gefahren worden? Ja, es ging um die Subventionen im 
Agrarbereich. Wir wissen: Wenn die Länder eine Ent-
wicklungschance haben sollen, dann ist das auch eine 
Ernährungsfrage. Das heißt, es geht um Agrar- und Fi-
schereiprojekte. Es ist einfach unerträglich, dass wir wei-
terhin darauf bestehen, dass unser Agrar- und Fischerei-
sektor subventioniert wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es fehlt hier der politische Wille einer Änderung, und da 
hilft auch kein Beratungsinstitut.

Das macht doch, glaube ich, deutlich: Es braucht einen 
Paradigmenwechsel bezüglich der WTO. Das Beratungs-
gremium spielt dabei überhaupt keine oder nur eine sehr 
winzige Rolle. Ich glaube, das ist auch der Grund, warum 
man jetzt plötzlich Vollmitglied wird. Das kostet keinen 
Pfennig mehr, man kann mit abstimmen, und man kann 
noch mal in die Öffentlichkeit gehen.

Ja, Beratung ist gut und richtig, meine Damen und 
Herren, Kolleginnen und Kollegen. Sie ersetzt aber keine 
ehrliche und sie ersetzt auch keine faire Handelspolitik, 
und darauf kommt es an.

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Uwe Kekeritz. – Der letzte Redner in 

dieser Debatte: für die CDU/CSU-Fraktion Johannes 
Selle.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Johannes Selle (CDU/CSU):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es handelt sich um ein kurzes und leicht ver-
ständliches Gesetz, das wir heute beschließen wollen. 
Wer dem Schwachen zu seinem Recht verhelfen will, 
der sollte diesem Gesetz zustimmen. Wir wissen nur zu 
gut, dass es nicht reicht, recht zu haben; man muss auch 
recht bekommen. Dazu kommt noch, dass man sich die 
Rechtsstreitigkeiten leisten können muss. Selbst wenn es 
nicht am Geld scheitert, braucht man die Fähigkeit, auf 
der Klaviatur des Rechtssystems auch spielen zu können. 
Und genau darum geht es heute: finanzielle Entlastung 
und qualifizierte Beratung.

Wir treten mit unserem Beschluss dem Beratungszent-
rum für das Recht der Welthandelsorganisation bei, das 
seinen Mitgliedstaaten in solidarischer Weise Unterstüt-
zung anbietet bei dem inzwischen umfangreichen Rechts-
geflecht der Welthandelsorganisation. Den am wenigsten 
entwickelten Ländern entstehen bei der Inanspruchnah-
me keine Kosten; den anderen entstehen Gebühren, ge-
staffelt. Das sei noch mal festgehalten. Die Entwick-
lungsländer zeigen sich mit 68 Prozent Zustimmung 
sehr zufrieden mit dem Beratungszentrum. Im 
Durchschnitt wird das Zentrum im Jahr 200-mal für Gut-
achten und 17-mal für Rechtsstreitigkeiten in Anspruch 
genommen.

In der Überzeugung, dass der Welthandel zum Vorteil 
für die Nationen werden kann, wenn man sich Regeln 
gibt für den fairen Umgang miteinander, wurde die Welt-
handelsorganisation 1995 gegründet. Die Zahl der Ver-
träge wächst schnell und damit der Bedarf nach Streit-
schlichtung. Wenige Jahre später wird deutlich, dass nicht 
alle Staaten institutionell und finanziell in der Lage sind, 
ihr Recht zu erkennen und einzufordern. Also kommt es 
1999 zum Vorschlag des Beratungszentrums, dem nun 
11 Industrieländer und 37 Entwicklungsländer angehö-
ren.

Das klingt nach einem zivilisierten und abgerundeten 
System. Nur, leider ist die Arbeitsfähigkeit der Welthan-
delsorganisation insgesamt im Moment nicht gegeben. 
Das können wir nicht ignorieren, wenn wir heute dieses 
Thema behandeln. Die Lage ist dramatisch. Das hat eine 
Videokonferenz mit unserem Vertreter in Genf in der 
letzten Woche noch einmal unterstrichen.

Für unsere eigene Wirtschaft und für unsere Ziele in 
der internationalen Gemeinschaft, Menschenrechte, so-
ziale Gerechtigkeit und Umweltschutz voranzubringen, 
ist die Welthandelsorganisation ein bedeutender Faktor. 
Mit über 30 Prozent Anteil am Welthandelsvolumen ist 
Europa stärkster Akteur, vor den USA mit 11 Prozent und 
China mit 10 Prozent. Es wäre für Europa so wichtig, die 
Welthandelsorganisation vital zu halten. Stattdessen 
scheint sie am Streit zwischen China und den USA zu 
zerbrechen.
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Deshalb wollen wir diese Gelegenheit im Plenum nut-
zen, um unsere Regierung zu ermutigen, die heute begin-
nende Ratspräsidentschaft Deutschlands zu nutzen, um 
Europas Rolle im Welthandel zu stärken und die Markt-
macht einzusetzen, um die Welthandelsorganisation zu 
erhalten und ihre Arbeit zu befruchten. Prozesse im Welt-
handel benötigen viel Zeit, manchmal gibt es Fortschritte 
und Hoffnung – und immer wieder Enttäuschung und 
Unvollendetes, wie es die Kollegen schon angesprochen 
haben. Gerade in dieser Zeit des coronabedingten Nieder-
gangs des Welthandels braucht es funktionierende Insti-
tutionen.

Wir diskutieren in Deutschland, wie wir mit einem 
Lieferkettennachweis faire Produktionsbedingungen vo-
ranbringen können. Diese Idee gehört in die Weltwirt-
schaft. Unsere Anstrengungen, globale Güter besser zu 
schützen, müssen den Welthandel einbeziehen. Für un-
sere Bemühungen, Arbeitsplätze und Perspektiven in 
der Heimat für die Millionen junger Menschen zusam-
men mit den reformwilligen Ländern zu schaffen, braucht 
es faire Regelungen des Marktzugangs und des Welthan-
dels. Unser Beitritt zum Beratungszentrum ist sinnvoll. 
Inzwischen geht es darum, die Welthandelsorganisation 
selbst zu stärken, damit uns das sinnvolle Welthandels-
system erhalten bleibt.

Ich bitte um Ihre Zustimmung zum Gesetz und um 
Unterstützung für die wichtigen Anliegen, zu denen wir 
den fairen Welthandel brauchen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Sascha Raabe [SPD])

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Johannes Selle. – Damit schließe ich die 

Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zu 
dem Übereinkommen vom 30. November 1999 zur Er-
richtung des Beratungszentrums für das Recht der WTO. 
Der Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung 
auf Drucksache 19/20305, den Gesetzentwurf der Bun-
desregierung auf Drucksache 19/19384 anzunehmen.

Zweite Beratung

und Schlussabstimmung. Da es sich um ein Vertragsge-
setz handelt, bitte ich diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wollen, sich zu erheben. – Wer stimmt dage-
gen? – Wer enthält sich? – Der Gesetzentwurf ist ange-
nommen bei Zustimmung der Fraktionen Die Linke, 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU/CSU, FDP und bei 
Gegenstimmen der AfD.

Zusatzpunkt 3. Interfraktionell wird Überweisung der 
Vorlage auf Drucksache 19/20475 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. – Ich 
sehe und höre nichts anderes. Dann verfahren wir genau 
so.

Ich rufe den nächsten Tagesordnungspunkt – das ist der 
Tagesordnungspunkt 7 – auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Johannes Vogel (Olpe), Michael Theurer, Jens 
Beeck, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der FDP

Corona-Krise generationengerecht überwin-
den – Nachholfaktor in der Rentenformel wie-
dereinführen

Drucksache 19/20195

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales

Für die Aussprache ist eine Dauer von 30 Minuten vor-
gesehen.

Ich eröffne die Aussprache, und das Wort hat als erster 
Redner für die FDP-Fraktion Johannes Vogel.

(Beifall bei der FDP)

Johannes Vogel (Olpe) (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Das Thema Nachholfaktor mag auf den ersten Blick 
wie eines nur für rentenpolitische Experten erscheinen. 
Das Thema ist aber von grundlegender Bedeutung für 
unsere Gesellschaft, und das gleich aus zwei Gründen: 
Der erste Grund ist Fairness, und der zweite Grund ist 
Solidität. Renten und Löhne sollen sich grundsätzlich 
immer im Gleichklang entwickeln. Das ist ein jahrzehnte-
alter Grundsatz unserer Rentenversicherung, und auf die-
sen Grundsatz muss sich jede und jeder in unserem Land 
verlassen können. Das gilt für die Rentnerinnen und 
Rentner von heute, und das muss auch für die Rentner-
innen und Rentner von morgen gelten, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der FDP)

Worum es heute nicht geht, ist die Tatsache, dass am 
heutigen Tag die Rentnerinnen und Rentner in unserem 
Land eine Rentensteigerung bekommen. Das ist eine sehr 
gute Nachricht, und das ist auch absolut richtig so.

(Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: 30 Jahre 
Sozialunion!)

Das haben sich die Rentnerinnen und Rentner verdient; 
denn die Renten steigen dieses Jahr, weil die Löhne im 
letzten Jahr gestiegen sind. Dieses Jahr sind wir aller-
dings in einer schweren Wirtschaftskrise: Menschen ha-
ben ihren Arbeitsplatz verloren, Menschen sind millio-
nenfach in Kurzarbeit. Nächstes Jahr müssten deshalb 
theoretisch auch die Renten sinken. Das ist seit der letzten 
Krise 2008/2009 gesetzlich ausgeschlossen durch die so-
genannte Rentengarantie.

(Ralf Kapschack [SPD]: Gut so!)

Ich will ausdrücklich sagen: Auch das ist völlig richtig.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Na im-
merhin!)
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Auch das halten wir für absolut richtig; denn darauf müs-
sen sich die Rentnerinnen und Rentner in diesem Land 
verlassen können, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP – Dr. Matthias Zimmer 
[CDU/CSU]: Mein Lieblingsliberaler!)

Worum es vielmehr geht, ist die Frage, was danach 
passiert, in den dann folgenden Jahren. Denn als die 
Rentengarantie damals, 2008/2009, eingeführt wurde, 
wurde sie natürlich mit dem sogenannten Nachholfaktor 
verbunden. Der Nachholfaktor sorgt dafür, dass die 
Rentengarantie so verrechnet wird, dass die Renten lang-
fristig nicht stärker steigen als die Löhne. Das hat die 
damalige Regierung unter dem damaligen Sozialminister 
Olaf Scholz versprochen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Seit 
2001 steigen die nicht mehr so stark wie die 
Löhne! Das müssen Sie doch wissen!)

Denn wenn die Renten stärker steigen als die Löhne, dann 
wäre das unfair; denn das ginge voll zulasten der jungen 
Generation, und das darf nicht sein, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der FDP)
Diese Regierung aber hat den Nachholfaktor dann 

2018 aus der Rentenformel herausgenommen. Damit ha-
ben Sie dafür gesorgt, dass sich Renten und Löhne poten-
ziell eben nicht mehr im Gleichklang entwickeln. Wir 
müssen aber als Gesellschaft über die Generationen hin-
weg zusammenhalten, so wie in der letzten Wirtschafts-
krise auch, liebe Kolleginnen und Kollegen. Deshalb 
wollen wir den Nachholfaktor wieder einführen. Das ist 
eine Frage der Gerechtigkeit, konkret: der Generationen-
gerechtigkeit, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Ihr wollt das Rentenniveau sen-
ken!)

Das ist aber eben auch eine Frage der finanziellen Soli-
dität. Wir sind als Land in dieser Krise doch so gut auf-
gestellt, weil wir in guten Zeiten auf solide Finanzen ge-
achtet haben. Deshalb müssen wir auch auf stabile 
Rentenfinanzen achten.

Ich spreche Sie ganz direkt an, liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der Union, gerade den sogenannten Wirt-
schaftsflügel. Um das mal zu quantifizieren: Monatelang 
haben Sie die Grundrente streitig gestellt wegen einer 
angeblich unsoliden Finanzierung. Die Grundrente wird 
im Einführungsjahr 1,3 Milliarden Euro kosten. Den 
Nachholfaktor nicht wieder einzuführen, das würde künf-
tig 12 Milliarden Euro kosten, also fast das Zehnfache. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, hier habt 
ihr eine Verantwortung für solide Finanzpolitik, und der 
müsst ihr gerecht werden.

(Beifall bei der FDP)
Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, wir 

fordern hier nichts anderes, als die gute alte Rentenformel 
von Olaf Scholz wieder einzuführen. Was für den Sozial-
minister Olaf Scholz eine generationenpolitische Selbst-
verständlichkeit war, für den Mann, den Sie zum Kanzler-

kandidaten machen wollen, das kann doch für den 
Sozialminister Hubertus Heil nicht falsch sein, liebe Kol-
leginnen und Kollegen von der SPD. Und deshalb: Füh-
ren Sie den Nachholfaktor wieder ein!

(Beifall bei der FDP)
Ich glaube, dass das hier gar keine parteipolitische 

Streitfrage sein muss. Ich glaube, dass Sie 2018 gar nicht 
intendiert haben, den Nachholfaktor auszusetzen.

(Kerstin Tack [SPD]: Doch!)
– Ja, es wäre erschreckend, wenn es so wäre, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. – Ich will Ihnen mal unterstellen, 
dass Sie einfach davon ausgegangen sind, bis 2025 werde 
es schon keine schwere Wirtschaftskrise geben. Darauf 
haben wir alle gehofft. Dieser Tage zeigt sich aber, wie 
wichtig es bei der Rente ist, in Jahrzehnten zu denken und 
nicht in Legislaturperioden.

Ich gehe einmal davon aus, dass alle hier in diesem 
Haus eigentlich den Grundsatz stützen, dass sich Rente 
und Löhne im Gleichklang entwickeln müssen

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wenn 
das Rentenniveau stimmt!)

und dass die Generationen gerade in einer Krise zusam-
menhalten sollten.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ja!)
Falls das so ist, müssen wir den Nachholfaktor wieder 
einführen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nein!)
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Johannes Vogel. – Nächster Redner: für 

die CDU/CSU-Fraktion Max Straubinger.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Max Straubinger (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Wir beraten heute einen Antrag der FDP-Fraktion, und 
da lohnt es sich schon, gleich wieder die Überschrift 
richtig zu lesen; denn sie schreibt: „Corona-Krise genera-
tionengerecht überwinden – Nachholfaktor in der Ren-
tenformel wiedereinführen“. Ich wüsste nicht, dass wir 
den abgeschafft haben, liebe Kollegen und Kolleginnen 
der FDP.

(Johannes Vogel [Olpe] [FDP]: Ausgesetzt! 
Für die Krise!)

Wir haben den ausgesetzt, aber wir haben den nicht ab-
geschafft. Das heißt also, wir brauchen ihn auch nicht 
wieder einzuführen.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Den Unterschied 
kennen alle Ihre Wähler sehr gut!)

Also, liebe Kollegen der FDP: Zuerst sollten Sie das 
Gesetz lesen, das wir verabschiedet haben.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Johannes Vogel [Olpe] [FDP]: Semantik, Herr 
Kollege! Semantik!)

Dort steht, dass wir ihn ausgesetzt haben bis zum 30. Juni 
2026. Im Hinblick auf Semantik gibt es also offensicht-
lich ein bisschen Nachholbedarf bei der FDP; das muss 
man jetzt einmal feststellen.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Dann ist ja alles in 
bester Ordnung!)

Das zeigt aber auch, dass die Koalition zum Nachhol-
faktor steht – weil wir ihn nicht abgeschafft haben. Also, 
lieber Kollege Vogel, wir brauchen sozusagen gar nichts 
zu ändern. Die Frage ist natürlich: Wie wirkt sich das 
aus? Das zeigt sehr deutlich, dass die Koalition für Ver-
lässlichkeit in der Rentenpolitik steht; das ist eine Ge-
meinsamkeit. Von daher brauchen wir keinen Nachhilfe-
unterricht von der FDP.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Straubinger, erlauben Sie eine Frage oder Bemer-

kung von Herrn Vogel?

Max Straubinger (CDU/CSU):
Ja, natürlich, gerne.

(Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: Mein Gott, 
bist du gut!)

Johannes Vogel (Olpe) (FDP):
Lieber Straubinger Max, sehr geehrter Herr Kollege, 

ich bin eigentlich nicht versucht, sechs Minuten Redezeit 
noch zu verlängern.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Das wird Ihnen auch nicht gelingen.

Johannes Vogel (Olpe) (FDP):
Genau, das ist gut. Das freut mich, Frau Präsidentin. – 

Ich will dann doch noch mal nachfragen: Bist du nicht mit 
mir der Meinung, dass die Frage, ob ein Faktor, der für 
eine Krise gemacht ist, in der Krise wirkt und nicht erst 
einige Jahre später wieder, zentral dafür ist, ob er einge-
setzt wird oder nicht, also nicht, ob er 2025 wieder wirkt, 
sondern ob er jetzt, in der Wirtschaftskrise, wirkt?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Straubinger.

Max Straubinger (CDU/CSU):
Ja, lieber Johannes Vogel, wenn Sie die Rede abge-

wartet hätten, hätten Sie sowieso die Antwort bekommen.

(Abg. Johannes Vogel [Olpe] [FDP] will wie-
der Platz nehmen)

– Nein, nein, bleiben Sie doch stehen; denn das bedeutet 
ein bisschen mehr Redezeit für mich.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Ja, aber auch nicht viel mehr.

Max Straubinger (CDU/CSU):
Das ist natürlich damit verbunden, dass wir letztend-

lich heute noch gar nicht wissen, wie sich die Aussetzung 
des Nachholfaktors auswirkt. Das werden wir, wohlge-
merkt, erst zum 1. Juli 2022 erleben können

(Zurufe von der FDP)

– ja natürlich –; denn die Rentenanpassung 2020 haben 
wir ja bereits – Gott sei Dank für die Rentnerinnen und 
Rentner, und zwar eine deutliche aufgrund der guten 
Lohnentwicklung. Das zeigt also: Rente entwickelt sich 
nach den Löhnen.

Wie sich die Löhne insgesamt für das Jahr 2020 ent-
wickeln, das weiß die FDP offensichtlich in ihrer 
Weitsicht. Wir wissen es noch nicht;

(Zuruf des Abg. Johannes Vogel [Olpe] [FDP])

das ist ja erst festzustellen. Die Rentenversicherung wird 
uns wohl erst im Spätherbst die entsprechenden Zahlen 
liefern.

(Johannes Vogel [Olpe] [FDP]: Die haben doch 
letzte Woche eine Prognose abgegeben! Offi-
zielle Prognose!)

Von daher weiß die FDP mehr, als wir alle hier im Raum 
wissen. Damit sind bei der FDP sozusagen große Speku-
lationen mit dem verbunden, was heute zu diesem Antrag 
geführt hat.

Für die Zuschauer und die Zuhörerinnen an den Bild-
schirmen oder auch am Radio: Um was geht es wirk-
lich? – Der Kollege Vogel hat das zwar etwas dargestellt, 
aber man muss schon zurückblenden. 2001 gab es eine 
Rentenreform durch die SPD/Grüne-Koalition, nachdem 
der Kanzler Schröder gesagt hat, dass das, was wir 1998 
gemacht haben, nämlich den demografischen Faktor aus-
zusetzen, eigentlich ganz schlecht war. Damals wurde ein 
Nachhaltigkeitsfaktor eingeführt – im Prinzip der demo-
grafische Faktor –

(Zuruf des Abg. Markus Kurth [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

und zusätzlich der Riester-Faktor. Das hätte zum Schluss 
bedeutet, dass es Rentenkürzungen gegeben hätte. Und 
um sozusagen Rentenkürzungen auszuschließen, wurde 
2004 eine Schutzklausel eingeführt, die besagt, dass die 
Renten nicht gekürzt werden dürfen aufgrund dieser bei-
den Faktoren, die seinerzeit in die Rentenformel mit auf-
genommen worden sind und durch die starke Dämpfun-
gen eingetreten wären.

Diese Dämpfungen wollte man dann bei zukünftigen 
Rentenerhöhungen sozusagen etwas nachholen. Damit 
gab es schon eine Art Nachholfaktor. Dieser Nachholfak-
tor war gut und hat sich auch entwickelt. Allerdings ha-
ben wir 2008/2009 die große Finanzkrise gehabt. Damals 
haben wir eine Schutzklausel eingeführt für die Rentner-
innen und Rentner, die besagt, dass die Rente nicht fallen 
kann.

(Zuruf des Abg. Markus Kurth [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])
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Das war auch richtig, und dafür stehen wir alle aus der 
Koalition. Das hat bedeutet, dass wir in späteren Jahren 
zum Beispiel Rentenerhöhungen hatten, die nur halb so 
hoch ausgefallen sind, was auch generationengerecht ist. 
Das ist überhaupt keine Frage; auch dafür stehen wir.

Derzeit gibt es jedoch keinen Grund, Herr Kollege 
Vogel, dies schon jetzt zu veranlassen; denn wir sind 
keine Hellseher. Die FDP mag es vielleicht sein.

(Zuruf des Abg. Norbert Kleinwächter [AfD])

Aber ich habe nicht den Eindruck, dass Sie so großartige 
Hellseher sind;

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Genau!)

denn sonst hätten Sie die Überschrift in Ihrem Antrag 
anders gestaltet. Das muss man natürlich auch sehen.

Unter all diesen Gesichtspunkten muss ich feststellen: 
Die Verlässlichkeit für Rentenpolitik ist insgesamt bei der 
Koalition gegeben, in besonderem Maße natürlich bei der 
Union. Deshalb, glaube ich, haben wir keinen Nachhol-
bedarf,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Jetzt 
nicht übertreiben!)

von der FDP in dieser Frage etwas anzunehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wenn es notwendig ist, dann werden wir entsprechend 
reagieren.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Max Straubinger. – Nächster Redner: 

Norbert Kleinwächter für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Norbert Kleinwächter (AfD):
Werte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Das System Merkel hat ja nun wirklich ein 
bisschen was von Pippi Langstrumpf: Man hat funktion-
ierende Systeme, man hat solide Verträge, aber die wer-
den dann irgendwie ausgehöhlt, da werden dann Regel-
ungen teilweise ausgesetzt – na, Herr Straubinger –, nach 
dem Motto „Ich mach’ mir die Welt, widde widde wie sie 
mir gefällt“. Wir sehen das in der EU, wir sehen das bei 
der Euro-Politik, wir sehen das bei der Energiepolitik, wir 
sehen das bei der Migrationspolitik. Und jetzt haben wir 
die Regierung mal wieder erwischt: Bundesminister Heil 
hat 2018 den Nachholfaktor in der Rentenversicherung 
ausgesetzt, um – ich sage es jetzt mal so deutlich – die 
Rente zu manipulieren.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nein!)

Was hatten wir denn vor zwei Jahren für eine unsäg-
liche Debatte? Da wurde den Leuten eine doppelte Halte-
linie versprochen, obwohl Sie eigentlich sehr genau wis-
sen, dass Sie die eigentlich gar nicht halten können; denn 

spätestens 2025/2026 werden die Beiträge massiv steigen 
oder wird das Rentenniveau ins Bodenlose sinken

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Die 
gelten auch nur bis 2025!)

oder wird beides zugleich eintreffen. Und damit die Krise 
nicht das nächste SPD-Wahlergebnis verhagelt, hat man 
schon mal den Nachholfaktor ausgesetzt.

(Beifall bei der AfD – Dr. Matthias Zimmer 
[CDU/CSU]: Das geht nicht mehr! – Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE]: Das funktioniert 
allerdings nicht! – Zuruf der Abg. Beate 
Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Dieser ominöse Nachholfaktor ist ja schon ein kleines, 
aber sehr interessantes Element, und zwar, weil wir in 
Deutschland die Situation haben, dass die Rentenent-
wicklung an die Lohnentwicklung gekoppelt ist. Das be-
deutet: Wenn die Löhne steigen, dann steigen im nächsten 
Jahr die Renten; und das ist auch gut so.

Aber es gibt natürlich auch den Fall, dass die Löhne 
sinken. Die Renten sinken dabei aber nicht. Insofern 
nimmt – bildlich gesprochen – die Rentnergeneration 
sozusagen einen Kredit bei der einzahlenden Generation 
auf. Der Nachholfaktor war letztendlich so gestaltet, dass 
die Renten, wenn die Löhne wieder steigen, nicht so stark 
steigen, erst mal diese Anleihe zurückbezahlt wird – 
wenn man so denkt – und erst dann die Renten wieder 
in vollem Umfang steigen, wenn das zurückbezahlt ist.

Genau diese Systematik haben Sie von Union und SPD 
ausgesetzt:

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Was 
macht eigentlich euer Rentenkonzept? – Wei-
tere Zurufe von der SPD und der LINKEN)

Wenn die Löhne wieder steigen, dann steigt die Rente in 
gleicher Höhe. – Das hat gewisse Folgen, die man poli-
tisch aber auch aussprechen muss – ehrlich aussprechen 
muss –:

(Zuruf der Abg. Ulli Nissen [SPD])

Dann ist natürlich das Rentenniveau höher, aber auch die 
Belastungen für die arbeitende Generation. All diejeni-
gen, die fleißig arbeiten, haben auf ihrem Gehaltszettel 
die Rentenbeiträge. Und damit wird letztendlich die Aus-
zahlung unterm Strich weniger, wenn mehr durch die 
Rentenbeiträge finanziert werden muss.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Und 
wenn die dann höhere Rentenbeiträge haben, 
haben sie selber später auch höhere Renten!)

Damit kommen wir zum Grundkonflikt, den wir in der 
Rente haben: Wir können eigentlich den Menschen mei-
ner Generation keine höheren Belastungen zumuten.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Warum 
nicht? – Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 169. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 1. Juli 2020                                  21094 

Max Straubinger 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Deswegen kann ich auch verstehen, Herr Vogel, dass die 
FDP hier die Wiedereinsetzung des Nachholfaktors for-
dert.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sagen 
Sie mal Zahlen, warum das nicht gehen soll!)

Wir haben in Deutschland die höchste Steuer- und Abga-
benbelastung der Welt. Das ist nicht akzeptabel in irgend-
einer Art und Weise!

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Auch 
ein Märchen! Gucken Sie mal nach Belgien! 
Belgien hat definitiv höhere! Die Aussage ist 
falsch! – Zurufe von der SPD)

Auf der anderen Seite, Herr Birkwald, haben wir aber 
die Rentner. Wenn wir uns ansehen, wie erbärmlich nied-
rig viele der Rentenauszahlungen sind,

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was will eigentlich die AfD bei 
der Rente?)

dann kann man auch wieder verstehen, dass dieser Faktor 
ausgesetzt worden ist. Hohe Abgaben und miese Renten – 
das ist wirklich Merkel-Deutschland in einem Satz.

(Beifall bei der AfD – René Röspel [SPD]: 
Jetzt Ihr Konzept! Sie haben nämlich keins! – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 18,6 Pro-
zent ist einer der niedrigsten Beitragssätze in 
der Historie!)

Gerade am heutigen Tage, wo Deutschland die EU- 
Ratspräsidentschaft übernimmt, muss man wirklich sa-
gen: Teile der Debatten der letzten Tage und Wochen 
waren wirklich schlimm.

(Zurufe der Abg. Ulli Nissen [SPD] und 
Susanne Ferschl [DIE LINKE])

Da legt eine Ursula von der Leyen in Brüssel Pakete in 
Milliarden- und Billionenhöhe auf, und Merkel sagt so-
fort: Jawohl, wir machen die Taschen auf. Wir schicken 
dreistellige Milliardenbeträge nach Brüssel in die Euro-
päische Union. – Der Nachtragshaushalt alleine umfasst 
220 Milliarden Euro. Aber denken Sie, da wäre an den 
fleißigen Arbeitnehmer gedacht worden oder an den 
Rentner? Nein, der darf fleißig weiter Flaschen sammeln.

(Katharina Landgraf [CDU/CSU]: Das ist 
mies, was Sie sagen! Schämen Sie sich! – Zu-
rufe von der LINKEN und vom BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Ich sage an dieser Stelle ganz deutlich: Das mit dem 
Nachholfaktor ist ein nettes Detail; aber wir müssen die 
Lösung viel größer denken.

(Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: Abschaf-
fung der AfD! Das wäre die Lösung!)

Wir brauchen eine Steuerreform, die die Einkommen-
steuer vereinfacht, die sie aber auch deutlich senkt. Denn 
wenn wir die Einkommensteuer für die Leute senken – 
deutlich senken –,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Aber 
doch nicht von den Reichen! Die müssen eher 
höhere Beiträge zahlen!)

dann haben wir die Möglichkeit, tatsächlich auch wieder 
ehrlich mit den Rentenbeiträgen zu arbeiten. Dann kön-
nen wir auch die Rentenbeiträge ein bisschen erhöhen 
und sagen: Gut, damit stabilisieren wir das Rentenniveau.

(Beifall bei der AfD – René Röspel [SPD]: 
Politik für die Reichen zulasten der Kleinen!)

Dann brauchen wir keine Tricks über den Nachholfaktor, 
sondern dann operieren wir ehrlich, und dann sagen wir 
ganz offen, was wir wollen und was wir brauchen.

(Zurufe von der CDU/CSU, der SPD, der LIN-
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich sage ganz deutlich in Richtung Regierung: Halten 
Sie bitte die Milliarden, die Sie nach Brüssel verkübeln 
wollen, im Land! Stützen Sie die Arbeitnehmer, stützen 
Sie die Rente, stützen Sie die Wirtschaft! Da ist das Geld 
deutlich besser aufgehoben.

Haben Sie vielen Dank!

(Beifall bei der AfD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Wo kann man noch mal euer 
Rentenkonzept nachlesen? – Zurufe von der 
SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Danke schön. – Nächster Redner: für die SPD-Fraktion 

Ralf Kapschack.

(Beifall bei der SPD)

Ralf Kapschack (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe FDP, es tut mir leid, dass ich das so sagen muss: 
Euch fällt auch nichts Neues mehr ein.

(Beifall des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

Heute musste die angeblich verletzte Generationenge-
rechtigkeit mal wieder herhalten, um diese Debatte zu 
begründen. Worum geht’s? Der sogenannte Nachholfak-
tor soll reaktiviert werden – das ist ausführlich erklärt 
worden –, weil die FDP befürchtet, dass die Renten sonst 
zu stark steigen würden, was zulasten der jüngeren Ge-
neration ginge. Wir halten diese Argumentation für ziem-
lich schräg,

(Beifall bei der SPD)

und deshalb lehnen wir den Vorschlag auch ab, klipp und 
klar.

Wir halten an dem Rentenniveau von mindestens 
48 Prozent fest; das schließt ein Wiedereinschalten des 
Nachholfaktors aus. Für dieses Mindestniveau haben ge-
rade wir als SPD uns eingesetzt; seit 2018 ist es gesetzlich 
festgeschrieben, zumindest für die nächsten fünf Jahre. 
Ich sage auch ganz offen: Wenn es nach uns ginge, sollte 
das durchaus länger gelten.
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(Beifall bei der SPD – Norbert Kleinwächter 
[AfD]: Das war ja klar!)

Mit Wirkung von heute steigen die Renten deutlich – 
ich freue mich, dass Johannes Vogel das auch begrüßt 
hat –; denn die Rentenanpassung folgt der Lohnentwick-
lung; und das ist auch gut so. Dass die Renten steigen, ist 
nicht nur deswegen gut, weil die Rentnerinnen und 
Rentner an der Wohlstandsentwicklung teilhaben sollen, 
sondern es ist gerade jetzt gut, weil ein Großteil der Rente 
in den Konsum geht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Das heißt, es ist völlig falsch, auch volkswirtschaftlich, 
jetzt an Rentenerhöhungen herumzuschrauben; denn die 
Renten fließen, wie gesagt, zum größten Teil in den Kon-
sum. Die gesetzliche Rente ist auch ein gesamtwirtschaft-
licher Stabilisator.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: So ist 
das!)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Kapschack, erlauben Sie eine Zwischenfrage oder 

-bemerkung von Herrn Kleinwächter?

(Ulli Nissen [SPD]: Besser nicht!)

Ralf Kapschack (SPD):
Nein. – Wir haben in diesem Bundestag vor zwei Jah-

ren das Leistungsverbesserungs- und Stabilisierungsge-
setz für die Rente verabschiedet und damit den Nach-
holfaktor bewusst ausgesetzt, damit das gesetzliche 
Sicherungsniveau nicht nachträglich relativiert wird; 
denn das wäre die Folge, hätte man ihn in Kraft gelassen. 
Das hat auch etwas mit Verlässlichkeit zu tun.

Und Verlässlichkeit war auch ein Hauptmotiv für die 
Haltelinie 48 Prozent. Denn mit sinkendem Rentenniveau 
muss man immer länger arbeiten, um im Alter einen 
Rentenanspruch zu erwerben, der oberhalb der Grundsi-
cherung liegt. Der aktuelle Wochenbericht des DIW, des 
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung, macht das 
noch einmal deutlich.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das hast 
du von mir! Das habe ich dir heute Morgen im 
Ausschuss gesagt!)

– Stimmt, war ein guter Tipp!

(Heiterkeit des Abg. Dr. Matthias Zimmer 
[CDU/CSU])

Beschäftigte mit einem durchschnittlichen Einkommen 
müssen inzwischen gut 27 Jahre arbeiten und Beiträge 
zahlen, um einen Rentenanspruch zu erwerben, der ober-
halb der Grundsicherung liegt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das sind fünf Jahre länger als noch 2004. Und ein Groß-
teil der Beschäftigten hat kein durchschnittliches Ein-
kommen; vielmehr liegt das Einkommen deutlich darun-
ter. Da ahnt man, was auf uns zukommt, erst recht, wenn 

das Rentenniveau weiter sinkt. Und wir haben gesagt: 
Das machen wir nicht mit.

(Beifall bei der SPD)
Es würde die Legitimation der gesetzlichen Rente in-

frage stellen, wenn man lange einzahlt und am Ende nur 
Grundsicherung erhält. Eine Antwort darauf ist auch die 
Grundrente,

(Beifall bei der SPD)
die wir heute im Ausschuss verabschiedet haben und 
morgen im Plenum beschließen werden.

(Ulli Nissen [SPD]: Freude! – Weiterer Zuruf 
von der SPD: Yippie!)

Generationengerechtigkeit ist auch eine Frage von Ver-
lässlichkeit. Gerade junge Menschen müssen die Sicher-
heit haben, dass sie im Alter eine möglichst auskömm-
liche Rente erhalten, wenn sie noch lange bis zum 
Ruhestand arbeiten müssen.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Kapschack, erlauben Sie von Herrn Vogel eine 

Zwischenfrage oder -bemerkung?

Ralf Kapschack (SPD):
Immer gerne.

(Ulli Nissen [SPD]: So unterschiedlich ist 
das! – Gegenruf der Abg. Beatrix von Storch 
[AfD]: Die sind auch einfacher zu beantwor-
ten!)

Johannes Vogel (Olpe) (FDP):
Lieber Kollege Ralf Kapschack, erstens – nur weil das 

eben so ein bisschen unklar formuliert war –: Sind Sie mit 
mir der Meinung, dass niemand hier die aktuellen 
Rentenerhöhungen kritisiert hat? Ich glaube, diesen Spin 
sollten wir nicht in die Debatte kommen lassen; denn das 
ist, glaube ich, wirklich ein Konsens in der Rentenpolitik, 
der wichtig ist.

Die zweite Frage, die ich habe – das interessiert mich 
ernsthaft –: Ich verstehe die Politik dieser Koalition mit 
Blick auf die Haltelinien, und ich weiß und verstehe, wie 
wichtig das insbesondere der SPD-Fraktion ist. Jetzt lau-
fen wir aber möglicherweise auf ein Szenario zu – wir 
haben bisher nur Prognosen, aber mal unterstellt, es 
kommt so, und genau darum geht es ja –, wo wir über 
den Haltelinien, die diese Koalition postuliert hat, liegen, 
also über dem Rentenniveau von 48 Prozent. Und trotz-
dem wird der Nachholfaktor nicht angewandt. Sind Sie/ 
bist du mit mir der Meinung, dass zumindest das auch aus 
Sicht der SPD-Rentenpolitik mit Blick auf Generationen-
gerechtigkeit nicht fair sein kann?

Ralf Kapschack (SPD):
Zur ersten Frage: Ich habe, glaube ich, deutlich gesagt, 

dass ich es sehr begrüßt habe, dass du, Johannes, auch die 
Rentenerhöhung heute begrüßt.

(Dagmar Schmidt [Wetzlar] [SPD]: Das haben 
wir alle gehört!)
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Das finde ich prima.

Zum zweiten Punkt: Wir haben gesagt: mindestens 
48 Prozent.

(Johannes Vogel [Olpe] [FDP]: Ach, mindes-
tens!)

– Mindestens. Das beantwortet die Frage.

(Beifall bei der SPD)
Verlässlichkeit und ein stabiles Rentenniveau kosten 

Geld; aber dieses Geld stärkt das Vertrauen in den Sozial-
staat. Es ist eine notwendige Investition in den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt. Jetzt kommt die FDP, ruft: 
„Corona, Corona“, und sagt, das müsse auch Auswirkun-
gen auf die Rentensteigerung haben. Das hat es vermut-
lich ja auch, weil die Renten eben den Löhnen folgen, in 
guten wie in schlechten Zeiten. Die Auswirkungen der 
Coronapandemie auf die gesamtwirtschaftliche Entwick-
lung lassen sich zurzeit allerdings noch nicht seriös ab-
schätzen. Und wir setzen im Moment alles daran, die 
Konjunktur zu stärken, Arbeitsplätze zu erhalten und da-
mit auch Löhne und Einkommen zu stabilisieren.

Dass die Rentensteigerungen im nächsten Jahr, in den 
nächsten Jahren vielleicht nicht ganz so stark ausfallen 
wie in diesem, ist nicht ganz unwahrscheinlich. Aber 
Rentnerinnen und Rentner mit einem solchen Vorschlag 
noch weiter zu verunsichern, hilft niemandem,

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)
außer denen, die – wie die Initiative Neue Soziale Markt-
wirtschaft – die gesetzliche Rente sturmreif schießen 
wollen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: „Unso-
ziale Marktwirtschaft“ muss die heißen! – Ge-
genruf des Abg. Dr. Matthias Zimmer [CDU/ 
CSU]: Das ist leider wahr!)

Und da treffen sie auf unseren erbitterten Widerstand.

(Beifall bei der SPD)
Die FDP bezeichnet sich ja gerne als Serviceopposi-

tion. Ich würde sagen: Beim Thema Rente ist für Ihren 
Service noch viel Luft nach oben.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Danke schön, Ralf Kapschack. – Nächster Redner: für 

die Fraktion Die Linke Matthias W. Birkwald.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Matthias 
Zimmer [CDU/CSU]: Du hast ja mehr Seiten 
als Minuten Redezeit!)

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Heute wurden die gesetzlichen Renten erhöht; das 
war auch dringend nötig, denn alle 21,1 Millionen Rent-
nerinnen und Rentner erhielten bisher einen Gesamtren-

tenzahlbetrag von durchschnittlich nur 1 048 Euro auf ihr 
Konto überwiesen.

Meine Damen und Herren, die große Mehrheit der über 
21 Millionen Rentnerinnen und Rentner in Deutschland 
hat lange Jahre und Jahrzehnte hart gearbeitet. Und da-
rum sollten wir ihnen allen die heutige Rentenerhöhung 
von ganzem Herzen gönnen. Sie haben sie sich verdient!

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Die Rentenerhöhung stabilisiert den Konsum und die 
Wirtschaft in West- und Ostdeutschland. Und es gibt 
diese Rentenerhöhung, weil die Löhne und Gehälter 
von 2018 auf 2019 kräftig gestiegen sind. Und darum, 
verehrter Kollege Johannes Vogel, habe ich überhaupt 
kein Verständnis dafür, dass die FDP den Rentnerinnen 
und Rentnern ausgerechnet heute sagt: Es reicht nicht, 
wenn ihr im kommenden Jahr wegen der Coronakrise 
vermutlich keine Rentenerhöhung erhalten werdet, nein, 
die Jahre danach sollt ihr auch keine oder nur eine nied-
rigere Rentenerhöhung erhalten.

(Ulli Nissen [SPD]: Pfui! – Norbert 
Kleinwächter [AfD]: Das ist aber nur eine Seite 
der Medaille!)

Das ist nämlich der Kern Ihres Antrages, wenn man Ihre 
Forderung, den Nachholfaktor in der Rentenanpassungs-
formel – so heißt es übrigens – wieder einzuführen, mal 
für die Rentnerinnen und Rentner übersetzt. Und das 
lehnt Die Linke ab.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD – Johannes Vogel [Olpe] [FDP]: 
Dafür gibt es ein Wort: Populismus!)

Wir Linken wollen, dass die Renten wieder steigen; 
denn dass mittlerweile schon 19,5 Prozent der Menschen, 
die in Rentnerhaushalten leben, arm sind, ist und bleibt 
ein völlig unhaltbarer Zustand. Und deswegen sage ich: 
Die Renten dürfen nicht gekürzt werden, sie dürfen nicht 
stagnieren, die Renten müssen erhöht werden.

(Beifall bei der LINKEN)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich halte den Antrag 

der FDP für falsch. Er ist erstens falsch, weil die FDP die 
Coronakrise benutzt, um künftig die Renten zu kürzen.

(Johannes Vogel [Olpe] [FDP]: Nein! Das ist 
eine Lüge!)

Er ist zweitens falsch, weil Sie, liebe FDP, den Zusam-
menhang zwischen Löhnen, Rentenanpassung und Halte-
linien offenkundig nicht verstanden haben.

(Beifall bei der LINKEN)
Das Rentenniveau ist das Verhältnis einer Standardrente 
zum Durchschnittslohn. Dieses Rentenniveau lag einmal 
bei 53  Prozent. Dann wurden die Renten mit vielen Kürz-
ungsfaktoren in der Rentenanpassungsformel schrittwei-
se massiv von den Löhnen abgekoppelt.

Nun will die FDP den nur bis 2025 ausgesetzten soge-
nannten Nachholfaktor wieder einführen. Das würde be-
deuten, dass eine rückläufige Lohnentwicklung zwar erst 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 169. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 1. Juli 2020                                                                                                                                                                                                 21097 

Ralf Kapschack 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



mal nicht zu Kürzungen bei der Rente führte, aber in den 
darauffolgenden Jahren nachgeholt werden würde. Dann 
würde die Haltelinie für das Rentenniveau bei 48 Prozent 
unterschritten. Es liegt derzeit bei gut 48 Prozent. U nd da 
soll es laut Gesetz bis 2025 auch bleiben. Die FDP will 
das Rentenniveau durch die Wiedereinführung des Nach-
holfaktors auf gut 47 Prozent absenken. Und das, meine 
Damen und Herren, ist inakzeptabel, weil die Renten 
damit noch mehr als bisher von den Löhnen abgekoppelt 
werden würden. Das Gegenteil ist richtig.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Frau Präsidentin, ich komme auch zum Schluss. – Die 
Renten in den kommenden Jahren stabil zu halten, ist das 
Mindeste. Ich meine: Die Rente muss endlich wieder den 
erreichten Lebensstandard sichern. Deswegen brauchen 
wir ein Rentenniveau von 53 Prozent .

(Susanne Ferschl [DIE LINKE]: Ganz genau!)
Das ist finanzierbar, kostet den Durchschnittsverdiener 
und seine Chefin oder ihren Chef je 33,42 Euro.

Liebe FDP, letzter Satz: Ihr Antrag ist nichts anderes 
als ein unverhohlener Angriff auf Renten, die bei vielen 
Menschen im Alter und bei Erwerbsminderung gerade 
mal zum Leben reichen. Darum lehnen wir Ihren Antrag 
ab. Statt Altersarmut: Renten rauf!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Matthias W. Birkwald. – Nächster Red-

ner: für Bündnis 90/Die Grünen Markus Kurth.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Markus Kurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ehrlich gesagt: Mir drängt sich der Verdacht auf, dass 
bis vor zwei, drei Monaten auch die FDP noch gar nicht 
gemerkt hatte, dass der Nachholfaktor ausgesetzt worden 
ist. Vor drei Monaten schrieb nämlich Professor Axel 
Börsch-Supan einen Aufsatz, und dann erschien das als 
große Neuigkeit in der Zeitung. Wenn Ihnen das so sehr 
am Herzen liegt, dann hätten Sie das ja auch schon vor 
20 Monaten hier einbringen können, als die doppelte 
Haltelinie beschlossen wurde.

(Johannes Vogel [Olpe] [FDP]: Da hatten wir 
noch keine Krise!)

Aber, nun ja, im Volksmund heißt es: Der frühe Vogel 
fängt den Wurm. – Der späte geht also auch noch mal 
auf Wurmsuche – sei’s drum.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Ich muss aber schon sagen: Ihre Betrachtung von Ge-
nerationengerechtigkeit scheint mir ein bisschen einseitig 
zu sein. Um entscheiden zu können, ob die Rentenausga-
ben jetzt wirklich eine zentrale Belastungsgröße darstel-

len – wobei man auch darüber streiten kann, ob man 
überhaupt immer mit diesem Wort bzw. Framing „Belas-
tung“ der Rentenversicherung gegenübertreten muss –, 
müssen wir uns ansehen, wie der Anteil der Rentenaus-
gaben an der gesamten Wirtschaftsleistung ist. Wir sehen, 
dass der Anteil der gesamten Rentenausgaben an der 
Wirtschaftsleistung, am Bruttoinlandsprodukt, im Jahr 
2003 oberhalb von 10 Prozent lag, genau bei 10,5 Prozent. 
Jetzt liegt der Anteil immer noch bei etwas über 9 Pro-
zent.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Die 
Zahlen stimmen!)

Das heißt also, über einen Zeitraum von inzwischen fast 
zwei Jahrzehnten ist der Anteil der Rentenausgaben an 
der Wirtschaftsleistung gesunken – und das bei einem 
Zuwachs von Rentnerinnen und Rentnern; auch das muss 
man sehen. Das heißt also: Es kann mitnichten die Rede 
davon sein, dass es hier eine Überbelastung gibt. Das 
muss man, finde ich, zur Kenntnis nehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Auch meine Fraktion hat – bei aller Kritik, die wir an 
anderen rentenpolitischen Maßnahmen der Großen Koa-
lition haben – die doppelte Haltelinie, insbesondere die 
Stabilisierung des Niveaus der gesetzlichen Rente, be-
grüßt. In den Sondierungsgesprächen zu Jamaika haben 
wir auch darüber gesprochen, dass eine langfristige Stabi-
lisierung des Rentenniveaus notwendig ist; denn die Ren-
tenversicherung muss als Einkommensversicherung 
funktionieren, damit sie auch weiterhin für die Pflichtver-
sicherten und gerade auch für die Mittelschicht attraktiv 
ist. Sie darf nicht degradiert werden zu einer rein provi-
sorischen Absicherung gegen Armut.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Ulli Nissen [SPD])

Zuletzt noch ein Gedanke: Generationengerechtigkeit 
ist auch dann verkürzt gedacht, wenn man die Verteilung 
innerhalb der Generationen nicht mitberücksichtigt. Es 
gibt viele jüngere Leute, die wesentlich bessere Bedin-
gungen haben, was Bildung und Mittel des Elternhauses 
anbelangt, als die Generation davor. Es gibt aber inner-
halb dieser heutigen Generation viele junge Leute, die 
hart zu kämpfen haben. Das ist eine Gerechtigkeitsdi-
mension, die mindestens ebenso wichtig ist wie die von 
Ihnen immer enggeführte Generationengerechtigkeit.

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Markus Kurth. – Der letzte Redner in 

dieser Debatte: Frank Heinrich für die CDU/CSU-Frak-
tion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Frank Heinrich (Chemnitz) (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Der Vorteil und Nachteil der letzten 
Rede einer Debatte ist immer, dass vieles oder das meiste 
schon gesagt ist und man ein wenig zusammenfassen 
muss. Ich möchte sagen: Es gibt Anträge der Opposition, 
bei denen man sich als Regierungsfraktion gleich ange-
griffen fühlt. Der hier vorliegende ist nicht so einer. Das 
haben Sie vielleicht auch an den unterschiedlichen Rück-
meldungen der Oppositionskollegen gemerkt.

Sie bemühen sich um das Thema Generationengerech-
tigkeit; dieser Gedanke wird zumindest hauptzitiert. Kol-
lege Straubinger hat es schon ausgeführt: Das ist unser 
Ding. – Allseits bekannt ist auch, dass bereits heute die 
jährlichen Zuschüsse des Bundes in unser Rentensystem 
aus Steuermitteln 100 Milliarden Euro betragen und diese 
Summe bald übersteigen werden. Ja, Kollege Kurth, wir 
wollen keine Degradierung; das ist richtig. Wir müssen 
das Verhältnis wahren. Das Grundanliegen Ihres Antrags 
teilen wir also; deshalb fühlen wir uns auch nicht ange-
griffen.

Ja, Herr Kollege Vogel, wir führen hier eine Debatte 
unter rentenpolitischen Spezialisten. Dafür war sie relativ 
lebendig, auch aufgrund der Zwischenfragen. Und ja, es 
geht um Fairness, es geht um Solidität. Da möchte ich 
kurz eine Klammer aufmachen an einem Tag wie heute. 
In den Breitengraden, wo ich jetzt zu Hause bin, feiert 
man diesen Tag unter anderem wegen der Solidität; denn 
heute vor 30 Jahren war der Währungswechsel, und es 
trat die Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion in 
Kraft. Es ist uns wichtig, dass wir auch in Zukunft, auch 
in 30 Jahren da noch Stabilität haben.

Sie möchten – ich werde jetzt nicht noch mal alle Fein-
heiten darlegen – den Nachholfaktor reaktivieren. Zu-
gunsten der Rentengarantie haben wir uns vor zwei Jah-
ren entschieden, diesen für einige Jahre auszusetzen – mit 
gutem Grund, wie wir vorhin gelernt haben. Und ja, es 
gibt diese doppelte Haltelinie: Das Rentenniveau darf 
48 Prozent nicht unterschreiten – Kollege Kapschack 
hat sehr deutlich darauf hingewiesen –, und der Beitrags-
satz darf bis 2025  20 Prozent nicht übersteigen. Es ist uns 
wichtig – ich glaube, das teilen wir alle –, dass weiter 
Rentenstabilität gegeben ist.

Gleichzeitig haben wir aber alle nicht erwartet – schon 
gar nicht 2018 –, dass wir so kurzfristig in eine Krisenzeit 
geraten, wie wir sie jetzt gerade erleben. Sie reagieren 
sehr plötzlich, sehr schnell und schlagen nun vor, diesen 
Nachholfaktor wieder zu aktivieren und das Rentenni-
veau auch in schlechteren Zeiten, die wir nicht haben – 
der Tag zeigt es noch –, zumindest für die Rentnerinnen 
und Rentner dieses Landes nicht, an die Entwicklung der 
Löhne zu koppeln. Das aber könnte dazu führen, dass es 
krisenbedingt zu Rentenkürzungen käme, die durch spä-
tere gedämpfte Rentenanpassungen wirksam würden, 
eben durch den Nachholfaktor. Das Rentenniveau könnte 
sich dann verschlechtern, und das möchten wir als Koali-
tion mit größter Anstrengung vermeiden.

Wenn wir das wegen der wirtschaftlichen Lage riskie-
ren müssen, dann wollen wir das auf einer guten Basis 
machen. Sie haben vorhin reingerufen: Es gibt diese Ba-

sis, es gibt diese Prognosen. – Aufgrund von Prognosen 
wollen wir das aber nicht machen. Wir wollen schon 
wissen, woran wir tatsächlich sind. Dazu sind wir aber 
noch zu kurz in der Krise. Sie haben selbst gesagt: Wir 
laufen auf ein Szenario zu. – Mag sein! Wenn es so 
kommt, dann sind wir bereit, darüber nachzudenken. 
Den Rentnerinnen und Rentner schon jetzt anzukündi-
gen, dass sie potenzielle Einbußen haben werden – was 
wir damit tun würden –, das geht uns zu schnell. Wir 
wollen erst valide Zahlen zu den tatsächlichen Auswir-
kungen der Krise vorliegen haben, bevor wir über dann 
möglicherweise notwendige – deshalb haben wir uns 
auch nicht angegriffen gefühlt – Veränderungen und An-
passungen bei der Rentenformel entscheiden.

Also: Der Hauptablehnungsgrund ist: Bitte keinen 
Schnellschuss! Wir wollen die tatsächlichen Auswirkun-
gen der Krise besser einordnen können. Dazu brauchen 
wir belastbare Zahlen, auch wenn es möglicherweise so 
ausgeht, wie Sie gesagt haben. Die aktuelle Tendenz sieht 
aber positiv aus, dass wir also diese Krise besser meis-
tern, als wir noch vor ein paar Wochen gedacht haben. 
Und daran orientieren wir uns.

Wenn Sie das Wort „Generationengerechtigkeit“ zur 
Hand nehmen, dann muss ich Ihnen sagen: Wir müssen 
ausgesprochen wachsam sein, was den Prozentsatz, der 
aus dem Staatshaushalt kommt, angeht, damit das nicht 
möglicherweise auf Kosten der nachfolgenden Genera-
tion geht.

Danke für den Antrag und dafür, dass Sie und wir das 
so klarstellen konnten. Und noch einmal: Ja zu Fairness, 
ja zu Solidität, aber auch ja zu Augenmaß und einer gut 
informierten Lage, bevor wir das dann vielleicht so ent-
scheiden.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Frank Heinrich. – Damit schließe ich die 

Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/20195 an den Ausschuss für Arbeit und 
Soziales vorgeschlagen. – Es gibt keine weiteren Über-
weisungsvorschläge. Dann verfahren wir genau so.

Jetzt rufe ich den letzten Tagesordnungspunkt für heu-
te, und zwar die Zusatzpunkte 4 bis 6, auf:

ZP 4 Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Verbes-
serung des Verbraucherschutzes im Inkasso-
recht und zur Änderung weiterer Vorschriften

Drucksache 19/20348

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

ZP 5 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Katharina Willkomm, Stephan Thomae, 
Grigorios Aggelidis, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der FDP
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Inkassokosten senken, Schuldenfallen vermei-
den

Drucksache 19/20345

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie

ZP 6 Beratung des Antrags der Abgeordneten Amira 
Mohamed Ali, Dr. André Hahn, Gökay Akbulut, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE

Inkassounwesen beenden – Gesetzliche Maxi-
malkosten einführen

Drucksache 19/20547

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Für die Aussprache sind 30 Minuten beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und gebe das Wort der 
Ministerin Christine Lambrecht – sie steht schon da – 
für die Bundesregierung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Christine Lambrecht, Bundesministerin der Justiz 
und für Verbraucherschutz:

Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Wer im Internet Waren bestellt, der 
muss die dafür vereinbarte Forderung selbstverständlich 
bezahlen, und wer einen Handwerker beauftragt, vor Ort 
Leistungen zu erbringen, der muss auch dafür bezahlen. 
Daran darf und daran soll sich auch nichts ändern; denn 
derjenige, der die Leistung erbringt, muss sich darauf 
verlassen können, dass er dafür auch vergütet wird. Wenn 
innerhalb einer vereinbarten Frist oder auch der gesetz-
lichen nicht bezahlt wird, ist die Regel so, dass Mahnge-
bühren anfallen und auch bezahlt werden müssen; gar 
kein Thema. Daran wird sich auch nichts oder wenig 
ändern.

Das Problem wird allerdings deutlich, wenn zu diesen 
Mahngebühren Inkassogebühren hinzukommen und 
eventuell zusätzlich noch Anwaltsgebühren, um diese 
offenstehende Forderung einzutreiben, und die Gesamt-
summe dann zum Teil ein Vielfaches dieser Forderung 
übersteigt. Genau diese Schuldenfalle und diese Unver-
hältnismäßigkeit wollen wir mit dem vorgelegten Gesetz-
entwurf durchbrechen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Gerade Schuldnerberatungsstellen und Verbraucher-
zentralen erleben tagtäglich, wie schwierig es für Perso-
nen wird, die in eine solche Schuldenfalle geraten, da 
wieder rauszukommen und die berechtigte Forderung 
zu bezahlen. Deswegen müssen wir dieses Problem an-
gehen, und deswegen wollen wir die Gebühren verrin-
gern, die Inkassodienstleister und Rechtsanwälte verlan-

gen dürfen, wenn sie solche offenstehenden Forderungen 
bei Verbraucherinnen und Verbrauchern eintreiben.

Wir wollen vor allen Dingen, dass dann, wenn nach der 
ersten Mahnung die Forderung beglichen wird, die Inkas-
sokosten deutlich gesenkt werden; denn dann wird deut-
lich, dass derjenige, der, aus welchem Grund auch immer, 
in der ersten Runde die Zahlung nicht erfüllt hat, selbst-
verständlich dazu bereit ist. Deswegen müssen die Inkas-
sokosten dann auch reduziert werden, und wir schlagen 
daher vor, dass für Kleinforderungen bis 50 Euro die Ge-
bühr in Zukunft nur noch bei 30 Euro liegen darf statt wie 
bisher bei 45 Euro. Es darf nämlich nicht der Normalfall 
sein, dass die Inkassokosten höher sind als die eigentliche 
Forderung, um die es geht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir wollen das Inkasso fair machen. Derzeit, wie gesagt, 
stehen die Inkassokosten in einem Missverhältnis. Des-
wegen ist es wichtig, dass wir da rangehen.

Ich möchte aber noch zwei weitere Punkte ansprechen, 
die in diesem Gesetz geregelt werden, und zwar erstens, 
dass die Informationsdefizite von Verbraucherinnen und 
Verbrauchern behoben werden. In Zukunft sollen näm-
lich alle Rechnungssteller die Verbraucherinnen und Ver-
braucher ganz klar darüber informieren, welche Kosten-
folgen der Zahlungsverzug hat. Das verhindert dann böse 
Überraschungen und dient der Transparenz. Die Motiva-
tion, die dahintersteckt, ist doch ganz klar: Das führt dann 
auch eher dazu, dass Verbraucherinnen und Verbraucher 
wissen, was auf sie zukommt, und dann diese offenste-
henden Forderungen auch zügig regulieren.

Zweitens wollen wir, dass die Inkassodienstleister stär-
ker unter Aufsicht gestellt werden. Die Aufsichtsbefug-
nisse sollen verbreitert werden; denn in Zukunft soll die 
Aufsichtsbehörde einschreiten können, wenn Inkassoun-
ternehmen gegenüber Verbraucherinnen und Verbrau-
chern, was nicht ganz selten vorkommt, aggressiv und 
auch irreführend auftreten. Es soll in Zukunft möglich 
sein, dagegen einzuschreiten.

(Beifall bei der SPD)
Die Aufsichtsbehörden können ausdrücklich anordnen, 
dass der Inkassodienstleister fortan ein bestimmtes Fehl-
verhalten unterlässt. Aber dabei wollen wir es nicht be-
lassen, sondern es soll dann auch möglich sein, dass Ver-
stöße gegenüber so einer Auflage auch bußgeldbewehrt 
sind, meine Damen und Herren. Es muss eine klare An-
sage an diese Unternehmen geben.

(Beifall bei der SPD)
Insofern sage ich ganz klar: Pacta sunt servanda. For-

derungen sind selbstverständlich zu regulieren, aber wir 
wollen dafür sorgen, dass wir dieses krasse Missverhält-
nis zwischen der eigentlichen Forderung und den ganzen 
Kosten, die dann später noch obendrauf kommen, wieder 
ins Lot bringen. Ich freue mich auf die anstehenden Be-
ratungen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Christine Lambrecht. – Nächster Redner: 

für die AfD-Fraktion Dr. Lothar Maier.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Lothar Maier (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! „Verbesserung des Verbraucherschutzes im Inkasso-
recht“ steht über dem Gesetzentwurf, aber ich befürchte, 
es ist nur eine halbherzige Verbesserung. Es war auch 
eine schwere Geburt. Frau Lambrecht, Ihre Amtsvorgän-
gerin hat vor fast zweieinhalb Jahren einen solchen Ge-
setzentwurf angekündigt. Dass Sie ihn jetzt vorgelegt 
haben, verdient Anerkennung. Aber ich fürchte, Sie sind 
auf dem halben Weg stehen geblieben.

Was die Gebührensätze angeht, muss man sagen: Si-
cher, es ist ein Fortschritt, dass man für Bagatellfälle – 
Forderungen bis 50 Euro – künftig nur noch einen maxi-
malen Inkassoanspruch, Gebührenanspruch von 30 Euro 
hat. Dass man auch bei Fällen, bei denen die Forderung 
unterhalb von 500 Euro liegt, etwas höher liegt, aber 
immer noch deutlich unter dem vorigen Wert, auch das 
ist sicherlich ein Fortschritt; aber es ist ein gradueller 
Fortschritt. Das Gesamtproblem ist in meinen Augen 
noch nicht gelöst; auch viele von den Missständen, die 
wir in dieser Branche finden, die Sie auch kurz ange-
sprochen haben, sind es eigentlich nicht.

Wir halten den rechtstechnischen Ansatz, den Sie ge-
wählt haben, für falsch. Es werden die Gebührenansprü-
che der Inkassomitarbeiter, die ja meist kaum ausgebil-
dete Leute sind, denen der Rechtsanwälte gleichgestellt. 
Der Rechtsanwalt soll ja nun immerhin eine rechtliche 
Prüfung vornehmen, die der angelernte Inkassomitarbei-
ter gar nicht vornehmen kann und gar nicht vornehmen 
soll. Diese Gleichbehandlung scheint uns hier nicht in 
Ordnung zu sein.

Und schließlich: Die Zahl der Inkassovorgänge wird 
durch diesen Gesetzentwurf mit Sicherheit nicht redu-
ziert. Nach Angaben der Inkassowirtschaft waren das 
im vorigen Jahr insgesamt 23 Millionen Mahnungen, 
die die Inkassounternehmen verschickt haben. Es wird 
aufgrund der Folgen der Coronasituation angenommen, 
dass in diesem Jahr die Zahl dieser Fälle von 23 auf 25, 
28, vielleicht sogar 30 Millionen steigen könnte. Das ist 
eine Größenordnung, die eigentlich nicht mehr gerecht-
fertigt sein kann. Eine wirkliche Entlastung wäre wahr-
scheinlich nur möglich, wenn Sie unserem hier in diesem 
Hause leider abgelehnten Gesetzentwurf gefolgt wären 
und bei den Bagatellfällen den Inkassoanspruch, jeden-
falls bis zur zweiten Mahnung, ganz abgeschafft hätten.

Es sollte auch verhindert werden, dass zusätzlich zu 
den Inkassogebühren noch weitere Kosten in Rechnung 
gestellt werden. Da ist die Inkassowirtschaft äußerst krea-
tiv im Erfinden von solchen Kostentatbeständen für Da-
tenerfassung, für Bonitätsprüfung, für Telefoninkasso 
usw., was die Kosten über die im Gesetz vorgesehenen 
Ansprüche der Inkassowirtschaft hinaus erheblich in die 
Höhe treiben kann.

Ich sage es noch mal: Ich fürchte, Sie sind auf halbem 
Wege stehen geblieben. Wenn Sie zumindest, Frau Minis-
terin, sich aufraffen könnten und bei den Bagatellfällen, 
also bis 50 oder auch bis 100 Euro, den Inkassoanspruch 
streichen würden, dann hätten Sie unsere Unterstützung. 
So noch nicht.

Danke. 

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Danke, Dr. Maier. – Nächster Redner: für die CDU/ 

CSU-Fraktion Sebastian Steineke.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sebastian Steineke (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im 

März 2019 haben wir ja schon über zwei Entwürfe ge-
redet, unter anderem über den, über den Kollege Maier 
von der AfD gerade gesprochen hat. Und da weise ich 
noch mal darauf hin: Wir haben den Grundsatz der Total-
reparation im Bürgerlichen Gesetzbuch, und wir haben 
die Zahlungsverzugsrichtlinie im Verkehr der Europä-
ischen Union. In beiden steht eindeutig drin, dass der 
Gläubiger Kostenersatz verlangen kann. Wir können 
nicht gegen europäisches Recht verstoßen. Darauf muss 
man am Anfang vielleicht noch mal hinweisen. Deswe-
gen können wir hier nicht einfach die Kosten komplett 
streichen. Das geht schlicht nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Karl-Heinz Brunner [SPD])

Man muss vielleicht noch einmal Folgendes anmerken: 
Im heutigen Wirtschaftsleben ist die Möglichkeit, Inkas-
so in Anspruch zu nehmen, von zentraler Bedeutung, ge-
rade für die kleinen Unternehmen und für den Mittel-
stand. Wir reden hier über 5 bis 10 Milliarden Euro – 
das habe ich beim letzten Mal schon gesagt –, die dem 
Wirtschaftskreislauf zugeführt werden. Wir können jetzt 
nicht sagen: Weil wir in einer besonders schwierigen 
Situation sind, fangen wir an, den Leuten zu verbieten, 
Inkasso zu betreiben. – Das ist schlicht unmöglich. Aber – 
da setzt der Entwurf aus unserer Sicht völlig zu Recht 
an –: Die Kosten müssen verhältnismäßig und angemes-
sen sein. Das war ein zentrales Ziel. Das haben wir im 
Koalitionsvertrag vereinbart. Daran halten wir uns selbst-
verständlich.

Natürlich gehört auch dazu, dass wir über das Verhal-
ten der Inkassobranche reden müssen, jedenfalls in Tei-
len. Es gibt einen ersten Ansatz der Branche selber, den 
Code of Conduct. Wir begrüßen, dass die Branche ver-
sucht, etwas auf den Weg zu bringen. Aber das alleine 
wird sicherlich nicht reichen. Auch da setzen wir mit 
diesem Gesetzentwurf an. Das ist auch ein wichtiger 
Schritt.

Behandelt werden in diesem Entwurf aber im Wesent-
lichen Fragen des Gebührenrechts im RVG, insbesondere 
bei der Geschäfts- und der Einigungsgebühr. Ziel ist es 
dabei, dass wir einerseits den Schuldnerinnen und 
Schuldnern die Möglichkeit geben, keine unangemessen 
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hohen Belastungen zu erleiden, und auf der anderen Seite 
müssen selbstverständlich die Inkassodienstleistungen 
noch wirtschaftlich möglich sein. Das ist ein Interessen-
ausgleich, der aus unserer Sicht schon recht gut gelungen 
ist.

Wir haben insbesondere die Fälle in den Blick genom-
men, bei denen es um Bagatellforderungen geht. Das war 
uns sehr wichtig. Das ist nämlich auch ein ganz breiter 
Bereich. Hier ist ein besonderes Missverhältnis, das viele 
Bürgerinnen und Bürger zu Recht spüren, dass die For-
derung am Ende niedriger ist als der Gebührenansatz. Das 
ist ein großes Problem. Dieses zu ändern, haben wir gerne 
gefordert, und wir freuen uns, dass das im Gesetzentwurf 
enthalten ist, sodass wir gut starten können.

Wir haben auch gefordert, dass wir über das Thema 
„hohe Inkassoforderungen“ insgesamt reden müssen, 
weil wir immer wieder das Problem haben, dass auch 
im Bereich bis zu 500 Euro, also nicht nur bis zu 50 Euro, 
insgesamt zu hohe Kosten auflaufen. Auch hier haben wir 
im Gesetzentwurf einen guten Vorschlag umgesetzt. Ich 
glaube, auch das ist ein ganz wesentlicher Faktor, über 
den wir schon sehr gut reden können.

Klar ist auch, dass wir in den ersten Ansätzen noch 
nicht all das wiedergefunden haben, was heute im Gesetz-
entwurf steht. Deswegen ist das Thema Bagatellforderun-
gen wichtig. Dann dauert es auch mal einige Monate 
länger, bis die Entwürfe zwischen den Häusern abge-
stimmt sind. Ich glaube, wir haben inzwischen auch eine 
gute Vorlage gefunden. Wir freuen uns, dass sich der Ent-
wurf weiter entwickelt hat.

Wir haben in diesem Gesetzentwurf aber einige Punkte 
mehr geregelt, über die wir gerne noch diskutieren kön-
nen und die auch wichtig sind. Das ist beispielsweise das 
Thema Doppelbeauftragung, auch immer ein großes Är-
gernis. Also: Inkassodienstleister und Rechtsanwälte, 
wann geht das überhaupt? Ich glaube, wir haben jetzt 
schon eine gute Regelung gefunden, dass das nicht ohne 
Weiteres möglich ist.

Wir müssen das Thema Informationspflichten behan-
deln. Man kann sich sicher noch genauer anschauen, wie 
man dies konkreter gestaltet. Geht es so in der Form, wie 
es bisher ist? Das spielt eine große Rolle für die 
Schuldnerinnen und Schuldner, aber übrigens auch für 
die Unternehmen, die nicht immer hören wollen, sie hät-
ten schlecht informiert.

Die Anforderungen an die Eignung und Zuverlässig-
keit – die Ministerin hat es gesagt – wollen wir auch noch 
mal anpacken. Ich glaube, das ist ein ganz wesentlicher 
Punkt, weil wir in den Debatten immer wieder hören, man 
müsse nicht immer von dem klassischen Fall „Inkasso- 
Team Moskau“ ausgehen – das kennt sicherlich noch 
jemand aus dem Fernsehen –, den es früher einmal gab. 
Auch jetzt haben wir immer noch Probleme, und darüber 
müssen wir noch einmal reden.

Wir haben das Thema Untersagungsverfügung, wir ha-
ben das Thema Zentralisierung angesprochen. Hierzu hat 
sich der Bundesrat erstaunlicherweise auch schon be-
kannt; er will das auch noch einmal angehen. Ich glaube, 
das ist ein Thema, über das wir reden müssen.

Am Ende des Tages gibt es mit der kostenrechtlichen 
Gleichbehandlung von Firmen und Rechtsanwälten eine 
Neuregelung im Mahnverfahren. Da wird man sicherlich 
noch gucken müssen, ob das zielführend ist oder ob zu 
viele Verfahren direkt in das Mahnverfahren gehen. Da-
rüber muss man sicherlich noch einmal reden. Das ist 
auch ein Thema; aber das steht schon im Gesetzentwurf.

Ein Thema, das uns besonders wichtig war und wir 
immer in den Mittelpunkt der Debatte gestellt haben, ist 
das Thema – das ist besonders ärgerlich für die Men-
schen – Identitätsdiebstahl. Viele Kollegen von uns haben 
übrigens auch schon erlebt, dass ihnen in vielen Fällen 
Sachen nach Hause geschickt worden sind. Das ist ein 
weitverbreitetes Thema, gerade wenn man in der Öffent-
lichkeit steht. Es ist mit riesigen Problemen verbunden 
bei der Abwicklung. Wenn man nicht gerade Rechtsan-
walt ist, kommen noch weitere Folgeschäden hinzu. Ich 
glaube, auch hier haben wir zumindest einen ersten Punkt 
gesetzt, um damit besser umzugehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Uns ist auch bewusst, dass der Entwurf nicht nur viel 
Freude bringt. Die Branche hat sich durchaus negativ 
geäußert, aber so ist das. Ich glaube, wir haben einen 
gemeinsamen Konsens. Wir werden in einer Anhörung 
noch darüber sprechen, ob das in diesem Sinne bleiben 
kann. Ich glaube, dies ist schon eine sehr gute Vorlage.

Auch über die Zentralisierung kann man noch einmal 
reden. Der Bundesrat hat sich geäußert. Vielleicht kann 
man noch weitere Schritte gehen. Die Frage ist aber, ob 
man beim Identitätsdiebstahl in Bezug auf Informations-
pflichten weitergehen kann. Insgesamt haben wir eine 
sehr gute Grundlage. Wir können mit dem Entwurf sehr 
gut arbeiten. Ich habe im Antrag der FDP ein, zwei inte-
ressante Punkte gesehen – das kann man auch einmal 
sagen –, die durchaus debattenfähig sind.

(Heiterkeit bei der FDP)

Das heißt nicht, dass wir sie umsetzen, aber man kann 
einmal darüber reden.

Insofern haben wir eine interessante Debatte und eine 
schöne Anhörung am 16. September.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Sebastian Steineke. – Jetzt kommt die 

angesprochene FDP mit der Rednerin Katharina 
Willkomm.

(Beifall bei der FDP)

Katharina Willkomm (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ein Kunde bestellt, zahlt aber nicht. Ein Unter-
nehmer mahnt, erhält aber kein Geld. 20 Millionen Mal 
pro Jahr läuft das so. Dem Unternehmen bleibt nur eines: 
Hilfe durch einen Inkassodienst oder eine Anwaltskanz-
lei, damit die sich kümmern. Dieses Kümmern um die 
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Zahlungsverschleppung ist nicht nur für umme. Inkasso 
ist kein Selbstläufer.

Viele Schuldner stecken den Kopf in den Sand. Man 
muss dem Schuldner im wahrsten Sinne des Wortes hin-
terherrennen. Das macht viel Arbeit, und die will bezahlt 
werden. Bei der SPD hieß es früher einmal: Guter Lohn 
für gute Arbeit. Das gilt nicht mehr, auch nicht in diesem 
Regierungsentwurf.

Zum Beispiel die Einigungsgebühr für Zahlungsver-
einbarungen: Sie halbieren diese Gebühr. Wozu führt 
das? Die Dienstleister haben den halben Umsatz, die Ge-
richte aber haben doppelt so viel Arbeit. Warum? Weil 
diese Einigungsgebühr der Ansporn für den Anwalt ist, 
den Rechnungsstreit außergerichtlich zu klären. Im Er-
gebnis torpediert die Justizministerin ein weiteres Mal 
den eigenen Pakt für den Rechtsstaat.

(Beifall bei der FDP – Dr. Volker Ullrich 
[CDU/CSU]: Das ist sehr weit hergeholt!)

Was wäre besser? Unser Vorschlag, Herr Steineke.

(Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU]: Der Antrag ist 
besser als die Rede!)

Belohnen Sie die Schuldner, anstatt die Dienstleister zu 
bestrafen. Wenn eine Zahlungsvereinbarung mit wenigen 
Zahlungen erfüllt wird, reduziert sich die Gebühr um ein 
Drittel. Das führt zu schnellen Rückzahlungen und spart 
Kosten.

Ich bin einverstanden, die Geschäftsgebühr für Inkas-
sotätigkeiten auf 1,0 zu senken. Ihre Differenzierung 
nach normalen und einfachen Fällen aber ist Unsinn. 
Machen Sie die Gebühr fix: 1,0 für alle Fälle. Keine 
Abweichung nach oben oder unten. Das senkt die Kosten 
und macht sie leicht überprüfbar.

(Beifall bei der FDP)

Wir Freie Demokraten wollen nicht nur unnötige Ge-
bühren verringern, wir wollen Schuldnern helfen. Daher 
wollen wir den 120 Jahre alten Tilgungsregeln des BGB 
ein Update verpassen. Wenn Schuldner heute eine Schuld 
abstottern, verrechnet das Gesetz die Zahlungen immer 
erst auf die Zinsen. Dadurch kann die Hauptschuld immer 
neue Zinsen werfen. Unser Update: Wir drehen die ge-
setzliche Reihenfolge um. Erst die Hauptschuld, dann die 
Kosten, dann die Zinsen. So befreien wir zahlungswillige 
Schuldner aus dem Hamsterrad.

(Beifall bei der FDP)

Außerdem schlagen wir vor, für Mahnungen einen fes-
ten Ablauf zu etablieren, angelehnt an das gerichtliche 
Mahnverfahren: Mindestens 14 Tage zwischen Rechnung 
und erster Mahnung, mindestens weitere 14 Tage zwi-
schen Mahnung und Inkasso. Was bringt das?

Erstens. Schuldner bekommen einen ganzen Monat 
Zeit, eine Forderung zu überprüfen und sind vor uner-
warteten Kosten geschützt.

Zweitens. Gläubiger können es sich sparen, die dritte, 
vierte oder wirklich allerletzte Mahnung zu verschicken.

Drittens. Gläubiger kommen einfacher an das Geld, 
das ihnen zusteht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Katharina Willkomm. – Bei dieser De-

batte lerne ich richtig viel. Herzlichen Dank.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Das ist 
bei Rechtsdebatten immer so! – Sebastian 
Steineke [CDU/CSU]: Das ist immer so!)

Das ist wirklich spannend, da freue ich mich immer.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Der Ausschuss 
macht gerne Service! – Dr. Volker Ullrich 
[CDU/CSU]: Vielleicht haben die Grünen noch 
einen Platz frei!)

Nächster Redner: für die Fraktion Die Linke Niema 
Movassat.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Jan-Marco 
Luczak [CDU/CSU]: Jetzt lernen Sie nicht 
mehr so viel!)

Niema Movassat (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich will 

versuchen, den Lerneffekt noch zu steigern.

Stellen Sie sich vor, eines Tages trudelt ein Brief eines 
Inkassounternehmens bei Ihnen ein. In diesem steht, dass 
Sie eine Rechnung von über 30 Euro nicht bezahlt haben. 
Sie sollen diese plus Inkassogebühren von 45 Euro be-
zahlen. Dann kommt noch ein Anruf vom Inkassounter-
nehmen. Die Mitarbeiterin sagt: Zahlen Sie, sonst klagen 
wir; dann wird es noch teurer für Sie.

Viele Verbraucher wissen in so einer Situation nicht, 
was sie tun sollen. Sie fühlen sich unter Druck gesetzt, 
und deshalb zahlen viele dann die insgesamt 75 Euro, 
selbst wenn sie denken: Ich weiß gar nicht, welche Rech-
nung das sein soll. – Menschen unter Druck zu setzen, ist 
eine Methode von vielen Inkassounternehmen, und dage-
gen muss was getan werden.

(Beifall bei der LINKEN)
Inkassounternehmen treten auf den Plan, wenn jemand 

eine Rechnung nicht bezahlt hat. Sie werden vom Ver-
käufer oder Dienstleister beauftragt, die Rechnungssum-
me einzutreiben. Für die Inkassobranche ist das hoch-
profitabel. 1,8 Milliarden Euro an Inkassogebühren 
nimmt sie jedes Jahr ein. Den Inkassounternehmen ist 
fast jedes Mittel recht.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Na ja!)
Sie schicken oft Woche für Woche neue Mahnungen mit 
immer höheren Mahngebühren, die dem Schuldner auf-
gedrückt werden, und bei den Telefonanrufen pressen die 
Inkassounternehmen den Kunden Schuldanerkenntnisse 
ab. Der Kunde soll anerkennen, dass er das Geld bezahlen 
muss, unabhängig davon, ob die Forderung wirklich be-
steht. Dabei sind mündliche Schuldanerkenntnisse nicht 
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wirksam. Die Inkassounternehmen wissen das, berufen 
sich in Briefen an den Schuldner aber trotzdem darauf. 
Da wird bewusst Recht gebrochen, und dagegen muss 
was getan werden.

(Beifall bei der LINKEN)
Der Inkassowirtschaft geht es nicht darum, offene 

Rechnungen einzutreiben. Der Inkassowirtschaft geht es 
darum, durch das Spielen mit der Angst um offene Rech-
nungen möglichst viel Geld durch Gebühren zu verdie-
nen.

Der Gesetzentwurf der Koalition stellt eine Verbesse-
rung dar. Die Inkassokosten werden teils verringert, In-
kassodienstleister müssen mehr informieren, und den-
noch schützt die Koalition die Verbraucher nicht 
ausreichend. Wir haben als Linke mit einem Antrag wei-
tergehende Vorschläge vorgelegt, um dem Inkassounwe-
sen zu begegnen:

Erstens. Unternehmen müssen sich erst selbst bemü-
hen, Schuldner zur Begleichung offener Forderungen zu 
bewegen, bevor sie Inkassounternehmen beauftragen.

Zweitens. Wer Schulden eintreibt, muss mindestens 
prüfen, ob die Forderung überhaupt schlüssig ist, damit 
nicht irgendwelche Forderungen ins Blaue hinein einge-
trieben werden.

Drittens. Wir brauchen Obergrenzen für Inkassokos-
ten: maximal 5 Euro bei Forderungen bis 50 Euro und 
100 Euro als absolute Obergrenze in anderen Fällen.

(Beifall bei der LINKEN)
Viertens. Wir brauchen ein Verbot von Telefonanrufen 

zum Zweck, Verbraucher unter Druck zu setzen.

Zu guter Letzt brauchen wir angesichts der sich ab-
zeichnenden Verschlechterung der Situation im Zuge 
der Coronapandemie ein Recht auf Schuldnerberatung 
für alle.

(Beifall bei der LINKEN)
Kurzum: Der Gesetzentwurf der Koalition geht in die 

richtige Richtung, der Antrag der Linken ist aber deutlich 
besser.

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Niema Movassat. – Nächster Redner: für 

Bündnis 90/Die Grünen Stefan Schmidt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Seit mehr als zwei Jahren wissen wir 
schon, dass die Inkassogebühren nach der Reform von 
2013 sogar noch weiter gestiegen sind und das Bedro-
hungspotenzial gegenüber den Schuldnern – ich zitiere – 
„immens“ ist. Erst jetzt legt die Bundesregierung einen 
Gesetzentwurf vor, um den Verbraucherschutz im Inkas-
sorecht zu verbessern. Wir Grüne haben bereits 2018 

einen Antrag vorgelegt und konkrete Verbesserungsvor-
schläge gemacht.

Die Vorschläge der Bundesregierung hingegen sind 
nur auf den ersten Blick vielversprechend. Ja, die Inkas-
sogebühren sollen für viele Fälle – insbesondere für 
Kleinst- und Kleinforderungen – gesenkt werden. Wenn 
die Verbraucher eine Rechnung nicht bezahlt haben, dann 
sollen sie künftig nicht mehr ohne Warnung ganz 
plötzlich von Inkassoforderungen überrollt werden kön-
nen. Es soll verboten werden, Inkassodienstleister und 
Rechtsanwälte gleichzeitig zu beauftragen und damit 
doppelt abzukassieren. Diese Verbesserungen gehen 
grundsätzlich in die richtige Richtung. Die Bundesregie-
rung hat unseren Antrag offensichtlich gut gelesen und 
die eine oder andere gute Forderung auch übernommen.

(Sebastian Steineke [CDU/CSU]: Das kriegen 
wir auch selber hin!)

Die Reform von 2013 hat aber leider auch gezeigt: Wo 
mehr Verbraucherschutz versprochen wird, ist nicht auto-
matisch mehr Verbraucherschutz drin. Auch der vorlie-
gende Gesetzentwurf geht nicht weit genug. Einerseits 
sind die vorgeschlagenen Gebührensätze aus unserer 
Sicht immer noch zu hoch und zu kompliziert. Wir be-
zweifeln beispielsweise stark, dass eine regelmäßige 1,0- 
Gebühr für eine Inkassodienstleistung, die eine unbestrit-
tene Forderung betrifft, gerechtfertigt ist. Wir fordern 
hier eine stärkere Begrenzung der Gebühren. Aus meiner 
Sicht ist eine 0,3-Gebühr für das erste Inkassoschreiben 
vollkommen ausreichend. Schließlich handelt es sich hier 
im Regelfall wirklich um Standardschreiben, um Serien-
briefe. Wir werden uns mit den Gebührensätzen in den 
Beratungen aber sicherlich detailliert auseinandersetzen. 
Wir plädieren hier ganz klar für ein faires und verbrau-
cherfreundliches Inkassorecht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Andererseits tut die Bundesregierung immer noch viel 
zu wenig, um unseriöses Inkasso einzudämmen. Immer 
noch ist jede fünfte Forderung von Inkassounternehmen 
ungerechtfertigt; so haben es die Verbraucherzentralen 
vorgerechnet. Gleichzeitig werden die Schuldner von fra-
glichen Unternehmen nicht selten bedroht und unter 
Druck gesetzt. Um unseriöses Inkasso in den Griff zu 
bekommen, muss die Aufsicht dringend überarbeitet 
und auf Bundesebene gebündelt werden. Momentan ha-
ben wir hier eine viel zu starke Zersplitterung. Noch 
immer gibt es mehr als 20 Aufsichtsbehörden. So lassen 
sich schwarze Schafe beim besten Willen nicht finden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Für uns ist klar: Die Reform darf sich nicht wieder als 
Flop erweisen. Der Gesetzentwurf darf nicht verwässert 
werden. Das Inkassorecht muss fair und verbraucher-
freundlich sein. Darauf werden wir in den parlamentari-
schen Beratungen achten.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Stefan Schmidt. – Nächster Redner: für 

die SPD-Fraktion Dr. Karl-Heinz Brunner.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine Kolleginnen 

und Kollegen! 5,8 Milliarden Euro per anno werden 
von Inkassounternehmen und Rechtsanwälten durch die 
Eintreibung offener Forderungen in diesem Land jährlich 
realisiert. 19 000 hochqualifizierte, gut ausgebildete Mi-
tarbeiterinnen und Mitarbeiter der Inkassounternehmen 
dieses Landes in durchschnittlich etwa 650 registrierten 
Rechtsdienstleistungsunternehmen sind mit 42,9 Millio-
nen Forderungen pro Jahr beschäftigt. Im Berichtszeit-
raum 2018 – das ist der letzte Berichtszeitraum – fielen 
733 Beschwerden an. Man könnte also sagen: 733 Be-
schwerden bei 42,9 Millionen Forderungen ist eigentlich 
so, als wenn wir im Straßenverkehr sagen würden: Es 
fallen fast keine Bußgelder an.

Nichtsdestotrotz gibt es schwarze Schafe, und die 
schwarzen Schafe haben die Branche und damit auch 
die Aufsicht als solche in Verruf gebracht. Mit dem Ge-
setzentwurf der Bundesregierung wird ein richtiger Weg 
gegangen. Einige wichtige Punkte werden angesprochen: 
Es wird klargestellt, dass bei niedrigen Forderungen und 
auch bei Forderungen schlechthin die Inkassogebühren 
grundsätzlich niedriger sein müssen als die Forderungen, 
um das bestehende Recht glaubhaft durchzusetzen. Dane-
ben werden niedrigere Wertstufen festgelegt. Mit niedrig-
eren Wertstufen soll dafür gesorgt werden, dass das Ver-
hältnis der Inkassogebühren zu den entsprechenden 
Forderungen stimmt.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Herr Brunner, erlauben Sie eine Zwischenfrage oder 

-bemerkung von Herrn Movassat?

Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD):
Bitte, gerne, ja.

Niema Movassat (DIE LINKE):
Danke, Herr Kollege Brunner, dass Sie das erlauben. – 

Es geht auch ganz schnell, aber ich will zumindest, dass 
das auch im Protokoll richtiggestellt ist.

Sie haben gesagt, es habe nur 733 Beschwerden ge-
geben. Das ist zwar eine relativ geringe Zahl an Be-
schwerden, aber Sie werden mir ja zustimmen, dass viele 
Verbraucherinnen und Verbraucher ihre Rechte gar nicht 
kennen und schon gar nicht wissen, dass sie sich über-
haupt beschweren können, sodass diese Zahl von 733 Be-
schwerden gar nichts darüber aussagt, wie viele Fälle an 
problematischen Forderungseinzügen es gibt.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD):
Verehrter Kollege Movassat, ich bedanke mich für die 

Zwischenfrage, weil sie mir eine zusätzliche Erklärungs-
möglichkeit gibt.

(Heiterkeit des Abg. Sebastian Steineke [CDU/ 
CSU])

Die Verbraucherinnen und Verbraucher in diesem Land 
wissen sehr wohl, wo sie sich beschweren können.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Sie wissen ganz genau, welche Rechte sie haben, und sie 
nehmen diese Rechte auch wahr.

(Niema Movassat [DIE LINKE]: Das ist doch 
Quatsch! Das wissen Sie doch auch!)

Deshalb ist 733 zu 42,9 Millionen ein Verhältnis, bei dem 
man eigentlich keinen Regelungsbedarf hat. Trotzdem 
haben wir im Koalitionsvertrag vereinbart, den Verbrau-
cherschutz in den Mittelpunkt zu stellen,

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Guter 
Mann, der Herr Brunner!)

und Verbraucherschutz heißt, dass die Verbraucherinnen 
und Verbraucher dieses Landes nicht über Gebühr belas-
tet werden sollten.

Wir haben weiterhin gesagt: Das Recht muss nicht nur 
als Recht existieren, sondern auch durchgesetzt werden. 
Ich kann mir kein Land vorstellen – das sage ich ganz 
deutlich –, in dem man, wie es etwa Kollege Maier und 
Kollege Movassat sagen, die Rechnung zum Beispiel bis 
zu einem Betrag von 100 Euro nicht zahlen muss: Man 
geht in den Laden rein, man kauft das T-Shirt, man kriegt 
eine Rechnung gestellt, und dann muss man halt nicht 
zahlen, weil es nicht durchgesetzt wird.

Ein zweiter Weg wäre, dass wir wegen jeder Forderung 
in diesem Land ein gerichtliches Mahnverfahren und ein 
Gerichtsverfahren haben. Das wollen wir auch nicht; 
denn es dient nicht dem wirtschaftlichen Wohlergehen 
dieses Landes.

Deshalb haben wir mit den vier Punkten – mit den 
niedrigeren Gebührensätzen zwischen 0,5 und 1,0, wie 
es das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz vorschlägt, mit der neuen niedrigen Wertstufe, 
mit der hohen Transparenz und den Informationspflich-
ten gegenüber dem Verbraucher und mit der Erneuerung 
und der Verbesserung der Aufsicht, fast so, wie es beim 
alten Rechtsberatungsgesetz einmal war – den richtigen 
und guten Weg beschritten: auf der einen Seite Verbrau-
cherschutz, auf der anderen Seite Schutz und Erhalt der 
Rechtssicherheit in diesem Land.

Ich hoffe, dass wir im Rahmen der Beratungen, insbe-
sondere durch die öffentliche Anhörung, darin bestätigt 
werden, dass der Gesetzentwurf ein maßvoller Weg ist, 
um gutes Geld in den Wirtschaftskreislauf zurückzufüh-
ren, Rechtssicherheit im Lande zu erhalten und einen 
Grundsatz hochzuhalten: Wer in diesem Land eine Rech-
nung bekommt, die gerechtfertigt ist, muss sie auch be-
zahlen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Dr. Karl-Heinz Brunner. – Gleich kommt 

die letzte Rede des heutigen Tages. Letzter Redner in der 
sehr lehrreichen Debatte: Dr. Volker Ullrich für die CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian 
Steineke [CDU/CSU]: Jetzt wird der Deckel 
draufgemacht!)

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Wer einen Vertrag eingeht, muss die Gegenleis-
tung, die er schuldet, erfüllen; wer etwas kauft, muss die 
Ware bezahlen. – Auf diesem Grundkonstrukt ruht das 
Bürgerliche Gesetzbuch seit 120 Jahren. Und diese Art 
von Vertrauen ist wichtig und elementar für den Wirt-
schaftskreislauf.

Leistung und Gegenleistung stehen, wie die Juristen 
sagen, in einem synallagmatischen Verhältnis, um noch 
einen Rechtsbegriff einzuführen.

(Beifall des Abg. Sebastian Steineke [CDU/ 
CSU] – Sebastian Steineke [CDU/CSU]: Ganz 
wichtig um diese Uhrzeit! – Dr. Jan-Marco 
Luczak [CDU/CSU]: Nicht so viele Fremdwör-
ter!)

Und wenn die 23 Millionen offenen Forderungen in 
Deutschland, die die Inkassobranche jährlich abarbeitet, 
nicht erfüllt werden, dann stehen hinter den nicht bezahl-
ten Rechnungen auch Schicksale, nämlich gerade Mittel-
ständler und kleine Unternehmer, die darauf angewiesen 
sind, dass die Rechnungen bezahlt werden. Und wenn 
über 5 Milliarden Euro durch die Inkassobranche jährlich 
rückgeführt werden, dann sichert das auch dem einen 
oder anderen Unternehmen das Überleben, und daran 
hängen auch Arbeitsplätze. Deswegen ist die Beglei-
chung von Forderungen gerade für den Wirtschaftskreis-
lauf eine elementar wichtige Angelegenheit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn wir heute über Inkasso reden, dann sprechen wir 
nicht über das Ob der Forderungsbeitreibung, sondern 
wir sprechen über das Wie. Es geht um die Frage, ob es 
gerade bei kleinen Beträgen tatsächlich fair und ange-
messen ist, dass die Inkassokosten im Regelfall die offene 
Forderung übersteigen. Es geht nicht darum, für Kleinbe-
träge Inkasso abzuschaffen oder hier den Vergütungsan-
spruch zu vereiteln. Es geht darum, dass wir einen fairen 
Ausgleich finden. Ich glaube, diesen Interessenausgleich 
schafft dieser Gesetzentwurf.

Gerade bei kleineren Forderungen bis 50 Euro ist es 
doch nicht angemessen, wenn durch eine Auslagenpau-
schale und eine 1,3-Gebühr die Inkassokosten auf bis zu 
78 Euro ansteigen. Das ist etwas, wo die Verbraucher 
sagen: Kann das sein? – Wenn nämlich letztlich die 
Durchsetzung der Inkassoforderung höher bewertet wird 
als die eigentlich zu begleichende Rechnung und wenn 
man weiß, dass im Zivilrecht übrigens auch noch erst mal 
die Inkassorechnungen angerechnet werden und dann die 
Hauptforderung beglichen wird, dann haben wir hier ein 

Ungleichgewicht. Und dieses Ungleichgewicht wollen 
wir aufheben.

Wir wollen, dass bei Kleinbeträgen, wenn jemand auf 
ein erstes Mahnschreiben hin sofort bezahlt und sagt: 
„Jawohl, das schulde ich, und ich überweise den Rech-
nungsbetrag“, nur noch 18 Euro Inkassogebühren fällig 
werden, also eine 0,5-Gebühr, und wenn man es später 
überweist, 36 Euro, also eine 1,0-Gebühr. Ich glaube, das 
ist auch angemessen, und das können die Inkassounter-
nehmen auch leisten. Warum? Weil wir gerade bei Klein-
forderungen, bei Beträgen des alltäglichen Lebens, ohne-
hin bereits aufseiten der Inkassounternehmen eine 
automatisierte Abfolge der Arbeitsabläufe haben,

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Eben!)

sodass tatsächlich auch aufseiten der Inkassounterneh-
men ein gutes Kosten-Nutzen-Verhältnis dargestellt wer-
den kann. Handelt es sich dagegen um größere Forde-
rungen, dann ist es angemessen, dass tatsächlich auch 
die Validität der Forderung geprüft wird, sodass hier auch 
zukünftig höhere Gebühren möglich sind.

Aber klar ist auch: Es kann keine Doppelbeauftragung 
geben, wenn der Schuldner nicht bereit ist, doppelt zu 
bezahlen, und auch gar nicht vorhersehen kann, dass er 
dies muss. Wer also ein Inkassounternehmen und einen 
Rechtsanwalt beauftragt, der kann sich das nicht zweimal 
bezahlen lassen. Vielmehr muss sich der Gläubiger der 
Forderung entscheiden: Lasse ich diese Forderung durch 
ein Inkassounternehmen oder durch den Rechtsanwalt 
beitreiben? – Ich glaube, es ist nur fair und angemessen, 
dass der Verbraucher hier nicht doppelt belastet wird.

Dann wollen wir noch dafür Sorge tragen, dass die 
Aufsichtsbehörden gerade in den Fällen – und die kom-
men auch vor –, in denen vermeintliche Forderungen bei-
getrieben werden, es zu einem sogenannten Identitäts-
diebstahl kommt, Inkassounternehmen über die Stränge 
schlagen oder dem Verbraucher vielleicht auf unangeneh-
me Weise auf den Leib rücken, stärker einschreiten kön-
nen. Deswegen muss die Aufsichtsbehörde auf dem 
Schreiben angegeben werden. Ich glaube, das trägt auch 
dazu bei, hier den Verbraucherschutz zu stärken.

Also alles in allem: Wir wollen, dass wir einen fairen 
Ausgleich finden zwischen den Interessen derjenigen, die 
das Geld brauchen, weil sie Leistungen erbracht haben, 
und den Interessen der Verbraucher, die vor überhöhten 
Forderungen geschützt werden sollen. Lassen Sie uns 
über diesen Gesetzentwurf intensiv diskutieren und da-
raus ein gutes Gesetz machen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Karl-Heinz Brunner [SPD])

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen herzlichen Dank, lieber Dr. Volker Ullrich. – 

Damit schließe ich die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
den Drucksachen 19/20348, 19/20345 und 19/20547 an 
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die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge-
schlagen. – Es gibt keine weiteren Vorschläge. Dann ver-
fahren wir genau so.

Danke für den Begriff „Identitätsdiebstahl“. Den habe 
ich gelernt. Jetzt weiß ich, was das war, was mir da so 
passiert ist.

Wir sind damit am Schluss unserer heutigen Tagesord-
nung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Donnerstag, den 2. Juli 2020, 9 Uhr, 
ein.

Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche Ihnen noch 
einen schönen Restabend. Vielen herzlichen Dank unse-
ren Assistenten und Assistentinnen und unserem Proto-
koll!

(Beifall der Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE] und Dr. Manuela Rottmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

(Schluss: 20.07 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht 

Anlage 1 

Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Barrientos, Simone DIE LINKE

Cotar, Joana AfD

Dörner, Katja BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Dürr, Christian FDP

Esdar, Dr. Wiebke* SPD

Gabelmann, Sylvia DIE LINKE

Herzog, Gustav SPD

Korkmaz-Emre, 
Elvan*

SPD

Korte, Jan DIE LINKE

Pasemann, Frank AfD

Pilger, Detlev SPD

Post, Florian SPD

Ramsauer, Dr. Peter CDU/CSU

Remmers, Ingrid DIE LINKE

Schreiner, Felix CDU/CSU

Trittin, Jürgen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Weinberg, Harald DIE LINKE

Werner, Katrin DIE LINKE

Zdebel, Hubertus DIE LINKE

Ziegler, Dagmar SPD

Zimmermann, Pia DIE LINKE

* aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes

Anlage 2 

Schriftliche Antworten auf Fragen der Fragestunde 
(Drucksache 19/20373)

Frage 3

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
der Abgeordneten Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Beruht nach Kenntnis der Bundesregierung die Auswahl 
von vier möglichen Endlagerstandorten in der Tschechischen 
Republik – zwei davon 50 bis 60 Kilometer von der deutschen 
Grenze entfernt – unter dem Einsatz eines beratenden Exper-
tengremiums der Behörde für die Endlagerung radioaktiver 
Abfälle (RAWRA – Radioactive Waste Repository Authority) 
auf einem in Tschechien gesetzlich verankerten Prozess (gege-
benenfalls bitte unter Angabe der Gesetzesgrundlage – ver-
gleiche www.novinky.cz/domaci/clanek/vyber-lokalit-pro- 
jaderne-uloziste-se-zuzil-na-ctyri-mista-40326482), und hat 
die Bundesregierung die Einbindung der deutschen Öffentlich-
keit am Auswahlverfahren mittels einer grenzüberschreitenden 
Konsultation gefordert (zum Beispiel im Rahmen der Deutsch- 
Tschechischen Kommission (DTK), www.bmu.de/themen/ 
a tomene rg i e - s t r ah l enschu t z /nuk l ea r e - s i che rhe i t /  
internationales/bilaterale-zusammenarbeit/)?

Das tschechische Atomgesetz von 2016 sieht in Ab-
schnitt IV die Behandlung von radioaktiven Abfällen und 
abgebrannten Brennelementen vor. Hier heißt es in § 108: 
„Im Interesse der Entsorgung radioaktiver Abfälle … und 
abgebrannter Brennelemente wird vom Ministerium für 
Industrie und Handel ein Konzept für die Entsorgung 
radioaktiver Abfälle und abgebrannter Brennelemente 
ausgearbeitet.“

Eine Aktualisierung des entsprechenden Konzepts 
wurde im Jahr 2017 von der tschechischen Regierung 
vorgelegt. Diesbezüglich fand eine grenzüberschreitende, 
strategische Umweltprüfung (SUP) statt, welche auch der 
deutschen Öffentlichkeit und der Bundesregierung die 
Möglichkeit gab, Stellung zu beziehen. Neben einer offi-
ziellen Stellungnahme des Bundesumweltministeriums 
erfolgten über 300 Stellungnahmen aus der deutschen 
Öffentlichkeit an die tschechischen Behörden.

Nach Abschluss des Beteiligungsverfahrens wurde die 
Aktualisierung des Konzepts zur Behandlung radioakti-
ver Abfälle und abgebrannter Brennelemente der tsche-
chischen Regierung zum Beschluss vorgelegt. Das der-
zeit gültige Dokument wurde von der tschechischen 
Regierung mit der Resolution Nr. 597 vom 26. Juni 
2019 erörtert und genehmigt.

Das tschechische Standortauswahlverfahren betrachte-
te in einem Zeitraum ab dem Jahr 2014 neun potenzielle 
Endlagerstandorte. Diese sollten um den Jahreswechsel 
2019/2020 auf vier potenzielle Standorte reduziert wer-
den, was nun geschehen ist. Der nächste Schritt ist für das 
Jahr 2025 anberaumt, hier sollen ein Endlagerstandort 
ausgewählt sowie ein Reservestandort benannt werden.

Im Rahmen der Deutsch-Tschechischen Kommission, 
die auf Grundlage des bilateralen Abkommens zur nuk-
learen Sicherheit und zum Strahlenschutz eingerichtet 
worden ist und jährlich tagt, steht das Bundesumweltmi-
nisterium mit der tschechischen Seite in einem engen 
Austausch und hat darum gebeten, dass die deutsche 
grenznahe Bevölkerung beteiligt wird, falls ein Standort 
nahe der deutschen Grenze ausgewählt werden sollte.
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Frage 8

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Christoph Hoffmann (FDP):

Welche weiteren Projekte plant die Bundesregierung, aus 
der Internationalen Klimaschutzinitiative bis zum Ende der 
19. Wahlperiode in welchem Zeitrahmen zu finanzieren?

Alle laufenden Projekte, die von der Internationalen 
Klimaschutzinitiative (IKI) gefördert werden, sind auf 
der IKI-Website veröffentlicht. Dort finden sich neben 
Informationen zu den Projektinhalten auch Daten zu 
den Laufzeiten und Budgets.

Die zukünftigen Projekte dieser Legislaturperiode, 
nach denen Sie fragen, können derzeit noch nicht konkret 
benannt werden, da die endgültige Förderentscheidung 
aus folgendem Grund jeweils noch aussteht:

Die Internationale Klimaschutzinitiative ermittelt die 
zu fördernden Projekte grundsätzlich über Ideenwettbe-
werbe. Die Auswahl eines konkreten Projektes steht da-
her erst am Ende eines intensiven Auswahlprozesses, der 
in den allermeisten Fällen von externen Gutachtern unter-
stützt wird. Damit gewährleistet die IKI, dass das jeweils 
beste Projekt zu einem Themenfeld in die Umsetzung 
gelangt. Der Wettbewerbscharakter der Förderverfahren 
und die Einbeziehung nichtstaatlicher Durchführungsor-
ganisationen sind wesentliche Merkmale der IKI, die sie 
von der klassischen Entwicklungszusammenarbeit unter-
scheiden.

Detaillierte Informationen zu den laufenden Wettbe-
werben und dem Stand der Verfahren können unter 
www.international-climate-initiative.com eingesehen 
werden.

Frage 9

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
der Abgeordneten Carina Konrad (FDP):

Wie definiert die Bundesregierung die in § 45 Absatz 7 
Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes genannten ernsten 
land-, forst-, fischerei- oder wasserwirtschaftlichen Schäden 
in Zusammenhang mit dem Wolf?

Die Auffassung der Bundesregierung zur Interpreta-
tion des § 45 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 Bundesnatur-
schutzgesetz, wonach Ausnahmen zur „Abwendung erns-
ter land-, forst-, fischerei- oder wasserwirtschaftlicher 
oder sonstiger ernster wirtschaftlicher Schäden“ erteilt 
werden können, geht aus der Begründung zum Zweiten 
Gesetz zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 
hervor (Bundestagsdrucksache 19/10899, Seite 9). Da-
nach erfordert der Ausnahmegrund, dass der drohende 
oder bereits eingetretene Schaden „ernst“, das heißt mehr 
als nur geringfügig und damit von einigem Gewicht ist. 
Entgegen einer in Teilen der Rechtsprechung vertretenen 
Auslegung bedarf es keiner Existenzgefährdung oder ei-
nes unerträglichen Eingriffs in das Recht am eingerichte-
ten und ausgeübten Gewerbebetrieb.

Zuständig für die Erteilung artenschutzrechtlicher 
Ausnahmen in Bezug auf den Wolf sind die Länder. Es 
ist daher ausschließlich Sache der Länder, im Einzelfall 
zu beurteilen, ob die genannten Voraussetzungen erfüllt 
sind.

Frage 10

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
der Abgeordneten Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Kann die Bundesregierung ausschließen, dass das europä-
ische Klimaschutzgesetz im Rahmen der Deutschen EU-Rats-
präsidentschaft vom 1. Juli 2020 bis zum 31. Dezember 2020 
(www.bmu.de/themen/klima-energie/klimaschutz/eu- 
klimapolitik/) nicht zum Verhandlungsabschluss und zur legis-
lativen Umsetzung kommt?

Während unserer Ratspräsidentschaft wollen wir da-
rauf hinarbeiten, die Beratung des Entwurfs eines europä-
ischen Klimagesetzes, welches insbesondere die Klima-
neutralität der Europäischen Union bis zum Jahr 2050 
rechtlich verbindlich festschreibt, im Rat abzuschließen. 
Der Fortschritt der Verhandlungen hängt dabei ebenfalls 
von den Positionierungen der Mitgliedstaaten und dem 
Europäischen Parlament ab. Verzögerungen in den Ver-
handlungen können somit nicht ausgeschlossen werden.

Frage 11

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
des Abgeordneten Karlheinz Busen (FDP):

Auf welche Art und Weise möchte die Bundesregierung eine 
Vergütung der Speicherung von CO2 in Wäldern vor dem Hin-
tergrund schaffen, dass zukünftig weitere Waldflächen zur Er-
reichung des 5-Prozent-Ziels an natürlicher Waldentwicklung 
in eine Stilllegung überführt werden und damit als effektive 
Speicher für CO2 nicht zur Verfügung stehen?

Grundsätzlich gilt es, die Ertragssituation der Forstbe-
triebe zu optimieren. Hierzu gehört neben der Stärkung 
bestehender Einkommensmöglichkeiten (Holzverkauf, 
Förderung) die Verbreiterung potenzieller neuer Einkom-
mensmöglichkeiten zum Beispiel in Form von Honorie-
rung von Ökosystemdienstleistungen. Es werden derzeit 
verschiedene Ansätze diskutiert, wie Ökosystemleistun-
gen von Wäldern zukünftig in Wert gesetzt werden könn-
ten. Die Honorierung der Klimaschutzleistung ist dabei 
eine aktuelle, aber nicht die einzige Ökosystemleistung 
der Wälder.

Nachhaltige Waldbewirtschaftung, deren integraler 
Bestandteil die Holznutzung ist, und Wälder mit natür-
licher Waldentwicklung leisten einen Beitrag zum Klima-
schutz. In Holzprodukten bleibt ein Teil des in Bäumen 
gespeicherten Kohlenstoffs je nach Nutzungsart unter-
schiedlich lange gebunden. Junge Bäume, die anstelle 
der gefällten nachwachsen, nehmen weiter CO2 auf. 
Wenn Waldbesitzer auf den Holzeinschlag verzichten, 
steigt dadurch der Kohlenstoffvorrat im Wald weiter an, 
jedoch entfallen die Speicherung von Kohlenstoff in 
Holzprodukten und der mit der stofflichen und energe-
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tischen Nutzung von Holz verbundene Substitutionsef-
fekt, der noch einmal eine ähnliche Größenordnung hat 
wie die CO2-Senke im Wald. Das Kohlenstoffspeiche-
rungspotenzial in Wäldern ist nicht unbegrenzt. Entweder 
wird das Holz genutzt, oder die Bäume sterben am Ende 
ihrer durchschnittlichen natürlichen Lebenszeit von meh-
reren Hundert Jahren. Bleiben abgestorbene Bäume als 
Totholz im Wald, bauen Insekten, Pilze und Mikroorga-
nismen das Holz ab; nur ein Teil wird als Humus im 
Boden gebunden; der größte Teil kehrt als CO2 in die 
Atmosphäre zurück. Die Rückführung des Kohlenstoffs 
aus Totholz in die Atmosphäre erfolgt allerdings sehr 
langsam. Eine Studie der Uni Bayreuth (https:// 
www.lwf.bayern.de/mam/cms04/boden-klima/dateien/ 
a87-totholz-als-kohlenstoffsenke.pdf) kommt zu dem 
Schluss, dass die Halbwertszeit von Buchentotholz bei 
15 Jahren liegt und bei Fichtentotholz bei 35 Jahren. 
Auch Totholz stellt daher einen Zwischenspeicher von 
Kohlenstoff dar und erzielt dabei gleichzeitig positive 
Wirkungen für den Schutz der Biodiversität.

Frage 12

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Lukas Köhler (FDP):

Welche regulatorischen Rahmenbedingungen müssen nach 
Kenntnis des Bundesumweltministeriums angepasst werden, 
um die für den in der Wasserstoffstrategie der Bundesregierung 
vorgesehenen Blauen Wasserstoff notwendige CO2-Speiche-
rung zu ermöglichen, und wie weit ist der aktuelle Stand beim 
im Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung ange-
kündigten „Dialogprozess mit relevanten Stakeholdern“ zur 
CO2-Speicherung mittels CCS-Technologien?

Mit der Nationalen Wasserstoffstrategie erkennt die 
Bundesregierung die Bedeutung von Wasserstoff für die 
Dekarbonisierung an und stellt fest, dass auf Dauer nur 
Wasserstoff, der aus erneuerbaren Energien hergestellt 
wurde, sogenannter grüner Wasserstoff, nachhaltig ist. 
Die Bundesregierung geht jedoch gleichzeitig davon 
aus, dass sich in den nächsten zehn Jahren ein globaler 
und europäischer Wasserstoffmarkt herausbilden wird. 
Auf diesem Markt wird auch CO2-neutraler (zum Bei-
spiel blauer oder türkiser) Wasserstoff gehandelt werden. 
Aufgrund der engen Einbindung von Deutschland in die 
europäische Energieversorgungsinfrastruktur wird daher 
auch in Deutschland CO2-neutraler Wasserstoff eine Rol-
le spielen und, wenn verfügbar, auch übergangsweise ge-
nutzt werden. Die Wasserstoffstrategie trifft keine Aus-
sage zur CO2-Speicherung in Deutschland im Kontext 
von blauem Wasserstoff. Eine Anpassung der regulatori-
schen Rahmenbedingungen zu diesem Zweck ist derzeit 
nicht geplant.

Der mit dem Klimaschutzprogramm 2030 von der 
Bundesregierung angekündigte Dialogprozess CCS soll 
im Rahmen des sich noch in Planung befindlichen För-
derprogramms „CO2-Vermeidung und -Nutzung in 
Grundstoffindustrien“ durchgeführt werden.

Frage 13

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Lukas Köhler (FDP):

Welche Maßnahmen (beispielsweise Sanktionen) ergreift 
die Bundesregierung bzw. das Umweltbundesamt bei Emitten-
ten von Treibhausgasen nach dem Brennstoffemissionshan-
delsgesetz in der Festpreisphase, wenn die in § 4 festgelegten 
jährlichen Emissionsmengen überschritten werden und die in 
§ 5 vorgesehene Nutzung von Flexibilisierungsmöglichkeiten 
nach der EU-Lastenteilungsverordnung bereits vollständig 
ausgeschöpft ist, sodass die Abgabepflicht faktisch nicht er-
füllt werden kann, und nach welchem Prinzip werden die nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden Emissionsberechtigungen 
bis 2026 vergeben, falls die Nachfrage das Angebot übersteigt, 
da eine marktwirtschaftliche Vergabe nach der Höhe der Zah-
lungsbereitschaft ausgeschlossen ist?

Die Fragestellung unterstellt eine hypothetische Situa-
tion, die durch das im Bundes-Klimaschutzgesetz vorge-
sehenen Instrumentarium ausgeschlossen werden soll. 
Denn mit dem Klimaschutzgesetz wird die Emissionsent-
wicklung in Deutschland sehr engmaschig und zeitnah 
überwacht. Bei erkennbarem Handlungsbedarf sind zu-
sätzliche Maßnahmen zur Emissionsminderung vorgese-
hen. Das Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) und 
das Bundes-Klimaschutzgesetz wirken insoweit zusam-
men und müssen gemeinsam betrachtet werden.

Darüber hinaus beobachtet die Bundesregierung auch 
die Entwicklungen in anderen EU-Mitgliedstaaten, insbe-
sondere mit Blick auf das Potenzial an Emissionszuwei-
sungen, die Deutschland für eine mögliche Kompensa-
tion nach § 5 BEHG zur Verfügung stehen.

Sofern sich also im Verlauf der Verpflichtungsperio-
de 2021 bis 2030 Anhaltspunkte dafür ergeben, dass im 
Bereich des Brennstoffemissionshandels die tatsächli-
chen Emissionen höher sind als die festgelegten jährli-
chen Emissionsmengen, wird aufgrund der im Klima-
schutzgesetz enthaltenden Mechanismen gewährleistet, 
dass die nach dem BEHG vorgesehenen Emissionsmen-
gen eingehalten werden.

Frage 14

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
der Abgeordneten Judith Skudelny (FDP):

Wird es nach Meinung der Bundesregierung aufgrund der 
Änderungen der Altölverordnung zu Entsorgungsengpässen 
und Preissteigerungen sowie zu einer damit verbundenen Zu-
nahme der illegalen Entsorgung von Altöl kommen, und, wenn 
nein, warum nicht?

Nach Ansicht der Bundesregierung ist durch die Än-
derung der Zweiten Verordnung abfallrechtlicher Bestim-
mungen zur Altölentsorgung nicht mit Entsorgungs-
engpässen oder Preissteigerungen oder einer damit 
verbundenen Zunahme der illegalen Entsorgung von Alt-
öl zu rechnen. Im Gegenteil, durch die Neufassung des 
§ 2 Absatz 1 können neben der Aufbereitung der Altöle 
zu Basisöl auch andere Recyclingverfahren zur stoffli-
chen Verwertung herangezogen werden. Dadurch werden 
zukünftig nicht nur die Altöle der Sammelkategorie 1 der 
Anlage 1 stofflich verwertet, sondern auch die Altöle der 
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Sammelkategorie 2. Diese Änderung hat keine Auswir-
kungen auf das Preisniveau.

Auch die übrigen Regelungen führen aus Sicht der 
Bundesregierung nicht zu Entsorgungsengpässen oder ei-
ner illegalen Entsorgung. Den Endverbrauchern wird 
weiterhin eine kostenlose Rückgabemöglichkeit für ge-
werbsmäßig erworbenes Verbrennungsmotoren- und Ge-
triebeöl in Altölannahmestellen garantiert.

Frage 15

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
der Abgeordneten Judith Skudelny (FDP):

In welchen Ländern der EU gibt es nach Kenntnis der Bun-
desregierung noch kein Deponierungsverbot von Siedlungsab-
fällen, und wird sich die Bundesregierung im Rahmen ihrer 
EU-Ratspräsidentschaft für ein EU-weites Deponierungsver-
bot von Siedlungsabfällen stark machen?

Meinen Ausführungen möchte ich voranstellen, dass 
ich bei der Beantwortung der Frage davon ausgehe, dass 
Sie ein Deponierungsverbot unvorbehandelter Siedlungs-
abfälle meinen, denn nach Kenntnis der Bundesregierung 
gibt es in keinem Land ein Ablagerungsverbot für Sied-
lungsabfälle. Neben Deutschland haben Österreich, Lu-
xemburg, Schweden, Finnland, Belgien, Dänemark, die 
Schweiz und Norwegen die direkte Ablagerung unvor-
behandelter Siedlungsabfälle auf Deponien bereits vor 
vielen Jahren verboten. Weiterhin haben nach Kenntnis 
der Bundesregierung die drei baltischen Staaten sowie 
die Slowakei mittlerweile ein Deponierungsverbot un-
vorbehandelter Siedlungsabfälle im nationalen Recht 
verankert. Demzufolge haben alle nicht zuvor genannten 
EU-Mitgliedstaaten noch kein solches Deponierungsver-
bot in ihren nationalen Gesetzen festgeschrieben.

Während der EU-Ratspräsidentschaft wird sich die 
Bundesregierung für ein EU-weites Deponierungsverbot 
für unvorbehandelte Abfälle einsetzen. Hierzu hat sich 
Frau Bundesumweltministerin Schulze bereits am 
11. Februar dieses Jahres mit einem Brief an den EU- 
Kommissar für Umwelt, Meere und Fischerei, Herrn Sin-
kevicius, und den Vizepräsidenten der EU-Kommission, 
Herrn Timmermans, gewandt.

Frage 16

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Florian Pronold auf die Frage 
der Abgeordneten Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Welche Anpassungen hält die Bundesumweltministerin 
Svenja Schulze im Bereich der Fleischindustrie für notwendig, 
wenn sie davon spricht, dass die EU-Klimaziele von 40 auf 50 
oder 55 Prozent bis 2030 angehoben werden sollen (vergleiche 
www.faz.net/aktuell/politik/inland/erderwaermung-schulze- 
will-hoeheres-eu-klimaziel-noch-in-diesem-jahr-16828653. 
html), und kann dies nach Ansicht der Bundesregierung ohne 
Reduktion der Tierzahlen erreicht werden?

Bundesumweltministerin Schulze hat sich dafür ausge-
sprochen, dem Vorschlag der Europäischen Kommission 
zu folgen, das Treibhausgasminderungsziel für 2030 

(EU-NDC) von 40 Prozent auf 50 bis 55 Prozent gegen-
über 1990 anzuheben. Mit welchen konkreten Instrumen-
ten das noch im Detail zu vereinbarende Minderungsziel 
in allen EU-Mitgliedstaaten erreicht werden soll, wird 
voraussichtlich nicht Gegenstand dieser Entscheidung 
sein. Entsprechend ist noch offen, welche gegebenenfalls 
zusätzlichen Anforderungen an die europäische und/oder 
deutsche Fleischindustrie aus der Entscheidung über die 
NDC-Erhöhung resultieren werden.

Frage 17

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Michael Meister auf die 
Frage der Abgeordneten Sylvia Kotting-Uhl (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche sind im kommenden halben Jahr auf EU-Ebene die 
bereits anvisierten Termine unter Beteiligung der Bundesregie-
rung, auf denen (auch) die EU-Finanzmittel für das Kernfu-
sionsprojekt ITER in den kommenden Jahren diskutiert bzw. 
beraten werden (bitte vollständige Auflistung mit jeweiligem 
Datum und Verhandlungsziel), und welche Ergebnisse wurden 
im Rahmen der letzten Sitzungen auf EU-Ebene seit ein-
schließlich Dezember 2019 zu diesem Thema schon erreicht 
(vergleiche Antwort der Bundesregierung auf meine mündli-
che Frage 65 auf Plenarprotokoll 19/133)?

Für das kommende halbe Jahr sind der Bundesregie-
rung bislang keine Termine bekannt, bei denen speziell 
die EU-Finanzmittel für das Fusionsprojekt ITER in den 
kommenden Jahren diskutiert bzw. beraten werden. Die 
EU-Finanzmittel für den künftigen mehrjährigen Finanz-
rahmen (2021 bis 2027) im Allgemeinen werden nach 
Kenntnis der Bundesregierung Gegenstand der nächsten 
Sitzung des Europäischen Rats am 17. und 18. Juli 2020 
sein. Seit Dezember 2019 wurde das ITER-Dossier nicht 
besprochen.

Frage 18

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Rachel auf die Frage 
der Abgeordneten Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Mit welchen Programmen bzw. Maßnahmen fördert die 
Bundesregierung (Anti-)Rassismusforschung (unter Angabe 
der explizit hierfür vorgesehenen Mittel), und plant sie, in 
diesem Themenfeld Projekte vergleichbar zu den Forschungs-
verbünden im Bereich Antisemitismus (www.bmbf.de/de/ 
karliczek-wir-staerken-die-antisemitismusforschung-11314. 
html) auf den Weg zu bringen?

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) beabsichtigt, neben der in der Fragestellung ge-
nannten Bekanntmachung zum Thema Antisemitismus 
zeitnah eine Förderrichtlinie zum Thema Rechtsextre-
mismus zu veröffentlichen. Für die Förderrichtlinie ste-
hen rund 15 Millionen Euro bereit. Damit will das BMBF 
dazu beitragen, dass Politik und Gesellschaft rechtsextre-
mistischen Entwicklungen auf Grundlage wissenschaftli-
cher Erkenntnisse angemessen begegnen und diese zu-
rückdrängen können.

Mit dem Thema Rassismus befasst ist auch das vom 
BMBF ab dem 1. Juni 2020 geförderte Forschungsinstitut 
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Gesellschaftlicher Zusammenhalt (FGZ), in dem aktuel-
le, für den Zusammenhalt der Gesellschaft relevante Ent-
wicklungen und ihre historischen Wurzeln analysiert 
werden sollen. Das FGZ übernimmt die Aufgabe, die 
entsprechende Forschung voranzutreiben und praxisrele-
vante Vorschläge für Politik, Verwaltung und Zivilgesell-
schaft zu erarbeiten. Das Fördervolumen beträgt rund 
40 Millionen Euro für vier Jahre.

Zudem fördert das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend das Deutsche Zentrum für 
Integrations- und Migrationsforschung e. V. (DeZIM-In-
stitut) institutionell mit jährlich rund 3,4 Millionen Euro. 
In diesem Rahmen werden mehrere Projekte durchge-
führt, die rassistische Diskriminierung und Diskriminie-
rungserfahrungen analysieren.

Frage 19

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Michael Meister auf die 
Frage der Abgeordneten Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Plant die Bundesregierung im Rahmen der Kultusminister-
konferenz den Umgang mit den Themen Kolonialismus, Anti-
rassismus, Antiziganismus und der deutschen Geschichte als 
Einwanderungsland zu thematisieren, und welche konkreten 
Schritte hat die Bundesregierung hierfür bereits ergriffen?

Die Bundesregierung besitzt in der Ständigen Kultus-
ministerkonferenz der Länder (KMK) Gaststatus. Wel-
chen Themen sich die KMK widmet, obliegt der Ent-
scheidung der Mitglieder der KMK, namentlich den 
Kultus- und Wissenschaftsministerinnen und -ministern 
der sechzehn Länder.

Die KMK hat in den vergangenen Jahren eine Reihe 
von Empfehlungen verabschiedet, die Themen wie Ras-
sismus, Menschenrechte, interkulturelle Bildung, Demo-
kratie- und Europabildung adressieren.

Am 12. März 2020 hat die KMK zudem die Erklärung 
„Für eine Gesellschaft des Miteinanders gegen Ausgren-
zung, Hass und Gewalt“ beschlossen und veröffentlicht. 
In dieser hält sie unter anderem fest, dass Politik, Recht 
und Gesellschaft jeder Art gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit mit Entschiedenheit und Härte entgegentre-
ten müssen. Dies gelte besonders für Schulen als zentrale 
Orte für Demokratiebildung im weitesten Sinne. Hier 
würden insbesondere die Grundlagen für ein respektvol-
les und achtsames Miteinander ohne Ausgrenzung ver-
mittelt und die Spielregeln für den Austausch von Mein-
ungen eingeübt.

Frage 20

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Michael Meister auf die 
Frage des Abgeordneten Kai Gehring (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Wie erklärt sich die Bundesregierung, dass es im gesamten 
Monat Mai 2020 rund 8 100 Anträge auf einen KfW-Studien-
kredit gab (2 864 bewilligt, 5 344 in Bearbeitung; siehe Ant-
wort auf die Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen „Corona-Nothilfe für Studierende“ auf 

Bundestagsdrucksache 19/19920), während es allein in den 
ersten sieben Tagen nach Freischalten des Onlineportals rund 
54 000 Anträge auf einen Zuschuss aus der Überbrückungs-
hilfe gab?

Beide Instrumente der Überbrückungshilfe für Studie-
rende in pandemiebedingten Notlagen, der erweiterte 
KfW-Studienkredit und der über die Studierendenwerke 
vergebene Zuschuss, stehen grundsätzlich allen an staat-
lichen oder staatlich anerkannten Hochschulen im Inland 
immatrikulierten Studierenden zur Verfügung.

Die beiden Instrumente haben unterschiedliche Zwe-
cke und sollen unterschiedliche Bedarfe abdecken. Der 
erweiterte KfW-Studienkredit ist insbesondere für einen 
längerfristigen Finanzierungsbedarf gedacht als die 
Überbrückungshilfe in Form des Zuschusses, die nur für 
die Monate Juni, Juli und August 2020 beantragt werden 
kann.

Der Zuschuss soll in kurzfristigen akuten Notlagen 
helfen. Studierende in einer solchen unmittelbaren pan-
demiebedingten finanziellen Notsituation, bei der sich 
aber eine Verbesserung der Einkommensverhältnisse 
schon wieder abzeichnet oder jedenfalls zu erhoffen ist, 
werden den Zuschuss bevorzugen.

Studierende, die mit einem längerfristigen finanziellen 
Engpass rechnen oder einen höheren Finanzierungsbe-
darf haben, werden eher den KfW-Studienkredit beantra-
gen. Hier sind die Antragszahlen von 1 220 im April 2020 
auf 5 343 im Mai und auf 11 415 bis einschließlich 29. Ju-
ni 2020 gestiegen.

Frage 21

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Norbert Barthle auf die Frage 
des Abgeordneten Ottmar von Holtz (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Zu welchen Erkenntnissen ist die Bundesregierung inzwi-
schen in Bezug auf die Fortsetzung von entwicklungspoliti-
schen Projekten Deutschlands und der EU in Gebieten Palästi-
nas gekommen, die aufgrund der Annexionspläne der 
israelischen Regierung akut in ihrer Existenz bedroht sind, 
und in welcher Form wird den Partnern vor Ort Sicherheit über 
die Fortsetzung gegeben (siehe Antwort der Bundesregierung 
auf meine Schriftliche Frage 120 auf Bundestagsdrucksache 
19/19651)?

Eine Aussage zu konkreten Auswirkungen auf Projek-
te ist auch jetzt noch nicht möglich.

Die Bundesregierung und ihre europäischen Partner 
fokussieren ihre Bemühungen derzeit darauf, Annexions-
schritte zu verhindern.

Frage 22

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Norbert Barthle auf die Frage 
des Abgeordneten Ottmar von Holtz (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Inwieweit wurde die Bundesregierung als Mitglied im 
Board der Impfallianz GAVI über das Vorgehen und den Inhalt 
der Abkommen der COVAX-Facility und dem COVAX AMC 
unterrichtet, und welche Schritte sind nach Meinung der Bun-
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desregierung notwendig, um einen gleichberechtigten Zugang 
zu einem künftigen Covid-19-Impfstoff sicherzustellen („Vac-
cination and medication have to become available to all man-
kind. Future vaccines against Covid should be seen as a global 
public good.“, Bundesgesundheitsminister Spahn, 18. Mai 
2020, www.youtube.com/watch?v=RrQitll-91U&feature= 
youtu.be)?

Als viertgrößter staatlicher Geber der Impfallianz GA-
VI wird die Bundesregierung über die Ausgestaltung der 
COVAX-Facility und des dazugehörigen COVAX Ad-
vanced Market Commitment (AMC) im Rahmen von 
Sitzungen des GAVI-Verwaltungsrats sowie in entsprech-
enden Konferenzen konsultiert und informiert. Die Bun-
desregierung hat in diesem Rahmen ihrer Erwartung 
Nachdruck verliehen, dass der GAVI-Verwaltungsrat sie 
bei der Genehmigung von Abkommen im Rahmen der 
COVAX-Facility und des AMC einbindet.

Die Bundesregierung hat sich in den Verwaltungsgre-
mien von GAVI auch für einen weltweit gerechten Zu-
gang zu einem künftigen Covid-19-Impfstoff als Global 
Public Good ausgesprochen. Grundvoraussetzung hierfür 
sind drei Aspekte: Erstens muss eine ausreichende Men-
ge der Produkte hergestellt werden, um den weltweiten 
Bedarf zu decken. Zweitens muss der Preis der Medika-
mente und Impfstoffe auch für Entwicklungsländer be-
zahlbar sein bzw. müssen internationale Finanzierungs-
mechanismen den Bedarf von Entwicklungsländern 
zumindest in Teilen abdecken. Und drittens müssen die 
nationalen Gesundheitssysteme in der Lage sein, der Be-
völkerung die Impfstoffe sicher zur Verfügung zu stellen.

Die Weltgesundheitsorganisation erarbeitet hierzu der-
zeit einen globalen Allokationsmechanismus (Global Al-
location Framework).

Frage 23

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Norbert Barthle auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Christoph Hoffmann (FDP):

Welche Auswirkungen auf den Umwelt- und Klimaschutz in 
Brasilien erwartet die Bundesregierung durch die Einberufung 
des Amazonas-Rates unter Leitung des Vizepräsidenten Ha-
milton Mourão (www.t-online.de/nachrichten/ausland/id_ 
87197508/brasilien-bolsonaro-will-amazonas-rat-einrichten. 
html), und sind diese Maßnahmen aus Sicht der Bundesregie-
rung ausreichend, um Waldschutzprojekte in Brasilien durch 
die Internationale Klimaschutzinitiative der Bundesregierung 
fördern zu lassen?

Die Bundesregierung nimmt die Wiedereinberufung 
des Amazonas-Rates und das Bekenntnis seines Vorsit-
zenden, des brasilianischen Vizestaatspräsidenten Mou-
rão, zur Bekämpfung der Entwaldung mit Interesse zur 
Kenntnis.

Die Bundesregierung begleitet die Entwicklung auf-
merksam, für eine abschließende Bewertung ist es aller-
dings noch zu früh.

Frage 24

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Norbert Barthle auf die Frage 
des Abgeordneten Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Inwiefern wurden nach Kenntnis der Bundesregierung für 
den geplanten Verkauf der Anteile von Feronia Inc. an ihrem 
von der Deutschen Investitions- und Entwicklungsgesellschaft 
DEG unterstützten, kongolesischen Tochterunternehmen Plan-
tations et Huilleries du Congo (PHC) bzw. der Umstrukturie-
rung unter Verwaltung eines Private Equity Fonds (www. 
feronia.com/news/view/feronia-inc-reports-2019-financial- 
results;-announces-short-term-debt-financing-proposed- 
restructuring-and-director-changes) Alternativen diskutiert, 
wie zum Beispiel genossenschaftliche oder gemeindebasierte 
Modelle durch die Übertragung der durch die DEG und andere 
Entwicklungsbanken als Sicherheit gehaltenen Landtitel auf 
die ansässigen Gemeinden, die meines Wissens nach derzeit 
aufgrund der häufig ausbleibenden Lohnzahlungen durch Fer-
onia zeitweise bereits selbstorganisierte Bewirtschaftung und 
Palmölverarbeitung praktizieren und im laufenden Beschwer-
deprozess ohnehin Rechtsanspruch auf die Konzessionstitel 
erheben, und welche entwicklungspolitischen Kriterien spre-
chen nach Ansicht der Bundesregierung gegen ein solches 
Modell?

Die Bundesregierung hat, wie Sie der Antwort auf Ihre 
Schriftliche Frage Nr. 6/367 entnehmen können, die Ent-
scheidung von Feronia Inc. zur Kenntnis genommen. 
Über möglicherweise diskutierte Alternativen für den ge-
planten Verkauf liegen der Bundesregierung keine weite-
ren Informationen vor. Eine weitere Bewertung ist damit 
für die Bundesregierung nicht möglich.

Frage 25

Antwort

der Staatsministerin Monika Grütters auf die Frage des 
Abgeordneten Stephan Kühn (Dresden) (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Unter welchen Voraussetzungen und in welcher Höhe kön-
nen die vom Deutschen Bundestag im Rahmen der Haushalts-
beratungen Ende 2016 beschlossenen Mittel für den Neubau 
und die Modernisierung des Karl-May-Museums Radebeul 
noch abgerufen werden, und welche Sammlungs- und Mu-
seumskonzeption liegt dieser Forderung zugrunde?

Die vom Deutschen Bundestag im Rahmen der Haus-
haltsberatungen Ende 2016 beschlossenen Mittel für 
Neubau und Modernisierung des Karl-May-Museums 
Radebeul können bei Vorliegen der haushaltsrechtlichen 
sowie den in den Richtlinien für die Durchführung von 
Zuwendungsbaumaßnahmen des Bundes (RZBau) ge-
nannten Voraussetzungen bewilligt und auf Basis der Be-
willigung abgerufen werden. Zu den Voraussetzungen 
zählt insbesondere die Sicherstellung der Gesamtfinan-
zierung des Vorhabens.

Bei dem Vorhaben des Karl-May-Museums Radebeul 
ist die Finanzierung für die Gesamtkosten von 
7 154 806 Euro nach Kenntnis der Beauftragten der Bun-
desregierung für Kultur und Medien (BKM) derzeit noch 
nicht gesichert. Zwar wurden aufgrund des Beschlusses 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages 
vom 10. November 2016 Mittel in Höhe von bis zu 
2 744 000 Euro im Haushaltsjahr 2017 etatisiert; diese 
stehen nach Maßgabe der einschlägigen haushaltsrecht-
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lichen Ermächtigung überjährig zur Verfügung. Das 
Karl-May-Museum sieht nach eigenen Aussagen Eigen-
mittel in Höhe von 1 286 351 Euro vor. Weitere Mittel 
stehen nach Kenntnis der BKM aber bisher nicht zur Ver-
fügung.

Fördervoraussetzung ist ferner das Vorliegen eines er-
heblichen Bundesinteresses. Das erhebliche Bundesinte-
resse müsste sich im vorliegenden Fall insbesondere aus 
einem entsprechenden Museums- und Ausstellungskon-
zept ergeben. Die BKM hat mehrfach um Übersendung 
eines geeigneten Museums- und Ausstellungskonzeptes 
gebeten. Ein solches Konzept liegt bisher allerdings noch 
nicht vor.

Frage 26

Antwort

des Staatsministers Dr. Hendrik Hoppenstedt auf die 
Frage des Abgeordneten Kai Gehring (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Für welche Vereinbarungen zum gerechten Zugang zu Impf-
stoffen, Medikamenten und Diagnostika gegen Covid-19 hat 
sich die Bundesregierung beim Gipfel der EU-Kommission am 
27. Juni 2020 eingesetzt, und welche konkreten Vereinbarun-
gen wurden diesbezüglich zwischen den teilnehmenden Part-
nerinnen und Partnern im Rahmen des Gipfels beschlossen?

In Umsetzung einer G-20-Zusage hat die EU-Kommis-
sion am 4. Mai und am 27. Juni zwei internationale Ge-
berkonferenzen ausgerichtet und um Zusagen für die Ent-
wicklung, Produktion und Verteilung von Impfstoffen, 
Medikamenten und Diagnostika geworben. Zur Umset-
zung hat die WHO am 24. April die globale Koordina-
tionsplattform „Access to COVID-19 Tools (ACT) Acce-
lerator“ ins Leben gerufen, die darauf abzielt, gerechten 
Zugang zu Covid-19-Impfstoffen, Arzneimitteln und 
Diagnostika zu gewährleisten. Die genaue Ausgestaltung 
des ACT Accelerators wird aktuell noch mit internationa-
len Partnern diskutiert. Bei der Geberkonferenz „Global 
Goal – Unite for Our Future“ am 27. Juni hat sich die 
Bundeskanzlerin erneut dafür eingesetzt, dass Impfstoffe, 
Tests und Medikamente weltweit verfügbar, bezahlbar 
und zugänglich sein müssen. Es wurden keine neuen Ver-
einbarungen getroffen.

Frage 27

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Bettina Hagedorn auf die Fra-
ge des Abgeordneten Fabio De Masi (DIE LINKE):

Welche Auswirkungen haben die Probleme bei der Wire-
card AG nach Kenntnis der Bundesregierung auf das Kredit-
portfolio der Commerzbank AG, an welchem der Staat eine 
Beteiligung hält?

Die Bundesregierung äußert sich grundsätzlich nicht 
zu Einzelinstituten. Darüber hinaus handelt es sich hier-
bei um vertrauliche Informationen, die das Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnis des Instituts berühren.

Frage 28

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Bettina Hagedorn auf die Fra-
ge des Abgeordneten Fabio De Masi (DIE LINKE):

Wann haben sich welche Staatsbedienstete (Bundesminis-
terinnen und Bundesminister, Staatssekretäre) nach Kenntnis 
der Bundesregierung mit Vertreterinnen und Vertretern der 
Wirecard AG seit 2017 ausgetauscht (bitte Gespräche und 
Treffen nach Gesprächspartner und Zeitpunkt auf Grundlage 
der vorliegenden Erkenntnisse sowie vorhandener Unterlagen 
auflisten)?

Aufgabenbedingt pflegen Mitglieder der Bundesregie-
rung, Parlamentarische Staatssekretärinnen und Parla-
mentarische Staatssekretäre, Staatsministerinnen und 
Staatsminister sowie Staatssekretärinnen und Staatsse-
kretäre der Bundesministerien Kontakte mit einer Viel-
zahl von Akteuren. Eine Verpflichtung zur Erfassung der 
in der Frage abgefragten Daten (wie die Erfassung sämtli-
cher Einzelgespräche nebst Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern sowie besprochenen Themen) besteht nicht, 
und eine solche umfassende Dokumentation wurde auch 
nicht durchgeführt.

Eine lückenlose Dokumentation über sämtliche Veran-
staltungen, Sitzungen und Termine nebst Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern erfolgt nicht. Daher lässt sich ins-
besondere bei größeren Veranstaltungen (zum Beispiel 
Festakten, Vorträgen) vielfach nicht mehr rekonstruieren, 
welche Personen konkret teilgenommen haben und wel-
che Gespräche anlässlich dieser Veranstaltungen im Ein-
zelnen geführt worden sind. Es kann auch nicht ausge-
schlossen werden, dass es am Rande von Veranstaltungen 
oder sonstigen Terminen zu persönlichen Kontakten mit 
Vertreterinnen und Vertretern der interessierten Unter-
nehmen gekommen ist. Inwieweit dies tatsächlich der 
Fall war, kann aus den oben genannten Gründen nicht 
nachvollzogen werden. Auch unterhalb der Leitungsebe-
ne kann es aufgabenbedingt zu dienstlichen Kontakten 
mit den interessierten Unternehmen gekommen sein. 
Die aufgeführten Angaben erfolgen auf der Grundlage 
der vorliegenden Erkenntnisse sowie vorhandener Unter-
lagen und Aufzeichnungen.

Auf Grundlage der vorliegenden Erkenntnisse ist uns 
für den Zeitraum seit Amtsbeginn der Bundesregierung 
ein Gespräch am 5. November 2019 zwischen Herrn 
Dr. Markus Braun, einem Vertreter der Wirecard AG, 
und dem Staatssekretär im Bundesministerium der Finan-
zen Dr. Jörg Kukies bekannt. Darüber hinaus hat Staats-
sekretär Dr. Jörg Kukies (BMF) am 4. September 2019 
bei einer Konferenz an einer Diskussionsrunde zur Rolle 
Europas bei Finanzinnovationen mit verschiedenen Teil-
nehmern, darunter auch Herrn Dr. Markus Braun, teilge-
nommen. Weitere Gespräche oder Treffen zwischen Ver-
treterinnen und Vertretern der Wirecard AG und 
Bundesministerinnen, Bundesministern, Staatssekretä-
rinnen und Staatssekretären des Bundesministeriums 
der Finanzen, des Bundesministeriums der Justiz und 
für Verbraucherschutz und des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie sind nicht bekannt.

Im genannten Zeitraum nahm Frau Staatsministerin 
Dorothee Bär an einer Betriebsbesichtigung der Wire-
card AG teil, bei der auch Dr. Markus Braun anwesend 
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war. Zudem fand am 10. Juni 2020 eine Videokonferenz 
der Bundeskanzlerin und des Chefs des Bundeskanzler-
amts mit Vertretern der Dax-30-Unternehmen zur Vor-
stellung der Corona-Warn-App statt, an der für die Wire-
card AG Dr. Markus Braun teilnahm.

Frage 29

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Bettina Hagedorn auf die Fra-
ge der Abgeordneten Canan Bayram (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Schließt die Bundesregierung nach dem Skandal um die 
Wirecard AG (www.tagesschau.de/faktenfinder/inland/ 
wirecard-129.html, www.tagesschau.de/faktenfinder/inland/ 
wirecard-129.html) aus, dass auch andere in den letzten Jahren 
in den DAX 30 aufgenommene Unternehmen (wie zum Bei-
spiel die Deutsche Wohnen und Vonovia SE) von der Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) „nicht effek-
tiv genug“ geprüft worden sind (so BaFin-Chef Felix Hufeld, 
zitiert laut „taz“ vom 24. Juni 2020, siehe unten), und an wie 
viele Tagen denkt die Bundesregierung bei der Ankündigung 
von Bundesfinanzminister Olaf Scholz, dass diese Fehler bei 
der BaFin „schleunigst identifiziert und abgestellt werden“ 
sollen (https://taz.de/Wirecard-Chef-festgenommen/! 
5696823&s=ulrike+herrmann/)?

Die Zuständigkeit für die Bilanzprüfung auf der ersten 
Stufe liegt derzeit nicht bei der BaFin, sondern bei der 
Deutschen Prüfstelle für Rechnungslegung. Der Vertrag 
zur Anerkennung der Deutschen Prüfstelle für Rech-
nungslegung als Prüfstelle gemäß § 342b HGB wurde 
bereits gekündigt. Damit wurde eine erste Konsequenz 
aus den Vorgängen um Wirecard gezogen.

Frage 30

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Bettina Hagedorn auf die Fra-
ge des Abgeordneten Frank Schäffler (FDP):

Wann wurde die Bundesregierung bzw. die BaFin erstmals 
über Bilanzunregelmäßigkeiten bei der Wirecard AG infor-
miert, und welche Maßnahmen hat sie infolgedessen ergriffen?

Über Presseberichterstattung hinaus hat die BaFin im 
Januar 2019 einen konkreten Hinweis von einer anony-
men Quelle erhalten und untersuchte mutmaßliche 
Marktmanipulation sodann in alle Richtungen. Zur Auf-
klärung der Bilanzvorwürfe hat die BaFin Mitte Februar 
2019 von der zuständigen Deutschen Prüfstelle für Rech-
nungslegung (DPR) eine Bilanzprüfung des damals vor-
liegenden verkürzten Konzernabschlusses zum 30. Juni 
2018 nebst zugehöriger Lageberichterstattung verlangt. 
Im April 2019 hat die BaFin Anzeige wegen Verdachts 
auf Marktmanipulation (Short-Attacke) in Zusammen-
hang mit Berichterstattung zu Wirecard bei der Staats-
anwaltschaft München erstattet.

Frage 31

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Bettina Hagedorn auf die Fra-
ge des Abgeordneten Frank Schäffler (FDP):

Welche strukturellen Veränderungen sind seitens der Bun-
desregierung bei der BaFin im Zuge der Wirecard-Vorkomm-
nisse geplant?

Derzeit untersucht die Bundesregierung, welche Kon-
sequenzen aus den Wirecard-Vorkommnissen zu ziehen 
sind. Es muss sichergestellt sein, dass komplizierte inter-
nationale Firmenkonstrukte wie Wirecard und deren Bi-
lanzierung wirksam kontrolliert werden.

Frage 32

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Bettina Hagedorn auf die Fra-
ge der Abgeordneten Sabine Zimmermann (Zwickau) 
(DIE LINKE):

Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung bislang die 
Gesamtsumme der – bis 1 500 Euro steuerfrei gestellten – Bei-
hilfen und Unterstützungen für Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer im Zusammenhang mit der Coronaviruspandemie 
(im Sinne des Schreibens des Bundesministeriums der Finan-
zen vom 9. April 2020 und der Richtlinie R 3.11 Absatz 2 
Satz 1 der Lohnsteuer-Richtlinien), die bislang an abhängig 
Beschäftigte insgesamt, insgesamt steuerfrei, durchschnittlich 
pro Kopf und durchschnittlich pro Kopf steuerfrei jeweils 
branchenübergreifend sowie in den Wirtschaftszweigen – alle 
nach KldW 2008, hilfsweise bitte die nächsthöhere verfügbare 
Gliederungsebene nennen; 10 Herstellung von Nahrungs- und 
Futtermitteln, 47 Einzelhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeu-
gen), 53 Post-, Kurier- und Expressdienste, 81.2 Reinigung 
von Gebäuden, Straßen und Verkehrsmitteln, 86 Gesundheits-
wesen und 87 Heime (ohne Erholungs- und Ferienheime) – 
ausgezahlt wurden?

Es liegen keine Daten vor.

Frage 33

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Bettina Hagedorn auf die Fra-
ge der Abgeordneten Sabine Zimmermann (Zwickau) 
(DIE LINKE):

Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Zahl 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die bislang bran-
chenübergreifend sowie jeweils in den in Frage 32 genannten 
Wirtschaftszweigen Beihilfen und Unterstützungen im Zusam-
menhang mit der Coronaviruspandemie (im Sinne des Schreib-
ens des Bundesministeriums der Finanzen vom 9. April 2020 
und der Richtlinie R 3.11 Absatz 2 Satz 1 der Lohnsteuer- 
Richtlinien) erhalten haben, und wie hoch ist nach Kenntnis 
der Bundesregierung die durchschnittliche Gesamtsumme pro 
Kopf solcher Beihilfen und Unterstützungen, die bislang an 
abhängig Beschäftigte bei jedem der sechs größten Einzelhan-
delsunternehmen sowie jeweils (einzeln) bei den drei größten 
Unternehmen der anderen in Frage 28 genannten Wirtschafts-
zweige gezahlt wurden?

Es liegen keine Daten vor.

Frage 34

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Bettina Hagedorn auf die Fra-
ge des Abgeordneten Dr. Christian Jung (FDP):

Hat der Deutsche Reisepreis-Sicherungsverein (DRS) den 
von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Ba-
Fin) angemahnten Schutz seiner Kundengelder bis zum 28. Ap-
ril 2020 sichergestellt, und wie ordnet die BaFin die Insolven-
zabsicherung von TUI durch den DRS (vergleiche 
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„Handelsblatt“, „Frist der Bafin bringt Tui in Bedrängnis“ vom 
26. März 2020; abrufbar unter: www.handelsblatt.com/ 
unternehmen/dienstleister/reisekonzern-frist-der-bafin-bringt- 
tui-in-bedraengnis/25681000.html) ein?

Der Deutsche Reisepreis-Sicherungsverein (DRS) hat 
die Anforderungen fristgemäß wieder erfüllt, und er er-
füllt sie laut BaFin weiterhin.

Frage 35

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Bettina Hagedorn auf die Fra-
ge des Abgeordneten Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Wie viele Beschwerden von Verbraucherinnen und Verbrau-
chern sind in der erfassten Fallgruppe „Zinsanpassung bei Prä-
miensparverträgen“ seit 2018 bei der Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) eingegangen 
(gegebenenfalls nach Quartal aufschlüsseln), und welche 
Gründe führten schwerpunktmäßig dazu, dass meines Wissens 
nach der Großteil der Beschwerden abgewiesen wurde?

Die BaFin hat seit 2018 insgesamt 190 Eingaben von 
Verbraucherinnen und Verbrauchern zu Zinsanpassungen 
bei Prämiensparverträgen erhalten (Stand: 26. Juni 2020). 
Davon entfallen 178 auf die letzten vier Quartale (Q3/ 
2019–Q2/2020), mit einer Spitze in Q1/2020 mit 80 Be-
schwerden.

Im Einzelnen handelte es sich um 2 Beschwerden in 
Q1/2018, 5 Beschwerden in Q1/2019 und 5 Beschwerden 
in Q2/2019. In Q3/2019 waren es 16, in Q4/2019 29, in 
Q1/2020  80 und im bisherigen Q2/2020  53 Beschwerden. 
Zwischen Q2/2018 und Q4/2018 sind bei der BaFin keine 
Beschwerden zum Thema eingegangen.

Die BaFin hat die daraus gewonnenen Erkenntnisse 
unter anderem dazu genutzt, Verwaltungsverfahren hin-
sichtlich der Behandlung der Prämiensparverträge mit 
unwirksamen Zinsanpassungsklauseln durch die betrof-
fenen Kreditinstitute einzuleiten. Diese Verfahren sind 
bislang noch nicht abgeschlossen.

Beschwerden werden bei der BaFin grundsätzlich 
nicht „abgewiesen“, sondern jeder Beschwerdeführer er-
hält gemäß § 4b FinDAG eine Stellungnahme zu seinem 
Vorbringen. Nach dem Willen des Gesetzgebers dient die 
Bearbeitung von Kundenbeschwerden dazu, Erkenntnis-
se über die operative Tätigkeit der beaufsichtigen Insti-
tute und Unternehmen zu gewinnen und diese für auf-
sichtliche Zwecke nutzbar zu machen. Die BaFin 
entscheidet jedoch nicht in konkreten Einzelfällen über 
das Vorliegen zivilrechtlicher Ansprüche. Dies ist Auf-
gabe der Gerichte.

Frage 36

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Bettina Hagedorn auf die Fra-
ge des Abgeordneten Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Wie bewertet die Bundesregierung angesichts der durch un-
wirksame Zinsanpassungsklauseln entstandenen Rechtslücke 
in Prämiensparverträgen die Möglichkeit, dass zukünftig eine 
standardisierte und zertifizierte Software für die Zinsberech-

nung eingesetzt wird, um eine ordnungsgemäße Zinsberech-
nung bei vergleichbaren Massenverträgen, aber auch bei ande-
ren, in der Vergangenheit falsch berechneten Zinsen zu 
gewährleisten und so eine Vielzahl an Individualklagen von 
Verbraucherinnen und Verbrauchern abzuwenden, und könnte 
die BaFin auf der Rechtsgrundlage von § 6 Absatz 2 des 
Kreditwesengesetzes mit der Zertifizierung und Anpassung 
einer solchen Software beauftragt werden?

Die Formulierung „falsch berechnete Zinsen“ bezieht 
sich nicht auf bloße Rechenfehler beim Einsetzen von 
Werten in eine Zinsberechnungsformel. Es geht vielmehr 
darum, dass bei fehlerhaften Zinsanpassungsklauseln die 
Berechnungsformel selbst oder die zu verwendenden Pa-
rameter so intransparent geregelt sind, dass der Kunde die 
Richtigkeit der Zinsberechnung anhand des Vertrages 
nicht nachvollziehen kann. Eine solche Lücke ist im Re-
gelfall im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung zu 
schließen. Dieses Problem kann jedoch nicht durch eine 
bessere Berechnungssoftware gelöst werden, solange 
nachvollziehbare und transparente vertragliche Berech-
nungskriterien, die als Parameter in entsprechende Pro-
gramme integriert werden müssten, fehlen.

Frage 37

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. André Hahn (DIE LINKE):

Welche Aktivitäten gab es nach Kenntnis der Bundesregie-
rung durch die Organisatoren der European Championships 
2022 in München, um neben den Europameisterschaften in 
nunmehr neun Sportarten auch einen paralympischen Wettbe-
werb ins Programm aufzunehmen, und in welcher Weise hat 
das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat dieses 
auch vom Sportausschuss des Deutschen Bundestages in seiner 
Sitzung vom 12. Februar 2020 ausdrücklich gewünschte An-
liegen unterstützt?

Die Olympiapark München GmbH (OMG) als Aus-
richter der European Championships (EC) 2022 setzt sich 
nach unserer Kenntnis dafür ein, dass bei den Wettbewer-
ben der Kanu- und Ruder-EM ebenfalls Wettbewerbe für 
Sportlerinnen und Sportler mit Behinderungen ausgetra-
gen werden. Entsprechende Wettbewerbe sind im Rah-
men der Host City Agreements im vom jeweiligen Ver-
band aufgestellten Wettbewerbsformat aufgenommen. 
Die Aufnahme von Para-Wettbewerben bei den 
EC 2022 steht jedoch generell noch unter dem Vorbehalt 
einer Zustimmung durch das EC-Board. In Bezug auf die 
Aufnahme weiterer paralympischer Wettbewerbe im Zu-
sammenhang mit den EC dauern die Gespräche zwischen 
der Stadt München und der OMG nach unserer Kenntnis 
noch an.

Politisches Ziel der Bundesregierung sind die Gleich-
stellung des olympischen und paralympischen Sports so-
wie die Gleichbehandlung des Sports der Menschen mit 
und ohne Behinderung bei der Förderung desselben. Die 
damit verbundenen Aktivitäten tragen maßgeblich zur 
Umsetzung der UN-Behindertenkonvention im Bereich 
des Sports bei.

Aus diesem Grund setzt sich die Bundesregierung bei 
der Stadt München für eine Einbeziehung von paralympi-
schen Wettbewerben im Rahmen der EC 2022 ein, um die 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 169. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 1. Juli 2020                                                                                                                                                                                                 21117 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

https://www.handelsblatt.com/unternehmen/dienstleister/reisekonzern-frist-der-bafin-bringt-tui-in-bedraengnis/25681000.html
https://www.handelsblatt.com/unternehmen/dienstleister/reisekonzern-frist-der-bafin-bringt-tui-in-bedraengnis/25681000.html
https://www.handelsblatt.com/unternehmen/dienstleister/reisekonzern-frist-der-bafin-bringt-tui-in-bedraengnis/25681000.html


Reichweite und Strahlkraft der EC auch für attraktive 
paralympische Wettkämpfe zu nutzen.

Frage 38

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. André Hahn (DIE LINKE):

Welche Planungen gibt es nach Kenntnis der Bundesregie-
rung im Rahmen der Europäischen Woche des Sports vom 23. 
bis 30. September 2020 in Deutschland, und in welcher Weise 
unterstützt der Bund, auch im Zusammenhang mit der deut-
schen EU-Ratspräsidentschaft, dieses Vorhaben?

Während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 2020 
wird die Europäische Woche des Sports (EWoS) stattfin-
den. Hierbei handelt es sich um eine Initiative der Euro-
päischen Kommission (KOM), die jährlich in der Zeit 
vom 23. bis 30. September in allen Mitgliedstaaten um-
gesetzt wird. Die EWoS zielt in erster Linie darauf ab, 
Menschen europaweit zu mehr körperlicher Aktivität zu 
motivieren.

Sportvereine und – verbände sowie sonstige Institutio-
nen haben die Möglichkeit, sich unter dem Motto „#Be-
Active“ an ihren jeweiligen Standorten mit Angeboten zu 
präsentieren. Sie werden dabei von dem Nationalen 
Koordinator, seit dem Jahr 2016 der Deutsche Turner-
bund (DTB), unterstützt.

Dem Nationalen Koordinator obliegt darüber hinaus 
die Organisation einer eigenen größeren nationalen Ver-
anstaltung. Geplant war die nationale Hauptveranstal-
tung – wie schon in den vergangenen Jahren – als eine 
Sport- und Bewegungsmeile („#BeActive-Meile“) in 
Frankfurt am Main. Aufgrund der Coronapandemie wird 
eine zentrale Veranstaltung nicht stattfinden, gleichwohl 
wird es Mitmachangebote in den Sportstätten der Vereine 
sowie auf zentralen Plätzen Bewegungsangebote geben.

Aktuell sind folgende Veranstaltungen und Aktionen 
geplant:

– – Offizielle Eröffnungsveranstaltung am 23. Septem-
ber in Frankfurt mit Live-stream für alle 42 teilnehm-
enden Länder in Europa, Liveschaltung der EU-Kom-
missarin Mariya Gabriel zur offiziellen Eröffnung

– – 270 registrierte bundesweite Veranstaltungen, unter 
anderem „Schnupperangebote“ in den Vereinen, Out-
door-Angebote wie Wanderungen, Radtouren, Spa-
ziergruppen, #BeActive Nights, Abnahme des Euro-
päischen Fitnessabzeichens, Kinderturntage

– – Aktion „Fit bis 100“ – Alten- und Seniorenheime 
erhalten das Angebot einer kostenlosen Onlineschu-
lung für Altenpflegerinnen und -pfleger zur Aktivie-
rung der Heimbewohnerinnen und -bewohner bezüg-
lich Kraft/Balance und Beweglichkeit.

– – Angebot für Betriebe und Behörden: Aktion „Nimm 
die Treppe“ mit Treppenaufkleber mit der kcal-An-
gabe zum Energieverbrauch; Abnahme des Europä-
ischen Fitnessabzeichen im Rahmen der betrieblichen 
Gesundheitsförderung; Bildschirmschoner „Aktive 
Pause“ – zehn Kurzvideos mit je zwei Übungen zum 
Aktivieren und Kräftigen/Dehnen.

– – Digitale Veranstaltungen: #BeActive TV: tägliche 
Berichterstattung von Veranstaltungen sowie Bewe-
gungsprogramme mit Trainerinnen und Trainern im 
„Sportdeutschland TV“.

– – #BeActiveAtHome: aktuelle Kampagne zur Bewe-
gungsförderung im Rahmen der Europäischen Woche 
des Sports. Die „AtHome“ Kampagne wurde von der 
EU ausgerufen und umfasst sämtliche digitale Bewe-
gungsangebote der Vereine, die sich bereits für die 
Europäische Woche des Sports registriert haben.

Der DTB organisiert darüber hinaus als Veranstaltung 
der deutschen EU-Ratspräsidentschaft im Rahmen der 
EWoS am 24. September 2020 eine eintägige EU-Konfe-
renz mit dem Titel „Partnerships for physical activity and 
sport – Be(come) active".

Die Bundesregierung unterstützt seit Beginn der Initi-
ative im Jahr 2015 die EWoS finanziell mit einer jähr-
lichen Zuwendung. In diesem Jahr kommt der Eröff-
nungsveranstaltung im Rahmen der deutschen EU- 
Ratspräsidentschaft eine besondere Bedeutung zu. Die 
EWoS wird traditionell vom Kommissar/der Kommissa-
rin im Mitgliedsland, das die EU-Ratspräsidentschaft 
innehat, eröffnet. Insofern wird die Eröffnungsfeier als 
herausgehobene Veranstaltung ein größeres Budget bean-
spruchen als in den vergangenen Jahren. Die eintägige 
EU-Konferenz wird ebenfalls von der Bundesregierung 
mitfinanziert.

Frage 39

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
des Abgeordneten Andrej Hunko (DIE LINKE):

In welchem Verhältnis stehen die Fälle, in denen das Bun-
desministerium des Innern, für Bau und Heimat in der aktuel-
len Wahlperiode vor einer teilweisen oder gänzlichen Aus-
kunftsverweigerung zu parlamentarischen Initiativen unter 
Berufung auf die Third-Party-Rule vorher eine Freigabeanfra-
ge an die betreffenden ausländischen Partner gerichtet bzw. 
nach einer selbst vorgenommenen Abwägung darauf verzich-
tet hat (Bundestagsdrucksache 19/19426, Antwort zu Frage 11; 
vergleiche Beschluss des BVerfG vom 13. Oktober 2016 – 2 
BvE 2/15, sofern die Freigabeanfragen wegen ihrer Anzahl 
oder mangels Statistiken nicht ermittelbar sind, bitte nur für 
meine eigenen parlamentarischen Initiativen angeben), und 
nach welchen Kriterien gelangt das Ministerium zu einer „be-
gründete(n) Annahme“, dass eine solche Freigabeanfrage von 
den Partnern vermutlich abgelehnt würde, sodass von vornhe-
rein darauf verzichtet wird?

Ich bitte um Verständnis, dass die gewünschte statisti-
sche Aufbereitung im Zeitrahmen der mündlichen Frage 
mit zumutbarem Aufwand nicht klärbar war, da die 
Vorgänge nicht in einer danach auswertbaren Strukturie-
rung abgelegt werden. Das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) hat in ständiger Rechtsprechung bestätigt, dass 
das parlamentarische Informationsrecht unter dem Vorbe-
halt der Zumutbarkeit steht (siehe Urteil des BVerfG vom 
7. November 2017, 2 BvE 2/11, Rz. 249). Die Ermittlung 
der Anzahl würde in jedem Fall die Sichtung eines sehr 
breiten Aktenbestandes erforderlich machen.
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Frage 40

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
des Abgeordneten Christian Kühn (Tübingen) (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Plant die Bundesregierung, grundsätzlich bzw. im Rahmen 
eines Baulandmobilisierungsgesetzes die Einführung eines 
kommunalen Instruments zum Planwertausgleich zu ermögli-
chen, und, wenn nein, warum nicht?

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Hei-
mat (BMI) hat die Kommission für „Nachhaltige Bau-
landmobilisierung und Bodenpolitik“ (Baulandkommis-
sion) eingesetzt. Mitglieder der Kommission waren 
Vertreter der Regierungsfraktionen, der Länder, der kom-
munalen Spitzenverbände, Verbände der Wohnungs-, Im-
mobilien-, Bau- und Stadtentwicklungspolitik sowie der 
Deutsche Mieterbund. Ferner haben Experten aus Wis-
senschaft und kommunaler Praxis mitgewirkt. Auf der 
Grundlage der Beratungen in der Baulandkommission 
wurden am 2. Juli 2019 Empfehlungen vorgelegt. Auf 
diesen Empfehlungen beruht der vorgelegte Referenten-
entwurf des Baulandmobilisierungsgesetzes.

In ihren Beratungen hat sich die Baulandkommission 
unter anderem mit den Vor- und Nachteilen eines Pla-
nungswertausgleichs befasst und sich im Ergebnis gegen 
dessen Einführung ausgesprochen. Stattdessen bevorzug-
te die Mehrheit der Kommissionsmitglieder, die im Ge-
setz vorhandenen Möglichkeiten, insbesondere das In-
strument der städtebaulichen Verträge, besser zu nutzen. 
Zur Begründung wird auf die Dokumentation der Bera-
tungen der Baulandkommission verwiesen (https://www. 
die-wohnraumoffensive.de/fileadmin/user_upload/pdf/ 
D o k u m e n t a t i o n _ K o m m i s s i o n _ N a c h h a l t i g e _  
Baulandmobilisierung_und_Bodenpolitik.pdf, S. 69 ff.).

Frage 41

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
des Abgeordneten Christian Kühn (Tübingen) (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche Konsequenzen mit Blick auf Flächenverbrauch und 
Umweltschutz zieht die Bundesregierung aus der Klarstellung 
des Umweltbundesamtes, dass der § 13b des Baugesetzbuches 
(BauGB) „Bemühungen zur Innenentwicklung und Revitali-
s ierung von Ortskernen entgegengewirkt“  (www. 
umweltbundesamt.de/daten/flaeche-boden-land-oekosysteme/ 
flaeche/siedlungs-verkehrsflaeche#zukunftige-entwicklung), 
und der Tatsache, dass in nach § 13b ausgewiesenen Plange-
bieten weit überwiegend Ein- und Zweifamilienhäuser reali-
siert wurden (vergleiche Antwort auf die Kleine Anfrage auf 
Bundestagsdrucksache 19/14366) mit Blick auf eine Novellie-
rung des Baugesetzbuches?

Die Empfehlungen (hierzu siehe bereits Antwort zur 
Mündlichen Frage 40) auf Grundlage der Beratungen in 
der Baulandkommission sehen unter anderem eine bis 
zum 31. Dezember 2022 befristete Wiedereinführung 
des § 13b des Baugesetzbuchsvor (siehe Link in Antwort 
zur Mündlichen Frage 40, Seite 16; vergleiche auch Sei-
te 37 ff.). Aufbauend auf diesen Empfehlungen, hat das 
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 
(BMI) den Entwurf eines Baulandmobilisierungsgesetzes 

erarbeitet. Der Gesetzentwurf ist auf der Internetseite des 
BMI unter der Rubrik „Ministerium – Gesetzgebungsver-
fahren“ veröffentlicht.

Frage 42

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
des Abgeordneten Thomas Seitz (AfD):

Hat nach Auffassung der Bundesregierung ein etwaiges 
„Unverständnis bei Politik, Medien und Öffentlichkeit“ Ein-
fluss auf die Entscheidung darüber, ob Organisationen im 
Verfassungsschutzbericht genannt werden, und wenn ja, wel-
chen (www.rnd.de/politik/verfassungsschutz-bericht-seehofer- 
ministerium-wollte-keine-afd-nennung-HPKOSPLCHJCQB 
DOWIX45E2L5AE.html)?

Maßgeblich für die Entscheidung über die Nennung 
von Organisationen im Verfassungsschutzbericht (VSB) 
sind fachliche Kriterien. Gemäß § 16 Absatz 2 des Bun-
desverfassungsschutzgesetzes informiert das Bundesmi-
nisterium des Innern, für Bau und Heimat die Öffentlich-
keit in einem jährlich erscheinenden Bericht über gegen 
die freiheitlich-demokratische Grundordnung gerichtete 
Bestrebungen und Tätigkeiten, soweit hinreichend ge-
wichtige tatsächliche Anhaltspunkte hierfür vorliegen.

Frage 43

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka (AfD):

Auf welchen Beweggründen beruhte die Absage der Vor-
stellung des Verfassungsschutzberichtes 2019 durch den 
Bundesinnenminister Horst Seehofer, und spielte bei den vor-
gehenden Erwägungen eine Rolle, dass eine weitere Verlet-
zung der Neutralitätspflicht (vergleiche zuvor bereits BVerfG, 
Urteil des Zweiten Senats vom 9. Juni 2020, Az. 2 BvE 1/19, 
Rn. 1 – 97) als Ausfluss der grundgesetzlich geschützten 
Chancengleichheit der Parteien im Zuständigkeitsbereich des 
Bundesinnenministeriums hierdurch unterbunden werden soll-
te, weil das Bundesamt für Verfassungsschutz als eine 
weisungsgebundene Behörde eine Beobachtung von Opposi-
tionsparteien nach eigenen Angaben am Verständnis „der Po-
litik, Medien und Öffentlichkeit“ festmacht (vergleiche nur 
RedaktionsNetzwerk Deutschland vom 25. Juni 2020, https:// 
rnd.de/pol i t ik/verfassungsschutz-bericht-seehofer-  
m i n i s t e r i u m - w o l l t e - k e i n e - a f d - n e n n u n g -  
HPKOSPLCHJCQBDOWIX45E2L5AE.html, abgerufen am 
25. Juni 2020)?

Die öffentliche Vorstellung des Verfassungsschutzbe-
richts 2019 war von Herrn Bundesminister Seehofer für 
Dienstag, den 23. Juni 2020, geplant. Es hat jedoch kurz-
fristige Terminverschiebungen an diesem Tag gegeben, in 
deren Folge die ursprünglich für Bundesinnenminister 
Seehofer geplanten Termine abgesagt bzw. verschoben 
werden mussten. Das betraf auch die Vorstellung des Ver-
fassungsschutzberichts 2019 in der Bundespressekonfe-
renz. Die vom Fragesteller gemutmaßten Erwägungen 
haben hinsichtlich der Terminabsage keinerlei Rolle ge-
spielt.
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Frage 44

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka (AfD):

Wie definiert die Bundesregierung für sich die sogenannte 
Integrationsverantwortung in Angelegenheiten der EU des 
Deutschen Bundestages, insbesondere welche Schwerpunkte 
legt sie im Hinblick auf das Spannungsfeld der umfassenden 
Geltung des Grundgesetzes und der Abgabe von Hoheitsrech-
ten an die Europäische Union (vergleiche zuletzt dazu nur 
BVerfG, Beschluss vom 18. Juli 2017, Az. 2 BvR 859/15, 2 
BvR 980/16, 2 BvR 2006/15, 2 BvR 1651/15)?

Es obliegt dem Deutschen Bundestag, darüber zu be-
finden, wie er seine Integrationsverantwortung im Ein-
klang mit der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts versteht und ihr nachzukommen gedenkt.

Frage 45

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Wie stellt die Bundesregierung beim Vollzug des Infektions-
schutzgesetzes des Bundes durch die Länder sicher, dass qua-
rantänepflichtige Personen oder solche aus ausländischen oder 
innerdeutschen Covid-19-Risikogebieten bzw. die vielen dort 
schon erkannten Infizierten weder dort ausreisen, jedenfalls 
nicht unbekannt sowie ungetestet über Kreis-/Landes-/Bundes-
grenzen hinweg in andere deutsche Regionen bzw. nach 
Deutschland ein- bzw. zurückreisen können (siehe www.bz- 
berlin.de/berlin/umland/reisende-sollen-in-quarantaene-aber- 
keiner-kuemmert-sich), und wie wird die Bundesregierung 
dieses Ziel – vor allem angesichts beginnender Urlaubszeit 
sowie fehlenden Personals bei den Gesundheitsämtern – nun 
umgehend umsetzen helfen?

Die Muster-Verordnung zu Quarantänemaßnahmen für 
Ein- und Rückreisende zur Bekämpfung des Coronavirus 
SARS-CoV-2 sieht in Reaktion auf das weltweit geänder-
te Infektionsgeschehen nunmehr grundsätzlich nur noch 
eine 14-tägige Absonderungspflicht für Personen vor, die 
aus einem auf der Internetseite des Robert-Koch-Instituts 
veröffentlichten Risikogebiet in die Bundesrepublik 
Deutschland einreisen. Die von der Absonderungspflicht 
erfassten Personen sind verpflichtet, unverzüglich die für 
sie zuständige Behörde zu kontaktieren und auf das Vor-
liegen der Verpflichtung hinzuweisen (§ 1 Absatz 2 der 
Verordnung). Für die Zeit der Absonderung unterliegen 
die von der Quarantäne betroffenen Personen der Be-
obachtung durch die zuständige Behörde, also in aller 
Regel dem zuständigen Gesundheitsamt. Verstöße gegen 
diese Verpflichtungen sind nach § 73 Absatz 1a Num-
mer 6 und gegebenenfalls Nummer 24 des Infektions-
schutzgesetzes (IfSG) bußgeldbewehrt.

Die Umsetzung sowie Durchsetzung der Muster-Qua-
rantäneverordnung liegt in der Entscheidungsgewalt der 
Länder. Die Muster-Verordnung wurde nach hiesigem 
Kenntnisstand von allen Ländern umgesetzt, wobei es 
insbesondere in Bezug auf Ausnahmen von der Abson-
derungspflicht Abweichungen von dem Muster geben 
kann. Für die jeweiligen Verordnungen sind in der Regel 
die Gesundheitsministerien oder -senatsverwaltungen zu-
ständig.

Des Weiteren hat das Bundesministerium für Gesund-
heit (BMG) am 8. April 2020 Anordnungen gemäß § 5 
IfSG nach Feststellung einer epidemischen Lage von na-
tionaler Tragweite durch den Deutschen Bundestag er-
lassen.

Nach Ziffer I der Anordnungen sind Personen, die aus 
einem anderen Staat in die Bundesrepublik Deutschland 
einreisen und einer Verordnung oder Anordnung zur Ab-
sonderung nach § 30 Absatz 1 Satz 2 IfSG unterliegen, 
verpflichtet, ihre Identität (einschließlich Geburtsdatum), 
Reiseroute und Kontaktdaten einschließlich Anschrift 
des Wohnsitzes gegenüber der zuständigen Behörde be-
kannt zu geben.

Nach Ziffer II der Anordnungen sind Unternehmen, 
die im Eisenbahn-, Bus-, Schiffs- oder Flugverkehr 
grenzüberschreitend Reisende in die Bundesrepublik 
Deutschland befördern, Betreiber von Flugplätzen, Hä-
fen, Personenbahnhöfen und Omnibusbahnhöfen sowie 
Reiseveranstalter im Rahmen ihrer betrieblichen und 
technischen Möglichkeiten verpflichtet, Reisenden die 
in der vom BMG zur Verfügung gestellten Anlage zur 
Anordnung enthaltenen Informationen über die Gefahren 
der durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verur-
sachten Covid-19-Infektion und die Möglichkeiten zu 
deren Verhütung und Bekämpfung barrierefrei zur Ver-
fügung zu stellen. In dieser Anlage wird auch auf die 
Regelungen der Länder zur Absonderung nach Rückkehr 
aus Risikogebieten sowie auf die entsprechende Melde-
pflicht bei der zuständigen Behörde hingewiesen.

Nach Ziffer III der Anordnungen haben Unternehmen, 
die im Schiffs- oder Flugverkehr grenzüberschreitend 
Reisende in die Bundesrepublik Deutschland befördern, 
die bei ihnen vorhandenen Daten nach der Ankunft in der 
Bundesrepublik Deutschland bis zu 30 Tage bereitzuhal-
ten; dies gilt insbesondere für elektronisch gespeicherte 
Daten zur Identifikation und Erreichbarkeit der Reisen-
den sowie für Passagierlisten und Sitzpläne. Diese Daten 
können bei den Fluggesellschaften nach § 12 Absatz 5 
des Gesetzes zur Durchführung der Internationalen Ge-
sundheitsvorschriften (2005) (IGV-DG) von den Gesund-
heitsämtern abgefragt werden.

Für den Fall, dass ein Auskunftsersuchen des Gesund-
heitsamtes beim Luftfahrtunternehmen gemäß § 12 Ab-
satz 5 IGV-DG nicht erfolgreich sein sollte, wurde durch 
das Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epide-
mischen Lage von nationaler Tragweite vom 27. März 
2020 die Vorschrift des § 12 Absatz 5 aIGV-DG einge-
führt, wonach Gesundheitsämter berechtigt sind, die 
Übermittlung der ihnen zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Daten zur Erreichbarkeit von verdächtigen 
oder betroffenen Reisenden und zu ihren möglichen Kon-
taktpersonen durch die Fluggastdatenzentrale nach § 1 
Absatz 1 des Fluggastdatengesetzes zu verlangen. § 12 
IGV-DG findet gemäß § 17 Absatz 3 IGV-DG entspre-
chende Anwendung im See- und Binnenschiffsverkehr.

Nach Ziffer III der Anordnungen haben Unternehmen, 
die im Schiffs- oder Flugverkehr grenzüberschreitend 
Reisende in die Bundesrepublik Deutschland befördern, 
außerdem auf Anforderung des für den Zielflughafen 
oder Zielhafen zuständigen Gesundheitsamtes für be-
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stimmte Beförderungen bei den Reisenden Daten zu ihrer 
Identität (einschließlich Geburtsdatum), deren Kontakt-
daten einschließlich Anschrift des Wohnsitzes und Daten 
zu ihrer Reiseroute zu erheben, zu verarbeiten und unver-
züglich an dieses Gesundheitsamt zu übermitteln. Hierfür 
können Aussteigekarten nach dem Muster der Anlage 1 
(den Flugverkehr betreffend) oder der Anlage 1a (den 
Schiffsverkehr betreffend) IGV-DG genutzt werden. Die-
ses Gesundheitsamt kann diese übermittelten Daten wei-
teren zuständigen Behörden (Gesundheitsämtern im Bun-
desgebiet) zur Verfügung stellen. Die Anforderung des 
für den Zielflughafen oder Zielhafen zuständigen Ge-
sundheitsamtes steht im Ermessen dieser Behörde. Durch 
diese Möglichkeit werden stichprobenhafte Kontrollen 
der Einreisenden aus Risikogebieten ermöglicht.

Verstöße gegen die Verpflichtungen aus den Anord-
nungen gemäß § 5 IfSG nach Feststellung einer epidemi-
schen Lage von nationaler Tragweite durch den Deut-
schen Bundestag sind nach § 73 Absatz 1a Nummer 1 
IfSG bußgeldbewehrt.

Frage 46

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Luise Amtsberg (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Wird die Bundesregierung die Asylverfahren von Menschen 
übernehmen, die nach bisheriger Ansicht des Bundesinnenmi-
nisteriums entsprechend der Dublin-III-Verordnung nach Ita-
lien überstellt werden sollen (Bundestagsdrucksache 19/19669 
) vor dem Hintergrund, dass meines Wissens die italienische 
Regierung Asylbewerberinnen und Asylbewerber, deren Über-
stellungsfrist Deutschland aufgrund der Coronapandemie als 
einziger Mitgliedstaat der EU „eingefroren“ hatte, nicht über-
nehmen wird und bilaterale Verhandlungen mit Italien über 
den Umgang mit Dublin-Überstellungen bisher nicht aufge-
nommen wurden, und, wenn nein, wie wird die Bundesregie-
rung stattdessen baldige Rechtssicherheit für diese Asylsuch-
enden schaffen?

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Hei-
mat hat das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) angewiesen, dass ab Montag, den 15. Juni 
2020, die Dublin-Überstellungen von und nach Deutsch-
land schrittweise wiederaufgenommen werden sollen. 
Das Ziel ist es, den EU-weiten Überstellungsverkehr so 
schnell wie möglich mit allen Mitgliedstaaten wiederauf-
zunehmen.

In einem ersten Schritt sollen Überstellungen vorzugs-
weise auf dem Landweg in die Anrainerstaaten Deutsch-
lands vorgenommen werden und in einem zweiten Schritt 
die Überstellungen auf alle Mitgliedstaaten ausgeweitet 
und auf dem Luftweg, vorzugsweise mittels Chartermaß-
nahmen, durchgeführt werden. Italien gehört hierbei zur 
Gruppe der Länder des zweiten Schritts.

Das BAMF hat die Mitgliedstaaten über die Wieder-
aufnahme der Überstellungen unter genannten Vorausset-
zungen bereits informiert und von einzelnen Mitglied-
staaten positive Rückmeldungen erhalten, dass 
Überstellungen zwischen diesen und Deutschland grund-
sätzlich wieder möglich seien und in Kürze wieder statt-
finden könnten.

Das BAMF befindet sich derzeit in Gesprächen mit 
den Partnerbehörden der Nachbarstaaten zur Abklärung 
der Konditionen für die Wiederaufnahme der Überstel-
lungen. Welche Nachbarländer ebenso wie Deutschland 
bereit sind, zum jetzigen Zeitpunkt die gegenseitigen 
Überstellungen wiederaufzunehmen, lässt sich zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt noch nicht abschließend sagen, 
da die Gespräche andauern. Bei den Gesprächen mit allen 
Mitgliedstaaten wird jedoch eine europaweit einheitliche 
Lösung angestrebt, die von allen Mitgliedstaaten getra-
gen werden kann.

Zu hypothetischen Fragen äußert sich die Bundesregie-
rung grundsätzlich nicht, und eine Meinungsbildung 
kann erst nach Abschluss von Gesprächen mit den italie-
nischen Partnern erfolgen.

Frage 47

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Gökay Akbulut (DIE LINKE):

Welche Bundesländer haben zu welchem Zeitpunkt eine 
Landesaufnahmeanordnung, entsprechend § 23 Absatz 1 des 
Aufenthaltsgesetzes, mit der Bitte um Erteilung des Einver-
nehmens an das Bundesinnenministerium gerichtet?

Bezogen auf die Aufnahme aus Griechenland: Das 
Thüringer Ministerium für Migration, Verbraucherschutz 
und Justiz hat mit Schreiben vom 11. Juni 2020 das Bun-
desministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) 
um Erteilung des Einvernehmens gemäß § 23 Absatz 1 
Satz 3 des Aufenthaltsgesetzes zu dem beigefügten Ent-
wurf für eine Landesaufnahmeanordnung zur Aufnahme 
von bis zu 500 besonders schutzbedürftigen Personen 
von den griechischen Inseln gebeten.

Die Senatsverwaltung für Inneres und Sport des 
Landes Berlin hat mit Schreiben vom 16. Juni 2020 das 
BMI um Erteilung des Einvernehmens gemäß § 23 Ab-
satz 1 Satz 3 des Aufenthaltsgesetzes zu dem beigefügten 
Entwurf für eine Landesaufnahmeanordnung zur Auf-
nahme von 300 besonders schutzbedürftigen Personen 
von den griechischen Inseln gebeten.

Frage 48

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Gökay Akbulut (DIE LINKE):

Welche Bundesländer haben im Rahmen der Abfrage nach 
der Innenministerkonferenz, die vor dem Hintergrund der Auf-
nahme von Geflüchteten aus Griechenland gemacht wurde, 
wie viele Plätze für die Aufnahme aus Griechenland angebo-
ten?

Im Rahmen der Abfrage der Bereitschaft der Länder 
zur Aufnahme von kranken, behandlungsbedürftigen 
Kindern und ihren Kernfamilien von den griechischen 
Inseln, die vom 19. Juni 2020 bis zum 23. Juni 2020 im 
Anschluss an die Innenministerkonferenz erfolgte, hat 
das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 
von allen 16 Bundesländern eine Rückmeldung erhalten. 
Mit Stand vom 29. Juni 2020 wurde bezüglich kranker, 
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behandlungsbedürftiger Kinder und ihrer Kernfamilien 
eine Aufnahmebereitschaft für insgesamt rund 2 100 Per-
sonen seitens der 16 Länder signalisiert.

Frage 49

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stephan Mayer auf die Frage 
der Abgeordneten Ulla Jelpke (DIE LINKE):

Zur Ausstellung welcher Identitätsdokumente bei iranischen 
Auslandsvertretungen müssen Schutzsuchende aus dem Iran 
nach Kenntnis der Bundesregierung eine Religionszugehörig-
keit angeben, und inwiefern ist es vor diesem Hintergrund nach 
Auffassung der Bundesregierung für schutzsuchende Kon-
vertiten oder Angehörige nicht anerkannter religiöser Minder-
heiten wie den Bahai zumutbar, sie im Rahmen der Mit-
wirkungspflicht zu zwingen, bei iranischen Vertretungen 
Identitätsdokumente zu beantragen, insbesondere da sie ein 
falsches Religionsbekenntnis angeben müssen, da nur offiziell 
anerkannte Religionen eingetragen werden können (www. 
auswaertiges-amt.de/de/newsroom/kofler-bahai/2298380)?

Schutzsuchende im laufenden Asylverfahren werden 
in der Bundesrepublik Deutschland nicht aufgefordert, 
zum Zwecke der Beschaffung von Identitäts- und/oder 
Passpapieren in den direkten Kontakt zu heimatstaatli-
chen Behörden oder Auslandsvertretungen zu treten.

Frage 50

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage des Abge-
ordneten Dr. Anton Friesen (AfD):

Inwiefern lässt sich die Bundesregierung im Rahmen der am 
1. Juli 2020 beginnenden EU-Ratspräsidentschaft welche ge-
planten Veranstaltungen durch welche Unternehmen sponsern 
(www.asktheeu.org/en/request/7764/response/25479/attach/4/ 
st05909.en20.pdf, Seite 4)?

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, Sponsoring-
verträge mit privatwirtschaftlichen Unternehmen im 
Rahmen der deutschen EU-Ratspräsidentschaft abzu-
schließen.

Dies hat die Bundesregierung auch bereits mehrfach 
deutlich gemacht. Es wird in diesem Zusammenhang un-
ter anderem auf die Antwort der Bundesregierung vom 
22. Juni 2020 auf die Kleine Anfrage der Fraktion Die 
Linke zum Thema „Programm-Schwerpunkte und Trans-
parenz der deutschen EU-Ratspräsidentschaft“ auf Bun-
destagsdrucksache 19/20287 verwiesen.

Ausnahmen sind in geringem Umfang für regionale 
Produkte oder regionale Dienstleistungen grundsätzlich 
möglich.

Dabei werden gesetzliche Vorgaben beachtet, insbe-
sondere die Vorgaben der für die Bundesverwaltung gel-
tenden Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Förde-
rung von Tätigkeiten des Bundes durch Leistungen 
Privater.

Solche Pläne bestehen zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
jedoch nicht.

Frage 51

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage des Abge-
ordneten Manuel Sarrazin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Wie bewertet die Bundesregierung die aktuelle politische 
Situation in Belarus vor dem Hintergrund der im August 
2020 stattfindenden Präsidentschaftswahlen, und welche Aus-
wirkungen werden die Repressionsmaßnahmen seitens 
Alexander Lukaschenko gegenüber potenziellen Präsident-
schaftskandidatinnen und -kandidaten und Protestierenden 
auf die bilateralen Beziehungen zwischen Deutschland und 
Belarus haben (www.spiegel.de/politik/ausland/belarus-mehr- 
als-hundert-festnahmen-bei-oppositionsprotesten-a- 
82472332-9ce7-46a2-a372-84668d10018d)?

Die Bundesregierung beobachtet die jüngste Eskala-
tion im Wahlkampf in Belarus mit großer Sorge. Durch 
die Verhaftung unter anderem des potenziellen Präsident-
schaftskandidaten Viktor Babariko sowie die wahr-
scheinliche Nichtregistrierung Valery Tsepkalos sind fai-
re und freie Wahlen in Belarus akut gefährdet.

Insbesondere die Verhaftungen von Bloggerinnen und 
Bloggern sowie Journalistinnen und Journalisten sind be-
sorgniserregend; im Vorfeld von Wahlen ist die Gewähr-
leistung einer unabhängigen Presseberichterstattung von 
ganz besonderer Bedeutung.

Die Bundesregierung ruft die belarussische Regierung 
mit Nachdruck auf, freie und faire Wahlen im Einklang 
mit den geltenden Standards der Organisation für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa zu gewährleisten.

In den letzten Jahren hat es im Verhältnis von Belarus 
zur Europäischen Union, aber auch im bilateralen Ver-
hältnis zu Deutschland erfreuliche Fortschritte gegeben. 
Diese Entwicklung darf durch den Verlauf der Wahlen in 
Belarus nicht gefährdet werden. Dies hat die Bundesre-
gierung gegenüber der belarussischen Regierung auch 
deutlich gemacht.

Frage 52

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage des Abge-
ordneten Manuel Sarrazin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Wird sich die Bundesregierung auf europäischer Ebene für 
eine Verschärfung der Sanktionen gegenüber Belarus einset-
zen, und wenn nein, was wäre nach Ansicht der Bundesregie-
rung die Voraussetzung für eine Verschärfung der bislang gel-
tenden repressiven Maßnahmen (www.consilium. europa.eu/ 
de/press/press-releases/2020/02/17/belarus-eur-prolongs- 
arms-embargo-and-sanctions-against-4-individuals-for-one- 
year/)?

Die Bundesregierung bewertet die Entwicklungen in 
Belarus fortlaufend. Die aktuellen Entwicklungen in Be-
larus im Vorfeld der Präsidentschaftswahl beobachtet sie 
mit großer Sorge.

Die Bundesregierung hat sich in den letzten Wochen 
mehrfach zur Situation in Belarus geäußert. Es wird hier-
zu etwa auf das Statement der Beauftragten der Bundes-
regierung für Menschenrechte und humanitäre Hilfe im 
Auswärtigen Amt, Bärbel Kofler, vom 20. Mai oder auf 
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die Äußerungen des stellvertretenden Pressesprechers 
des Auswärtigen Amts in der Regierungspressekonferenz 
vom 19. Juni verwiesen.

Die Bundesregierung ist auch fortlaufend im Gespräch 
mit Vertretern der belarussischen Regierung und themati-
siert die von Belarus eingegangenen Verpflichtungen im 
Bereich Menschenrechte, so etwa der deutsche Botschaf-
ter in Belarus in einem kürzlichen Gespräch mit dem 
belarussischen Außenminister Wladimir Makej.

Die Bundesregierung wird die weiteren Entwicklun-
gen genau verfolgen. In diesem Sinne wird sie auch die 
internationale Wahlbeobachtungsmission der Organisa-
tion für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(OSZE) unterstützen, wenngleich die offizielle Einla-
dung seitens Belarus noch aussteht. Zudem unterstützt 
die Bundesregierung zivilgesellschaftliche, bilaterale 
Projekte der Wahlbeobachtung.

Die Bundesregierung behält sich ausdrücklich vor, in 
angemessener Weise auf weitere Entwicklungen zu rea-
gieren. Sie wird sich dabei eng mit den Partnern in der EU 
abstimmen.

Sanktionen erlässt nicht die Bundesregierung im Al-
leingang, sondern die Europäische Union insgesamt. 
Auch in den entsprechenden Gremien in Brüssel finden 
selbstverständlich fortlaufende Bewertungen und Ge-
spräche dazu statt.

Frage 53

Antwort

des Staatsministers Niels Annenauf die Frage des Abge-
ordneten Andrej Hunko (DIE LINKE):

Wie hat sich die Bundesregierung gegenüber der Regierung 
in Ankara zu dem Drohnenangriff verhalten, den das türkische 
Militär und/oder der türkische Geheimdienst am 23. Juni 2020 
in der von der Türkei besetzten kurdischen Autonomieregion 
Rojava in Syrien durchgeführt haben und bei dem drei Frauen, 
darunter auch Politikerinnen, ermordet wurden („Turkey 
stammed for airstrike that killed three women in Syria“, „Je-
rusalem Post“ vom 24. Juni 2020), und welche Schlussfolge-
rungen zieht sie auch hinsichtlich ihrer eigenen „Drohnende-
batte“ zur Beschaffung bewaffneter Bundeswehrdrohnen aus 
dem Vorfall, der nach meiner Ansicht die Notwendigkeit einer 
internationalen Drohnenkonvention zur Ächtung dieser fern-
gesteuerten Waffen unterstreicht?

Der Bundesregierung sind Berichte über einen türki-
schen Drohnenangriff am 23. Juni in von der Türkei 
kontrollierten Gebieten Nordsyriens bekannt. Eigene Er-
kenntnisse hierzu liegen ihr nicht vor.

Die Bundesregierung steht mit der türkischen Regie-
rung in ständigem Austausch zur Lage in Syrien, ein-
schließlich der türkischen Militäroperationen. Sie hat ge-
genüber der Türkei dabei wiederholt deutlich gemacht, 
dass dem Schutz der Zivilbevölkerung und der Einhal-
tung des humanitären Völkerrechts herausragende Be-
deutung zukommt.

Es ist zudem die Grundhaltung der Bundesregierung, 
dass jeder Einsatz von Waffen im Rahmen der einschlä-
gigen Regeln des Völkerrechts stattzufinden hat.

Dazu gehören das völkerrechtliche Gewaltverbot und 
seine Ausnahmetatbestände sowie insbesondere im Rah-
men bewaffneter Konflikte das humanitäre Völkerrecht. 
Die Bundesregierung tritt für eine Einbeziehung bewaff-
neter unbemannter Luftfahrzeuge in internationale Ab-
rüstungs- und Rüstungskontrollregime ein.

Frage 54

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage der Abge-
ordneten Ulla Jelpke (DIE LINKE):

Inwieweit wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, 
dass bei Einreisen aus Drittstaaten zum Zwecke der Familien-
zusammenführung immer von einem zwingenden Einreise-
grund im Sinne der coronabedingten Maßnahmen auszugehen 
ist, wenn ein Rechtsanspruch besteht und entsprechende Ge-
sundheitsgefährdungen durch Begleitmaßnahmen eingegrenzt 
werden können (zum Beispiel Quarantänemaßnahmen, Vorla-
ge eines Negativtests; bitte mit Blick auf die hohe Bedeutung 
des Rechts auf Familienleben begründen), und wie ist der 
aktuelle Stand der regierungsinternen Beratungen und Vorbe-
reitungen zur Wiederaufnahme entsprechender Visabearbei-
tungen und -erteilungen (bitte so ausführlich und differenziert 
wie möglich antworten; vergleiche Antwort der Bundesregie-
rung auf meine Schriftliche Frage 31 auf Bundestagsdrucksa-
che 19/19021 und Antworten der Bundesregierung auf die 
Schriftlichen Fragen 36 und 37 der Abgeordneten Katrin 
Göring-Eckardt auf Bundestagsdrucksache 19/19887, Sei-
te 22 f.)?

Die Bundesregierung ist sich der schwierigen Lage 
bewusst, in der sich derzeit die vielen voneinander ge-
trennten Familienangehörigen befinden. Sie setzt sich 
daher bei der EU-Kommission und den europäischen 
Partnern für Lockerungen insbesondere für diese Gruppe 
ein.

Gemäß Empfehlung der EU-Kommission soll ab dem 
1. Juli als weitere Ausnahme von den derzeitigen Ein-
reisebeschränkungen unter anderem der Familiennach-
zug wieder erlaubt werden, also der Nachzug von Ehe-
partnern zu ihren in Deutschland lebenden Partnern, der 
Nachzug von Minderjährigen zu ihren Eltern wie auch 
umgekehrt von Eltern zu ihren minderjährigen Kindern. 
Die Bundesregierung wird diese Empfehlungen umge-
hend ab dem 2. Juli umsetzen.

Für diese Ausnahmen sollen dann sowohl Antragsan-
nahme und -bearbeitung als auch Erteilung der Visa und 
Einreise möglich sein.

Die Bundesregierung hatte schon vor Aufhebung der 
Einreisebeschränkungen beschlossen, dass Visumanträge 
zum Zwecke des Familiennachzugs zum minderjährigen 
Kind, zu anerkannten Flüchtlingen sowie zu subsidiär 
Schutzberechtigten prioritär anzunehmen und bei dro-
hendem Rechtsverlust auch sofort zu entscheiden sind.

Die Visastellen wurden bereits über die möglichen 
weiteren Lockerungen informiert, damit beispielsweise 
wieder Vorsprachetermine vergeben werden können. Al-
lerdings ist dabei zu berücksichtigen, dass einige Visa-
stellen aufgrund der pandemiebedingten Lage vor Ort 
weiterhin nur einen Notbetrieb aufrechterhalten und da-
her Visumanträge nur in Ausnahmefällen bearbeiten kön-
nen.
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Ob, und wenn ja, welche Quarantänemaßnahmen bei 
der Einreise nach Deutschland getroffen werden, wird 
von den Bundesländern bestimmt und hängt im Einzelfall 
vom geplanten Aufenthaltsort des Einreisenden ab.

Frage 55

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage des Abge-
ordneten Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Inwieweit beabsichtigt die Bundesregierung, sich mit kon-
kreten Schritten über die Pressemitteilung der Menschen-
rechtsbeauftragten Dr. Bärbel Kofler vom 27. Februar 2020 
hinaus, für die Iraner Amir Hossein Moradi, Mohammad Ra-
jabi und Saeed Tamjidi, deren Todesurteil wegen ihrer Teil-
nahme an den Protesten im Iran im November 2019 am 24. Juni 
2020 in zweiter Instanz (https://en.radiofarda.com/a/iran- 
supreme-court-upholds-death-sentence-for-three-young- 
protesters/30687890.html) ohne ordnungsgemäßes Verfahren 
und Rechtsbeistand aufrechterhalten wurde, einzusetzen, und 
welche Konsequenzen zieht sie gegenüber der iranischen Re-
gierung bei derartigen Menschenrechtsverletzungen?

In einer Pressemitteilung vom 27. Februar 2020 hat die 
Beauftragte der Bundesregierung für Menschenrechtspo-
litik und Humanitäre Hilfe im Auswärtigen Amt, 
Dr. Bärbel Kofler, ihre Bestürzung über die Todesurteile 
gegen Amir Hossein Moradi, Saeed Tamjidi und Moham-
mad Rajabi wegen ihrer Teilnahme an den Protesten in 
Iran im November 2019 zum Ausdruck gebracht. Sie hat 
die Aufhebung der Todesstrafen sowie die Aufarbeitung 
der Menschenrechtsverletzungen während der Demonst-
rationen vom November 2019 gefordert.

Die Bundesregierung wird sich auch weiterhin für die 
Aufhebung der Todesurteile gegen Amir Hossein Mora-
di, Saeed Tamjidi und Mohammad Rajabi wegen ihrer 
Teilnahme an den Protesten in Iran einsetzen.

Dies kann auf verschiedenste Weise geschehen, zum 
Beispiel in bilateralen Gesprächen oder auch in Form 
einer Demarche in Teheran gemeinsam mit den EU-Part-
nern. Derartige Interventionen müssen jedoch mit Blick 
auf die Familien der Betroffenen gut abgewogen werden. 
Es wird daher um Verständnis gebeten, dass diese Frage 
nicht im Detail beantwortet werden kann.

Die Bundesregierung setzt sich sowohl auf bilateraler 
als auch auf multilateraler Ebene kontinuierlich für eine 
Verbesserung der Lage der Menschenrechte in Iran ein. 
Sie lehnt die Todesstrafe als unmenschliche Form der 
Bestrafung ab.

Frage 56

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage des Abge-
ordneten Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über das Aus-
maß der Coronapandemie in Afghanistan, der starken Diskre-
panz zwischen offiziellen Angaben und persönlichen Berich-
ten (www.deutschlandfunk.de/corona-in-afghanistan- 
afghanen-in-deutschland-fordern.1773.de.html?dram:article_ 
id=478562 und https://tolonews.com/health/gravediggers- 

kabul-report-dozens-covid-19-deaths-day), und inwieweit un-
terstützt sie Afghanistan bei der Bewältigung der Krise?

Nach offiziellen Angaben gibt es bislang circa 30 000 
bestätigte Infektionen und knapp 700 Todesopfer in Af-
ghanistan.

Das tatsächliche Ausmaß der Pandemie ist der Bundes-
regierung nicht bekannt. Ihr liegen aber Hinweise vor, 
dass es eine enorme Dunkelziffer gibt. So erfolgten nur 
70 000 Tests bei etwa 35 Millionen Einwohnern. Mit 
40 Prozent wiesen die Tests zudem einen hohen Positiv-
anteil auf. Es gibt zudem Berichte von höherer Sterblich-
keit, auch von Massenbegräbnissen im Land. Seriöse 
Schätzungen zu der tatsächlichen Zahl an Infizierten 
und Todesfällen sind auf dieser Grundlage aber nicht 
möglich.

Als enger Partner unterstützt Deutschland Afghanistan 
bei der Bewältigung der Pandemie.

Für eine koordinierte und effiziente humanitäre Unter-
stützung in Afghanistan hat die Bundesregierung Mittel 
über internationale Organisationen – wie die Weltgesund-
heitsorganisation, das Welternährungsprogramm – und 
auch multilaterale Fonds zur Verfügung gestellt. Diese 
dienen beispielsweise zur Kapazitätssteigerung von poli-
zeilichen Krankenstationen für Tests und zur Behandlung 
von Covid-19-Infizierten.

Außerdem hat Deutschland seinen Beitrag zum huma-
nitären Länderfonds erheblich aufgestockt.

Die bilaterale Unterstützung im Rahmen des Stabilität-
spakts Afghanistan oder der Entwicklungszusammenar-
beit wurde und wird angepasst.

Über die Entwicklungszusammenarbeit werden auch 
die mittel- und langfristigen Folgen der Pandemie, näm-
lich für Wirtschaft, Einkommen und Versorgung der Be-
völkerung, abgefedert.

Auch Sachspenden sind bereits erfolgt oder gerade in 
Umsetzung, etwa durch das „German Police Project 
Team“ und die Bundeswehr.

Frage 57

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage der Abge-
ordneten Luise Amtsberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung hinsichtlich 
der Einhaltung von Abstands- und Hygieneempfehlungen und 
über Anhaltspunkte für Covid-19-Virus-Ausbrüche in soge-
nannten Detention Centers in Libyen für Geflüchtete, und wel-
che Maßnahmen erwägt die Bundesregierung, um die dort von 
dem Covid-19-Virus bedrohten Menschen zu evakuieren?

Der Bundesregierung sind bisher keine bestätigten Fäl-
le von Covid-19-Infektionen unter Flüchtlingen und Mi-
grantinnen und Migranten in sogenannten Detention Cen-
ters in Libyen bekannt. Insgesamt liegen in Libyen 
allerdings kaum gesicherte Daten vor.

Die Hygiene- und Abstandsregeln in den „Detention 
Centers“ einzuhalten, ist nach Einschätzung der Bundes-
regierung kaum möglich. Dies bestätigen auch die dort 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 169. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 1. Juli 2020                                  21124 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

https://en.radiofarda.com/a/iran-supreme-court-upholds-death-sentence-for-three-young-protesters/30687890.html
https://en.radiofarda.com/a/iran-supreme-court-upholds-death-sentence-for-three-young-protesters/30687890.html
https://en.radiofarda.com/a/iran-supreme-court-upholds-death-sentence-for-three-young-protesters/30687890.html
https://www.deutschlandfunk.de/corona-in-afghanistan-afghanen-in-deutschland-fordern.1773.de.html?dram:article_id=478562
https://www.deutschlandfunk.de/corona-in-afghanistan-afghanen-in-deutschland-fordern.1773.de.html?dram:article_id=478562
https://www.deutschlandfunk.de/corona-in-afghanistan-afghanen-in-deutschland-fordern.1773.de.html?dram:article_id=478562
https://tolonews.com/health/gravediggers-kabul-report-dozens-covid-19-deaths-day
https://tolonews.com/health/gravediggers-kabul-report-dozens-covid-19-deaths-day


unterstützend tätigen Organisationen der Vereinten Na-
tionen wie das Flüchtlingshilfswerk UNHCR und die 
Internationale Organisation für Migration. Diese Organi-
sationen versuchen, durch sanitäre, medizinische und 
Desinfektionsmaßnahmen sowie Aufklärungskampag-
nen die Ansteckungsrisiken zu verringern.

Trotzdem sind die Zustände in den „Detention Cen-
ters“ besorgniserregend. Die Bundesregierung spricht 
die Situation daher regelmäßig auf allen Ebenen gegen-
über der libyschen Regierung an. Dabei setzt sie sich für 
eine Verbesserung der Situation von Flüchtlingen und 
Migrantinnen und Migranten ein und fordert die Schlie-
ßung von „Detention Centers“ bei gleichzeitiger Schaf-
fung offener Alternativen. Dabei konnten bereits Teiler-
folge erzielt werden: So hat die auch auf deutsche 
Initiative hin gegründete „Post-Tajoura Working Group“ 
darauf hingewirkt, dass die Regierung des Nationalen 
Einvernehmens mehrere „Detention Centers“ geschlos-
sen hat.

Evakuierungen über das Flüchtlingshilfswerk UNHCR 
und das Programm des „Humanitarian Voluntary Return“ 
der Internationalen Organisation für Migration sind auf-
grund der Covid-19-Pandemie derzeit ausgesetzt. Ziel ist 
es, diese im Laufe des Sommers wieder aufzunehmen.

Die Bundesregierung unterstützt diese Aktivitäten des 
Flüchtlingshilfswerks UNHCR und zudem die der Welt-
gesundheitsorganisation in Libyen.

Frage 58

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage der Abge-
ordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE):

Mit welchem Ergebnis – Anzahl der Kontaktaufnahmen zu 
Schiffen, Durchsuchungen von Schiffen unter welcher Flagge, 
verweigerte bzw. verhinderte Kontrollen von Schiffen durch 
wen – erfolgte nach Kenntnis der Bundesregierung bis dato 
die Überwachung des Waffenembargos gegen Libyen im Rah-
men der durch die Europäische Union geführten militärischen 
Operation im Mittelmeer EUNAVFOR MED Irini, bei der 
Schiffe, die verdächtigt werden, das Waffenembargo gegen 
Libyen zu verletzen, kontrolliert werden sollen, und inwieweit 
konnte nach Kenntnis der Bundesregierung überprüft werden, 
ob die Behauptungen der türkischen Marine zutreffend sind, 
dass es sich bei der verhinderten Embargokontrolle eines ver-
dächtigten unter der Flagge Tansanias fahrenden Schiffes 
durch die türkische Marine um einen durch die türkische Re-
gierung gecharterten Frachter handelte, der tatsächlich (aus-
schließlich) medizinische Hilfsgüter für die libysche Bevölke-
rung transportierte (Plenarprotokoll 19/165, Frage 55)?

Die EU-Mission EUNAVFOR MED Irini hat den 
Kernauftrag, das Waffenembargo der Vereinten Nationen 
gegen Libyen umzusetzen. Ein wichtiger Bestandteil ist 
die Erstellung eines engmaschigen Lagebilds zu mögli-
chen Embargoverstößen.

Die gesammelten Aktivitäten der Operation werden 
erstmals sechs Monate nach Beginn zusammengefasst. 
Zuletzt hat die Operation wöchentlich etwa zwischen 
zehn und 30 Kontaktaufnahmen durchgeführt. Anschlie-
ßend kann beispielsweise die Einhaltung der angegebe-
nen Routeninformationen nachverfolgt werden.

Der unter Flagge Tansanias fahrende Frachter wurde 
mittlerweile in Libyen entladen. Dabei hatte die Europä-
ische Union keine Möglichkeit, die Fracht vor Ort zu 
inspizieren.

Alle zu diesem Vorfall bei Operation Irini vorliegenden 
Informationen wurden von der EU an das Expertenpanel 
des Sanktionsausschusses der Vereinten Nationen weiter-
geleitet.

Irini erzeugt dabei durchaus einen Abschreckungsef-
fekt. So brach zum Beispiel ein des Ölschmuggels ver-
dächtigter Tanker in Ostlibyen nach Kontaktaufnahme 
seine Aktivitäten ab.

Frage 59

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage der Abge-
ordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE):

Welche Kenntnisse (auch nachrichtendienstliche) hat die 
Bundesregierung, mit welchen Mitteln der frühere Komman-
deur der sogenannten Befreiungsarmee des Kosovo (UCK) 
und heutige kosovarische Präsident Hashim Thaci sowie der 
ehemalige kosovarische Parlamentspräsident und heutige Vor-
sitzende von Thacis PDK, Kadri Veseli, versucht haben, die 
Ermittlungen gegen sie und weitere acht Angeklagte wegen 
schwerer Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit zu behindern und zu unterlaufen, sodass der 
Sonderankläger des Kosovo-Gerichts den sehr ungewöhnli-
chen Schritt tat, die erste vorläufige Anklage zu veröffentli-
chen (dpa vom 24. Juni 2020), und inwieweit hat die Bundes-
regierung Kenntnisse (auch nachrichtendienstliche), ob die 
Veröffentlichung der Anklage im Zusammenhang mit dem 
für den 27. Juni 2020 geplanten Treffen des serbischen Minis-
terpräsidenten Aleksander Vucic mit Hashim Thaci und Kadri 
Veseli im Weißen Haus mit Beteiligung von US-Präsident 
Donald Trump steht, bei dem über ein Friedensabkommen 
zwischen Serbien und dem Kosovo unter Ausschluss der EU 
verhandelt werden soll, das einen Gebietsaustausch zwischen 
dem Kosovo und Serbien beinhalten soll, den die EU strikt 
ablehnt und somit nach meiner Auffassung die EU-Diplomatie 
unterläuft (dpa vom 25. Juni 2020)?

Die Bundesregierung hat keine konkreten Erkenntnis-
se zu den in der Presseerklärung der Sonderkammern 
vom 24. Juni erwähnten wiederholten Versuchen von 
Staatspräsident Hashim Thaci und Kadri Veseli, die Ar-
beit der Sonderkammern zu unterminieren und zu behin-
dern.

Am 22. Dezember 2017 scheiterte ein kurzfristiger An-
trag von 43 Abgeordneten des kosovarischen Parlaments, 
darunter viele Vertreter der von Kadri Veseli geführten 
Partei „Demokratische Partei des Kosovo“ (PDK), eine 
Sondersitzung des Parlaments zur Aufhebung des Geset-
zes über die Einrichtung der Sonderkammern anzuber-
aumen.

Die Bundesregierung hat keine Erkenntnisse zu einem 
etwaigen Zusammenhang mit dem für den 27. Juni im 
Weißen Haus geplanten – aber letztendlich nicht abge-
haltenen – Treffen der kosovarischen und serbischen 
Staatsspitze.

Laut dem US-Sondergesandten für die Friedensver-
handlungen zwischen Serbien und Kosovo, Richard Gre-
nell, sollten bei diesem wirtschaftliche Fragen im Mittel-
punkt stehen.
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Darüber hinaus kann die Antwort nicht offen erfolgen. 
Die Einstufung der Antwort auf die Frage als Verschluss-
sache (VS) mit dem Geheimhaltungsgrad „VS – Ver-
traulich“ ist im vorliegenden Fall im Hinblick auf das 
Staatswohl erforderlich. Nach der Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zum materiellen Geheimschutz (Ver-
schlusssachenanweisung, VSA) sind Informationen, de-
ren Kenntnisnahme durch Unbefugte für die Interessen 
der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder 
nachteilig sein können, entsprechend einzustufen. Eine 
zur Veröffentlichung bestimmte Antwort der Bundesre-
gierung auf diese Frage würde Informationen zu dem 
Modus Operandi sowie den Methoden und der Erkennt-
nislage des Bundesnachrichtendienstes einem nicht ein-
grenzbaren Personenkreis nicht nur im Inland, sondern 
auch im Ausland zugänglich machen. Eine solche Ver-
öffentlichung von Einzelheiten ist daher geeignet, zu ei-
ner wesentlichen Verschlechterung der dem Bundesnach-
richtendienst zur Verfügung stehenden Möglichkeiten der 
Informationsgewinnung zu führen. Dies kann für die 
wirksame Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der Nach-
richtendienste und damit für die Interessen der Bundes-
republik Deutschland schädlich sein. Diese Informatio-
nen werden daher als „VS – Vertraulich“ eingestuft und 
in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages 
hinterlegt.

Frage 60

Antwort

des Staatsministers Niels Annen auf die Frage der Abge-
ordneten Heike Hänsel (DIE LINKE):

Inwieweit ist es nach Auffassung der Bundesregierung ein 
vorbehaltsloses Eintreten ihrerseits für die Verlängerung des 
New-START-Vertrags zwischen Washington und Moskau 
(Jahresabrüstungsbericht 2019, Bundestagsdrucksache 
19/19000, Seite 18), wenn sich die Bundesregierung hinter 
die US-Forderung stellt, dass China an diesen Verhandlungen 
teilnehmen soll, und ebenfalls für eine Erweiterung der Ver-
handlungen über nukleare Abrüstungen plädiert (Reuters vom 
24. Juni 2020), und plädiert die Bundesregierung auch für die 
Erweiterung der Verhandlungen über nukleare Abrüstungen 
um N ato -Mitglieder (Frankreich und Großbritannien)?

Die Bundesregierung setzt sich nachdrücklich dafür 
ein, nukleare Abrüstung und Rüstungskontrolle wieder 
auf die internationale Tagesordnung zu bringen.

Für die Bundesregierung steht die Verlängerung des 
New-START-Vertrags dabei im Vordergrund. Sie ruft 
Russland und die USA dazu auf, New START zu erhal-
ten. Auch wenn es sich bei New START um einen bila-
teralen Vertrag handelt, trägt er maßgeblich zur europä-
ischen und globalen Sicherheit bei.

Die Verlängerung dieses zentralen Vertrages eröffnet 
eine gute Grundlage für die notwendige Weiterentwick-
lung und Ausweitung der Rüstungskontrolle. Die Bun-
desregierung hat ein hohes Interesse an zukünftiger Rüs-
tungskontrolle, die möglichst viele Reichweiten und 
Systeme in den Blick nimmt. Auch an der Einbindung 
Chinas in die Rüstungskontrolle hat die Bundesregierung 
ein großes Interesse, dies jedoch – und das macht die 
Bundesregierung gegenüber Washington sehr deutlich – 
nicht auf Kosten des New-START-Vertrags. Frankreich 

und Großbritannien bauen im Gegensatz zu China ihre 
Nuklearwaffenarsenale nicht aus, sondern haben diese in 
den letzten Jahren unilateral reduziert.

Frage 61

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Uwe Kekeritz 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Inwieweit ist die Bundesregierung mit der Compagnie des 
Bauxites de Guinée (CBG) sowie Dadco Alumina and Chemi-
cals bezüglich der Einhaltung ihrer menschenrechtlichen und 
umweltbezogenen Sorgfaltspflichten beim Aluminiumabbau 
in Guinea Conakry in Kontakt, und welche Konsequenzen 
zieht die Bundesregierung aus der Nichteinhaltung von IFC- 
Standards durch CBG für die von ihr gewährte Garantie Un-
gebundener Finanzkredite für die Erweiterung der Sangaredi- 
Bauxit-Mine (www.inclusivedevelopment.net/wp-content/ 
uploads/2020/06/Hamdallaye-English.pdf)?

Die Bundesregierung und die Mandatare des Bundes 
befinden sich seit der initialen Projektprüfung im stetigen 
Austausch mit der Compagnie des Bauxites de Guinee. 
Die Übernahme der Garantie für ungebundene Finanz-
kredite wurde an die Durchführung von Verbesserungs-
maßnahmen im Bereich des Umwelt- und Sozialmanage-
ments bei dem Unternehmen geknüpft. Ein 
entsprechender Maßnahmenkatalog wurde als Bestand-
teil der kreditvertraglichen Vereinbarungen abgestimmt. 
Die Umsetzung dieses Maßnahmenkatalogs wird durch 
die Mandatare sowie ein unabhängiges Umwelt- und So-
zialberatungsunternehmen überwacht. Im Rahmen der 
Überwachung werden regelmäßige Standortbesuche so-
wie zweiwöchentliche Telefonkonferenzen durchgeführt. 
Zudem findet ein Austausch mit Nichtregierungsorgani-
sationen statt, die das Projekt kritisch begleiten.

Mittels dieses etablierten Verfahrens konnten wesent-
liche Verbesserungen des Umwelt- und Sozialma-
nagements bei dem Unternehmen erreicht werden. Ins-
besondere im Bereich des Biodiversitäts- und 
Umsiedlungsmanagements wurden neue organisatori-
sche Strukturen mit mehr Personal eingeführt, neue trans-
parentere Prozesse etabliert und Beteiligungsverfahren 
für die Einbeziehung der betroffenen Anwohnerinnen 
und Anwohner geschaffen. Zuletzt kam es zu Beschwer-
den bezüglich verschiedener Umsiedlungsmaßnahmen, 
die zum Teil stattfanden, bevor sich der Bund an dem 
Projekt beteiligte. Hierzu steht die Bundesregierung in 
engem Austausch mit dem Unternehmen und anderen 
Projektbeteiligten.

Frage 62

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Timon 
Gremmels (SPD):

Aus welchem Grund hat das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie (BMWi) bislang noch keinen Vorschlag zur 
Novellierung des Mieterstroms vorgelegt, obwohl Bundesmi-
nister Peter Altmaier dem Wirtschaftsausschuss des Deutschen 
Bundestages per Schreiben vom 25. Juni 2019 schriftlich zu-
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gesagt hat, „einen entsprechenden Vorschlag noch im Herbst 
2019 vorlegen“ zu wollen?

Die Bundesregierung hat am 19. September 2019 den 
Mieterstrombericht beschlossen. Darin werden Marktent-
wicklung, Wirtschaftlichkeit und weitere Rahmenbedin-
gungen des Mieterstroms ausgewertet. Eine Anpassung 
der bundesrechtlichen und wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen beim Mieterstromzuschlag erfolgt im Er-
neuerbare-Energien-Gesetz.

Frage 63

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Timon 
Gremmels (SPD):

Wann gedenkt das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie, einen Vorschlag zur Novellierung des Mieterstroms 
vorzulegen?

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
arbeitet derzeit intensiv am Entwurf der Novellierung 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und wird noch im 
Sommer einen entsprechenden Gesetzentwurf vorlegen. 
Darin werden die Erkenntnisse und Empfehlungen des 
Mieterstromberichts aufgegriffen und umgesetzt.

Frage 64

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Pascal Meiser 
(DIE LINKE):

Wann wurde nach Kenntnis der Bundesregierung das durch 
das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) 
eingeleitete außenwirtschaftliche sektorübergreifende Investi-
tionsprüfungsverfahren gegenüber dem US-amerikanischen 
Unternehmen Infinera Corporation hinsichtlich der Übernah-
me der Coriant GmbH & Co. KG abgeschlossen, und welche 
Konsequenzen ergaben sich daraus für diese Übernahme bzw. 
die beteiligten Unternehmen (vergleiche Antwort der Bundes-
regierung auf meine Schriftliche Frage 45 auf Bundestags-
drucksache 19/13176) sowie Ausschussdrucksache 19(9)351)?

Das Investitionsprüfverfahren bezüglich der Übernah-
me der Coriant GmbH & Co. KG wurde Anfang 2019 
vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie er-
öffnet. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie und die beteiligten Ressorts, insbesondere das Bun-
desministerium des Innern, für Bau und Heimat, haben 
den Erwerb umfangreich geprüft. Im Ergebnis konnten 
keine Gefahren für die öffentliche Ordnung oder Sicher-
heit der Bundesrepublik Deutschland festgestellt werden. 
Das Verfahren ist daher ohne Konsequenzen für den Er-
werb beendet worden.

Frage 65

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Pascal Meiser 
(DIE LINKE):

Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl 
der Unternehmen entwickelt, deren überwiegender Betriebs-
zweck in der Förderung von Steinkohle, Braunkohle oder Ei-
senerz, in der Aufbereitung, Verkokung, Verschwelung oder 
Brikettierung dieser Grundstoffe oder in der Herstellung von 
Walzwerkerzeugnissen einschließlich Walzdraht, Röhren, 
Walzen, rollendem Eisenbahnmaterial, Freiformschmiedestü-
cken und Gießereierzeugnissen aus Eisen oder Stahl liegt und 
deren Betrieb unter der Aufsicht der Bergbehörden steht, und 
die zudem in Form einer Aktiengesellschaft oder einer Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung betrieben werden und in der 
Regel mehr als 1 000 Arbeitnehmer beschäftigen, und wie hat 
sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der in 
diesen Unternehmen und ihren untergeordneten Konzernunter-
nehmen beschäftigten Mitarbeiter entwickelt (bitte aufschlüs-
seln für die Jahre 1957, 1962, 1967, 1972, 1977, 1982, 1987, 
1992, 1997, 2002, 2007, 2012, 2017 und 2019)?

Hinsichtlich bergrechtlicher Vorhaben ist nach der im 
Grundgesetz festgelegten Kompetenzverteilung zwi-
schen Bund und Ländern ausschließlich das jeweilige 
Land für deren Genehmigung und Aufsicht zuständig.

Die Bundesregierung hat keine Kenntnis über die er-
fragten, detaillierten Angaben über Unternehmen, die der 
Aufsicht der Bergbehörden der Länder unterstehen.

Frage 66

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Mahmut 
Özdemir (Duisburg) (SPD):

Wann und mit welchen Mitteln unterstützt die Bundesregie-
rung unter Federführung des BMWi die deutsche Stahlindust-
rie auf ihrem Weg zu einer langfristig starken, international 
wettbewerbsfähigen Stahlindustrie, um sie vor massiven Über-
kapazitäten aus China zu schützen, die mit subventioniertem 
( w w w. w e l t . d e / w i r t s c h a f t / a r t i c l e 1 5 4 7 4 8 7 9 8 / D i e -  
Erbarmungslosigkeit-der-chinesischen-Stahlriesen.html) und 
unter fragwürdigen Umweltbedingungen (www.iaw.uni- 
bremen.de/ccm/cms-service/stream/asset/Hickel-Lage-der- 
Stahlindustrie.pdf?asset_id=6388036 und www.stahl-online. 
de/index.php/china-ueberpruefung-umweltschaedlicher- 
stahlwerke/) hergestelltem Stahl in Konkurrenz zum deutschen 
Stahl treten?

Die Sicherung und nachhaltige Entwicklung des deut-
schen und europäischen Stahlstandortes ist für die Bun-
desregierung, erst recht vor dem Hintergrund der Covid- 
19-Pandemie, ein zentrales Anliegen. Die Bundesregie-
rung wird zeitnah ein auf Initiative des Bundesministe-
riums für Wirtschaft und Energie erarbeitetes Handlungs-
konzept Stahl vorlegen, das Vorschläge und Maßnahmen 
enthält, wie die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Stahlindustrie auch zukünftig sichergestellt und die not-
wendige Transformation der Produktionsprozesse in 
Richtung Klimaneutralität effizient flankiert und durch 
konkrete Maßnahmen unterstützt werden kann. Zudem 
hat die Bundesregierung bereits vielfältige Förderpro-
gramme auf den Weg gebracht und Studien und Projekte 
aufgelegt, um den Transformationsprozess in der Stahl-
industrie zu flankieren. Dazu gehören unter anderem fol-
gende im derzeit geltenden Finanzplan vorgesehene Mit-
tel unter Federführung des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie:

– 370 Millionen Euro bis 2023 für das Programm zur 
„CO2-Vermeidung in den Grundstoffindustrien“;
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– der Haushaltstitel „Wasserstoffeinsatz in der Indust-
rieproduktion“ in Höhe von 15 Millionen Euro in 
2020 sowie Verpflichtungsermächtigungen in Höhe 
von 430 Millionen Euro bis 2024;

– 415 Millionen Euro bis 2023 für das Programm „Real-
labore der Energiewende“.

Zusätzliche finanzielle Mittel werden durch eine Reihe 
weiterer Programme unter der Federführung der anderen 
fachlich zuständigen Ressorts bereitgestellt. So fördert 
etwa das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit seit März 2019 die Prozessum-
stellung unter anderem in der Stahlindustrie mit dem Ziel 
der Dekarbonisierung. Hierfür stehen für die nächsten 
vier Jahre etwa 1 Milliarde Euro zur Verfügung. Das 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukle-
are Sicherheit befindet sich derzeit in Gesprächen mit 
allen in Deutschland ansässigen Hochofenbetreibern über 
konkrete Förderprojekte. Auch das jüngst beschlossene 
Konjunkturprogramm und die kürzlich vorgelegte Natio-
nale Wasserstoffstrategie greifen die Transformation der 
energieintensiven Industrien in Deutschland, darunter die 
Stahlindustrie, prominent auf und stellen Unterstützung 
in Aussicht: So enthält das Konjunkturprogramm das Be-
kenntnis zum Ausbau der Wasserstofftechnologie mit 
dem Ziel eines Einsatzes im industriellen Maßstab. Der 
Umstieg von fossilen Energieträgern auf Wasserstoff soll 
insbesondere bei industriellen Prozessen in der Entwick-
lung und Prozessumstellung gefördert werden.

Frage 67

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage der Abgeordneten Lisa Badum 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Bis wann werden die von der Bundesregierung beauftragten 
Unternehmensgutachten eines Konsortiums aus unabhängigen 
Wirtschaftsprüfern von RWE und LEAG veröffentlicht (Ant-
wort der Bundesregierung auf meine mündliche Frage 69, Ple-
narprotokoll 19/165), und inwiefern flossen Erkenntnisse der 
Gutachten in die Verhandlungen mit den Braunkohlebetreibern 
in Hinblick auf den Öffentlich-rechtlichen Vertrag zur Redu-
zierung und Beendigung der Braunkohleverstromung in 
Deutschland (www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/M-O/ 
oeffentlich-rechtlicher-vertrag-zur-reduzierung-und- 
beendigung-der-braunkohleverstromung-entwurf.pdf? 
__blob=publicationFile&v=4) ein?

Die Gutachten werden in Kürze auf der Internetseite 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie ver-
öffentlicht.

Die Ergebnisse der Gutachten hat die Bundesregierung 
in den Verhandlungen mit den Kraftwerksbetreibern be-
rücksichtigt.

Frage 68

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage des Abgeordneten Stephan Kühn 
(Dresden) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

In welchem Umfang sollen nach Auffassung der Bundesre-
gierung Mittel des von ihr vorgelegten Gesetzentwurfs eines 
Strukturstärkungsgesetzes Kohleregionen für nichtinvestive 
Ausgaben verwendet werden, und mit welchen Prämissen hin-
sichtlich Zuwendungszweck und Höhe der Mittel wird das 
Bundesmodellvorhaben „Unternehmen Revier“ weiterentwi-
ckelt?

Der Entwurf des Strukturstärkungsgesetzes Kohler-
egionen sieht zwei Säulen vor.

Die erste Säule besteht aus Finanzhilfen für besonders 
bedeutsame Investitionen von Ländern und Gemeinden 
in den Kohleregionen. Hierfür sind bis zu 14 Milliarden 
Euro bis 2038 vorgesehen. Nicht investive Projekte kön-
nen mit diesen Mitteln nicht finanziert werden.

Die zweite Säule umfasst zusätzliche Maßnahmen des 
Bundes für die Kohleregionen, die im Wesentlichen im 
Rahmen von bestehenden Bundesprogrammen umgesetzt 
werden. Hierfür sind bis zu 26 Milliarden Euro bis 2038 
vorgesehen. Diese Maßnahmen können auch nicht inves-
tiv sein, soweit die Bundesprogramme dies zulassen. 
Welche Programme zu welchem Anteil genutzt werden, 
ist noch nicht festgelegt und soll im Bund-Länder-Koor-
dinierungsgremium besprochen werden.

Mit dem Bundesmodellvorhaben „Unternehmen Re-
vier“ unterstützt der Bund den Strukturwandel in den 
Braunkohleregionen. Über Ideen- und Projektwettbewer-
be in den Regionen werden Maßnahmen für starke und 
zukunftsfähige Wirtschaftsstandorte gefördert. Das zu-
nächst mit 4 Millionen Euro jährlich ausgestattete Pro-
gramm ist seit 2019 auf 8 Millionen Euro jährlich aufge-
stockt worden. Das Programm ist auf zehn Jahre 
ausgerichtet. Die Richtlinie läuft am 31. Oktober 2021 
aus und soll auf Basis der bisherigen Erfahrungen und 
der veränderten Rahmenbedingungen weiterentwickelt 
werden. Hierzu dient auch die Begleitforschung. Es gibt 
bei der Weiterentwicklung keine Prämissen hinsichtlich 
Zuwendungszweck und Höhe der Mittel. Ziel bleibt die 
Einbeziehung der Akteure vor Ort, um die Wirtschafts-
kraft in den Braunkohleregionen zu stärken.

Frage 69

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier- 
Becker auf die Frage der Abgeordneten Dr. Julia 
Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Hält die Bundesregierung ihren Beschluss des Klimaschutz-
plans 2050, in dem es heißt: „Um das Ziel eines nahezu 
klimaneutralen Gebäudebestandes bis 2050 zu erreichen, sind 
sowohl anspruchsvolle Neubaustandards, langfristige Sanie-
rungsstrategien für den Gebäudebestand wie auch die schritt-
weise Abkehr von fossilen Heizungssystemen Voraussetzung.“ 
(www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/ 
Klimaschutz/klimaschutzplan_2050_bf.pdf), für kompatibel 
mit dem jetzt beschlossenen Gesetz zur Vereinheitlichung 
des Energieeinsparrechts für Gebäude (Bundestagsdrucksache 
19/16716), obwohl darin nach meiner Auffassung ein in der 
Praxis längst überholter Neubaustandard für weitere drei Jahre 
festgeschrieben wird, und warum will die Bundesregierung die 
im Klimaschutzplan für notwendig erachtete „Abkehr von fos-
silen Heizungssystemen“ in Bezug auf besonders klimaschäd-
liche Ölheizungen erst ab 2026 schrittweise einleiten, obwohl 
meines Erachtens auch hier längst Alternativen auf der Basis 
von Erneuerbaren Energien existieren?
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Das vom Bundestag am 18. Juni 2020 beschlossene 
Gebäudeenergiegesetz steht nicht im Widerspruch zum 
Klimaschutzplan 2050. Das Klimaschutzprogramm 
2030 legt den Fahrplan für die Überprüfung der energe-
tischen Anforderungen an Neubau und Gebäudebestand 
und – abhängig vom Ergebnis – eine Weiterentwicklung 
im Jahr 2023 fest. Entsprechend dem Klimaschutzpro-
gramm 2030 und mit den dort vorgesehenen Maßgaben 
wurde eine Überprüfungsklausel in das Gebäudeenergie-
gesetz aufgenommen.

Im Klimaschutzprogramm 2030 hat die Bundesregie-
rung auch ein Bündel von Maßnahmen zur verstärkten 
Förderung energetischer Ertüchtigung von Gebäuden 
und Quartieren, einschließlich des Aus- und Umbaus 
von Wärmenetzen, beschlossen. Die Förderung der Er-
neuerung von Heizanlagen stellt einen Teilaspekt dar. 
Um den Beitrag zum Klimaschutz dabei zu steigern, soll 
die Austauschrate von Ölheizungen hin zu klimafreund-
licheren Lösungen erhöht werden. Im Vordergrund steht 
eine verbesserte Förderung für den Umstieg durch eine 
attraktive Austauschprämie. Die Förderung wird durch 
die im Gebäudeenergiegesetz beschlossene Regelung 
zum Einbau von Ölheizungen ab 2026 flankiert.

Frage 70

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Christian Lange auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Anton Friesen (AfD):

Setzt sich die Bundesregierung für die Umformulierung von 
Gesetzestexten ein bzw. denkt sie darüber nach, dies in Zu-
kunft zu tun, um den Begriff „Rasse“ zu eliminieren, von 
dem beispielsweise in § 3 des Asylgesetzes die Rede ist 
(www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__3.html)?

Derzeit wird eine Änderung von Gesetzestexten im 
Zusammenhang mit dem Begriff „Rasse“ öffentlich dis-
kutiert. Die Meinungsbildung innerhalb der Bundesregie-
rung ist dazu noch nicht abgeschlossen.

Frage 71

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Christian Lange auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Christian Jung (FDP):

Wie viele Anträge auf Erstattung für Tickets annullierter 
Flüge wurden nach Kenntnis der Bundesregierung im Zeitrah-
men vom 1. März bis zum 15. Juni 2020 von deutschen Reise-
büros, Reiseveranstaltern und Privatpersonen gestellt, und wie 
viele dieser Erstattungen wurden bereits ausgezahlt?

Der Bundesregierung liegen keine eigenen Erkenntnis-
se dazu vor, wie viele Erstattungsforderungen aufgrund 
von Covid-19-stornierten Flügen gegenüber den Luft-
fahrtunternehmen geltend gemacht worden sind. Die 
Lufthansa AG hat anlässlich ihrer außerordentlichen 
Hauptversammlung am 25. Juni 2020 erklärt, ihr lägen 
Erstattungsanfragen über 1 Milliarde Euro vor, die noch 
nicht erfüllt seien. Rund 1 Milliarde Euro sei bereits aus-
gezahlt worden. Ausstehende Rückzahlungen sollen nun-
mehr spätestens binnen sechs Wochen erfolgen.

Frage 72

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Christian Lange auf die Frage 
der Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE):

Wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter welcher Behör-
den sind im Auftrag des Generalbundesanwaltes mit Ermitt-
lungen zum Anschlag auf das Oktoberfest in München 1980 
betraut?

Der Generalbundesanwalt hat am 5. Dezember 2014 
das Bayerische Landeskriminalamt mit der Durchfüh-
rung der Ermittlungen zum Anschlag auf das Oktoberfest 
in München am 26. September 1980 betraut. Hinsichtlich 
der Personalstärke der beim Bayerischen Landeskrimi-
nalamt eingerichteten Soko „26. September" nehme ich 
auf meine Antwort auf Ihre mündliche Anfrage 71 für die 
Fragestunde des Deutschen Bundestages vom 17. Juni 
2020 Bezug. Über die Kräfte der Soko „26. September" 
hinaus waren weitere Beamtinnen und Beamte sowie Mi-
tarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bayerischen Landes-
kriminalamts und sonstiger Dienststellen der Bayeri-
schen Polizei für einzelne Ermittlungshandlungen (etwa 
im Bereich der Kriminaltechnik oder der Operativen Fall-
analyse) oder zur Unterstützung der Soko beteiligt. Zu 
deren Zahl sind keine Daten vorgehalten.

Frage 73

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Silberhorn auf die Fra-
ge der Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE):

Zählt auch der Oberstleutnant beim Militärischen Ab-
schirmdienst P. W., der 2019 vom Vorwurf freigesprochen 
wurde, Soldaten des Kommando Spezialkräfte vor Durchsu-
chungen gewarnt zu haben, zu den MAD-Mitarbeitern, die 
gegenwärtig im Verdacht stehen, Geheimnisse an Soldaten 
des KSK verraten zu haben (https://taz.de/MAD-Prozess-in- 
Koeln/!5581449/ und www.zeit.de/politik/deutschland/2020- 
06/bundeswehr-mad-mitarbeiter-ksk-geheimnisverrat)?

Zu Mitarbeitern des Militärischen Abschirmdienstes, 
welche in Verdacht stehen, Geheimnisse verraten zu ha-
ben, können aktuell keine Angaben gemacht werden, da 
es sich um laufende disziplinar- und strafrechtliche Er-
mittlungen handelt.

Der in der Fragestellung genannte Fall steht aber nach 
bisherigen Erkenntnissen in keinem Sachzusammenhang 
mit dem aktuellen Fall einer unberechtigten Informa-
tionsweitergabe aus dem Bundesamt für den Militär-
ischen Abschirmdienst.

Frage 74

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Uwe Feiler auf die Frage des 
Abgeordneten Karlheinz Busen (FDP):

Inwieweit setzt sich die Bundesregierung dafür ein, die An-
wendung forstlicher Pflanzenschutzmittel zur Bekämpfung 
von Schädlingen in den Wäldern zu vereinfachen und die Auf-
lagen im Rahmen der Zulassungen nach dem Pflanzenschutz-
gesetz an die aktuellen Schadschwellen in den Wäldern anzu-
passen vor dem Hintergrund, dass derzeit ein hoher 
Schädlingsdruck in den Wäldern herrscht und wertvolle Wald-
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substanz durch den gezielten Einsatz von Pflanzenschutz ef-
fektiv erhalten werden kann?

Die aktuelle Lage im Wald, insbesondere das Ausmaß 
der Waldschäden, die durch eine Massenvermehrung der 
Borkenkäfer verursacht werden, ist der Bundesregierung 
bewusst. Dennoch müssen Pflanzenschutzmittel immer 
ordnungsgemäß angewendet werden, um sicher für An-
wender und Umwelt zu sein.

Zulassungen für Pflanzenschutzmittel erfolgen nach 
EU-Recht. Dabei werden Anwendungsbestimmungen 
festgelegt. Entsprechend sind die Insektizide für das An-
wendungsgebiet Forst mit einer maximal zulässigen Auf-
wandmenge zugelassen, welche bei fachgemäßer An-
wendung entsprechend ausgeschöpft werden kann.

Im Forst werden Pflanzenschutzmittel grundsätzlich 
erst – wenn überhaupt – ab der Schadschwelle „drohen-
der Verlust des Bestandes“ angewendet. Diese 
Schadschwelle ist nicht durch die Zulassung vorgegeben.

Frage 75

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Stefan Zierke auf die Frage der 
Abgeordneten Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

In welcher Höhe plant die Bundesregierung, Haushaltsmittel 
für die Umsetzung einer Nationalen Demenzstrategie vorzu-
sehen?

Das Bundeskabinett hat heute die Nationale Demenz-
strategie beschlossen. Die Anpassung Deutschlands an 
eine älter werdende Bevölkerung und steigende Zahlen 
von Menschen mit Demenz ist eine Aufgabe, die die ge-
samte Gesellschaft betrifft. Angesprochen sind daher ne-
ben dem Bund auch die Länder, Kommunen, Sozialver-
sicherungen, die Deutsche Alzheimer Gesellschaft, die 
Verbände aus Pflege und Gesundheitswesen sowie zum 
Beispiel auch Kultureinrichtungen, Verkehrsbetriebe, 
Vereine oder Religionsgemeinschaften. Um die Strategie 
erfolgreich umzusetzen, müssen daher alle beteiligten 
Akteure ihren Beitrag leisten.

Um Strukturen zur Umsetzung der Nationalen De-
menzstrategie aufzubauen, plant das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend im Rahmen der 
Strategie in den kommenden Jahren zum Beispiel kon-
krete Maßnahmen im Umfang von jeweils 2 Millionen 
Euro jährlich. Um die Arbeit regionaler Netzwerke zu 
stärken, plant das Bundesministerium für Gesundheit ei-
nen Ausbau der von der Pflegeversicherung zur Förde-
rung dieser Netzwerke zur Verfügung gestellten Mittel. 
Das Bundesministerium für Bildung und Forschung gibt 
dauerhaft und nun weiterhin im Rahmen der Nationalen 
Demenzstrategie 80 Millionen Euro jährlich in die De-
menzforschung. Die Aufgaben aus der Nationalen De-
menzstrategie sind damit bei Weitem nicht erfasst, die 
Strategie ist deutlich umfassender. Es handelt sich darü-
ber hinaus auch um Planungen zum jetzigen Zeitpunkt, 
die unter anderem unter dem Vorbehalt der Verfügbarkeit 
entsprechender Haushaltsmittel hierfür stehen. Der 
Mehrwert der Strategie besteht aber nicht in einzelnen 
Beträgen, sondern in der Synergie des Handelns aller 
Akteure.

Frage 76

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Sabine Weiss auf die Frage der 
Abgeordneten Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Wie hoch sind die Eigenanteile der pflegebedürftigen Men-
schen in stationären Pflegeeinrichtungen (bitte nach Bundes-
ländern aufschlüsseln)?

Die einrichtungseinheitlichen Eigenanteile betrugen 
zum 1. Januar 2020 im Bundesdurchschnitt 731 Euro. 
Je nach Bundesland variieren sie im Durchschnitt zwi-
schen 412 Euro in Thüringen und 1 006 Euro in Baden- 
Württemberg. Die Differenzen erklären sich unter ande-
rem aus unterschiedlichen vereinbarten Personalschlüs-
seln und unterschiedlichen Lohnhöhen in den einzelnen 
Ländern.

Eine aktuelle Übersicht des vdek über die Eigenanteile 
erhalten Sie als Anlage zu dieser Antwort (siehe Grafik).
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Frage 77

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Sabine Weiss auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Andrew Ullmann (FDP):

Welche langfristige Strategie verfolgt die Bundesregierung 
bei der finanziellen Förderung des Öffentlichen Gesundheits-
dienstes aus Bundesmitteln, und wird diese Strategie schrift-
lich festgehalten?

Im Zweiten Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei 
einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite wur-
den verschiedene Maßnahmen zur Stärkung des öffent-
lichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) verabschiedet. Diese 
umfassen die Einrichtung einer Kontaktstelle für den öf-
fentlichen Gesundheitsdienst beim Robert-Koch-Institut 
mit 40 Personen sowie ein Förderprogramm von 50 Mil-
lionen Euro zur technischen Modernisierung der Gesund-
heitsämter und zum Anschluss dieser an das elektroni-
sche Melde- und Informationssystem.

Zur langfristigen personellen, technischen und strate-
gischen Stärkung des ÖGD wurde im Koalitionsaus-
schuss am 3. Juni 2020 beschlossen, dass der Bund mit 
den Ländern und Kommunen einen „Pakt für den öffent-
lichen Gesundheitsdienst“ mit einem Finanzvolumen von 
4 Milliarden Euro anstrebt. Der Prozess zur inhaltlichen 
Ausgestaltung wurde in einer Besprechung am 17. Juni 
2020 zwischen Bundeskanzlerin und Regierungschefin-
nen und Regierungschefs der Länder vereinbart. Bis Ende 
August 2020 soll demnach ein Entwurf für den Pakt für 
den öffentlichen Gesundheitsdienst durch die Gesund-
heitsministerkonferenz vorgelegt werden.

Frage 78

Antwort

der Parl. Staatssekretärin Sabine Weiss auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Andrew Ullmann (FDP):

Welche geplanten Initiativen zur Reform des WHO-Gesund-
heitsnotfallprogramms, die Bundesgesundheitsminister Jens 
Spahn in seinem Statement in der Pressekonferenz zum Tref-
fen mit Gesundheitsminister Olivier Véran und WHO-Gene-
raldirektor Tedros Adhanom Ghebreyesus am 25. Juni 2020 
erwähnt hatte, wurden besprochen?

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn hat sich am 
25. Juni 2020 gemeinsam mit dem französischen Gesund-
heitsminister Véran und dem WHO-Generaldirektor Ted-
ros über mögliche Maßnahmen ausgetauscht zur Stär-
kung der Weltgesundheitsorganisation (WHO). Dabei 
wurden einerseits die bereits vor mehreren Jahren einge-
führten Reformschritte gewürdigt, wie zum Beispiel der 
Aufbau des WHO-Notfall-Programms und der WHO 
Contingency Fonds. Die Covid-19-Pandemie hat aber 
auch gezeigt, dass die WHO weiter gestärkt werden 
muss, um den Anforderungen globaler Gesundheitskrisen 
und ihres leitenden und koordinierenden Mandats gerecht 
zu werden. Die Minister beider Länder sicherten der 
WHO politische Unterstützung zu. Im Rahmen der Ge-
spräche wurden auch die Internationalen Gesundheits-
vorschriften thematisiert. Darüber hinaus wurde über Plä-
ne der WHO gesprochen, wie die im Rahmen der 

Weltgesundheitsversammlung im Mai verabschiedete 
Covid-19-Resolution zeitnah implementiert werden 
kann.

Frage 79

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage des 
Abgeordneten Sven-Christian Kindler (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Welche Stundensätze vereinbarte die Bundesregierung bei 
von ihr im Zusammenhang mit der Errichtung der Autobahn 
GmbH und der entsprechenden Reform der Auftragsverwal-
tung abgeschlossenen Verträge für externe Beratungs- und/ 
oder Unterstützungsleistungen (bitte für die Stufen Praktikant, 
Juniorberater, Berater, Seniorberater, Geschäftsführer/Inhaber 
differenziert eine Bandbreite von in verschiedenen Verträgen 
vertraglich vereinbarten Tagessätzen in Euro angeben und da-
rauf verzichten, die Tagessätze einzelnen geschlossenen Ver-
trägen zuzuordnen)?

In den betroffenen Verträgen wurden für die vom Fra-
gesteller genannten Stufen keine Stundensätze verein-
bart. Darüber hinaus vereinbarte Stundensätze je Perso-
nalkategorie können nicht veröffentlicht werden, weil 
hier verfassungsrechtlich geschützte Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse der betroffenen Unternehmen berührt 
sind.

Die Offenlegung der Stundensätze würde das wirt-
schaftliche Handeln der Auftragnehmer beeinträchtigen 
und könnte erhebliche Wettbewerbsnachteile nach sich 
ziehen. Eine öffentliche Kenntnis über Stundensätze wür-
de es konkurrierenden Beratungsunternehmen ermögli-
chen, ihr Verhalten im Wettbewerb entsprechend auszu-
richten. Daten darüber, wie hoch die Stundensätze ihrer 
Mitbewerber sind, haben für jedes Unternehmen einen 
hohen Wert, um die eigene Angebots- und Preisgestal-
tung so zu konzipieren, dass sich daraus Marktvorteile 
ergeben.

Unter Abwägung zwischen dem parlamentarischen 
Auskunftsanspruch einerseits und dem Schutz von Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnissen unter Berücksichti-
gung möglicher nachteiliger Wirkungen für das betroffe-
ne Unternehmen andererseits hat die Bundesregierung 
die erbetenen Informationen als Verschlusssache einge-
stuft und der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundes-
tages übermittelt. Die Antwort der Bundesregierung aus 
dem Schreiben von Herrn Parlamentarischen Staatssek-
retär Ferlemann an Sie vom 22. April 2020 zur Ergän-
zung der Antwort auf die Kleine Anfrage Nummer 
19/15763 wurde in der Geheimschutzstelle des Deut-
schen Bundestages hinterlegt, hierauf wird verwiesen.

Frage 80

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage des 
Abgeordneten Sven-Christian Kindler (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Wann wird die durchschnittliche technische Nutzungsdauer 
der Infrastrukturen der DB AG in den Jahren 2020 bis 2030 
jeweils erreicht sein (bitte nach Gewerken differenzieren), und 
wie viele Kilometer der Kabelanlagen der DB AG haben schon 
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jetzt (Stand: Juni 2020) ihre durchschnittliche technische Nut-
zungsdauer erreicht?

Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) ist 
die Lebensdauer von Bauwerken nicht allein über das 
Lebensalter zu definieren, sondern zwischen der techni-
schen Lebensdauer und der wirtschaftlichen Lebensdauer 
zu unterscheiden. Letztere bewertet auch die Aufwen-
dungen für die Erhaltung der technischen Funktionalität 
im Verhältnis zu den Aufwendungen für Austausch/Er-
satz/Erneuerung. Mit entsprechender Instandhaltung und 
Teilerneuerung sind Infrastrukturen technisch in einem 
guten Zustand.

Im Jahr 2019 hatte circa ein Sechstel aller Anlagen der 
DB Netz AG ihre durchschnittliche technische Nutzungs-
dauer erreicht, insbesondere bei den Gleisen, gefolgt von 
Weichen und Brücken. Mit den Mitteln der dritten Leis-
tungs- und Finanzierungsvereinbarung (LuFV III) sowie 
Preisstabilität im Zeitraum bis 2024 rechnet die DB AG 
bei Gleisen und Weichen mit einer rückläufigen, bei Brü-
cken mit einer eher konstanten Quote. Vor allem durch 
die höhere Dotierung in der zweiten Hälfte des LuFV-III- 
Zeitraumes (ab 2025) erwartet die DB AG bei entsprech-
ender Marktpreisentwicklung rückläufige Quoten bei 
Gleisen, Weichen und Brücken.

Die Gesamtlänge der Kabel beträgt bei der DB Netz AG 
circa 65 000 Kilometer. Mit Stand Ende 2019 haben da-
von circa 8 300 Kilometer ihre durchschnittliche techni-
sche Nutzungsdauer erreicht. Ob die Kabel nach Ablauf 
dieser theoretischen Nutzungsdauer tatsächlich erneuert 
werden müssen, hängt jeweils vom konkreten Zustand 
der Kabel ab.

Frage 81

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage des 
Abgeordneten Torsten Herbst (FDP):

Wie viele Mobilfunkmasten sind nach Kenntnis der Bundes-
regierung gegenwärtig in den Ländern Sachsen, Sachsen-An-
halt und Thüringen in Betrieb, und wie viele Mobilfunkmasten 
sind in diesen Ländern in den vergangenen acht Jahren jeweils 
jährlich neu in Betrieb genommen worden (bitte jeweils nach 
Land aufschlüsseln)?

Der Bundesregierung liegen keine bundeslandspezifi-
schen Angaben zur Zahl und Inbetriebnahme von Mobil-
funkmasten vor.

Frage 82

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage des 
Abgeordneten Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Aus welchen Gründen sprachen sich nach meiner Kenntnis 
die Vertreterinnen und Vertreter des Bundesfinanzministe-
riums in der gemeinsamen Sitzung des Bundesfinanzministe-
riums und des Bundesministeriums für Verkehr und digitale 
Infrastruktur am 22. Juni 2020 gegen das sogenannte Hand-
werkerprogramm zur kurzfristigen Sanierung von Bahnhöfen 
als Bestandteil der Umsetzung der Beschlüsse des Koalitions-
ausschusses vom 3. Juni 2020 (Konjunktur- und Krisenbewäl-
tigungspaket) im Bundesministerium für Verkehr und digitale 

Infrastruktur aus, und wann entscheidet die Bundesregierung 
über die Umsetzung dieses Handwerkerprogrammes?

Weder im Bundesministerium der Finanzen noch im 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
ist ein solcher Termin bekannt.

Frage 83

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage des 
Abgeordneten Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Wie hat sich der Anteil junger Menschen, die einen Pkw 
angemeldet haben, seit dem Jahr 2011 bis einschließlich dem 
Jahr 2019 verändert (Pkw-Anmeldungen im Verhältnis zur 
jeweiligen Bevölkerung der bis 25-Jährigen in Deutschland; 
die „Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung“ vom 21. Juli 
2019 berichtete unter Berufung auf das Kraftfahrt-Bundesamt, 
der Anteil der bis 25-Jährigen in Deutschland, die einen Pkw 
angemeldet haben, sei seit dem Jahr 2011 von 56 auf 40 Prozent 
im Jahr 2016 gefallen), und welche Daten aus anderen Quellen, 
in denen der Anteil junger Menschen in Deutschland beziffert 
wird, die den Führerschein (Pkw, Motorrad) erworben haben, 
sind der Bundesregierung bekannt?

Zur Beantwortung der Frage sind umfangreiche Ab-
fragen durch das Kraftfahrt-Bundesamt notwendig. Diese 
konnten jedoch in der für die Beantwortung einer parla-
mentarischen Frage zur Verfügung stehenden Zeit nicht 
vorgelegt werden. Sobald die gefragten Informationen 
eingegangen sind, werden diese nachgereicht.

Frage 84

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage des 
Abgeordneten Oliver Luksic (FDP):

In welchem Zeitraum wurden die Leistungen der Subunter-
nehmer, die in der Antwort der Bundesregierung auf meine 
Schriftliche Frage 177 auf Bundestagsdrucksache 19/19887 
genannt wurden, erbracht, und welche Kosten sind der Toll 
Collect GmbH dabei jeweils entstanden?

Name 
Subunternehmer

Zeitraum der 
Leistungser-

bringung

Angefallene 
Kosten 
(brutto)

Krauth Technology 
GmbH

21.03.2019– 
08.04.2019*

2.380,00 €

Krauth Technology 
GmbH

01.04.2019– 
02.04.2019

5.950,00 €

telent GmbH 10.04.2019 2.890,20 €

Krauth Technology 
GmbH

04.04.2019– 
24.06.2019*

16.660,00 €

Ergosign GmbH 12.04.2019– 
24.06.2019*

32.487,00 €

Test Services Berlin 
GbR

23.05.2019– 
18.06.2019

10.395,84 €

AGES International 
GmbH & Co. KG

(ohne Zeiten) 0,00 €
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Name 
Subunternehmer

Zeitraum der 
Leistungser-

bringung

Angefallene 
Kosten 
(brutto)

T-Systems GmbH (ohne Zeiten) 
**

7.371,81 €

Vitronic Dr. Ing Stein 
Bildverarbeitungssys-
teme GmbH

20.05.2019– 
06.06.2019

25.299,40 €

* Aufgrund der Beauftragung per Festpreis ist der genaue 
Zeitraum, in dem der Subunternehmer seine Leistungen 
erbracht hat, nicht exakt bestimmbar. Der hier genannte 
Zeitraum entspricht im Beginn dem Datum der Beauf-
tragung und im Ende dem Datum des Lieferscheins 
bzw. der Rechnung.

** Remanenzkosten für Kündigung

Frage 85

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage des 
Abgeordneten Oliver Luksic (FDP):

Welche Beratungsleistungen für die Infrastrukturabgabe 
wurden bei der Toll Collect GmbH seit der interimsweisen 
Übernahme durch den Bund am 1. September 2018 bis zum 
17. Mai 2019 in Anspruch genommen, und in welchem Zeit-
raum wurden diese erbracht (bitte tabellarisch aufschlüsseln)?

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die 
Schriftliche Frage Nummer 588/Mai 2020 des Abgeord-
neten Oliver Luksic vom 12. Juni 2020 verwiesen.

Frage 86

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage des 
Abgeordneten Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Gibt es Ausschreibungen (Verträge oder Ähnliches) aus dem 
Bundesverkehrsministerium, an denen Augustus Intelligence 
beteiligt ist bzw. war, und welche konkreten Ziele verfolgt 
bzw. verfolgte die Zusammenarbeit?

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra-
struktur (BMVI) hat keine Verträge mit der Augustus 
Intelligence abgeschlossen. Die Augustus Intelligence 
war und ist an keinen Ausschreibungen des BMVI betei-
ligt.

Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung 
auf die Schriftliche Frage der Abgeordneten Daniela 
Kluckert Nummer 205 vom 22. Juni 2020 verwiesen.

Frage 87

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Steffen Bilger auf die Frage des 
Abgeordneten Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Welche konkreten inhaltlichen Änderungen plant die Bun-
desregierung bei der vom Bundesverkehrsminister Andreas 

Scheuer angekündigten neuerlichen Novelle der Straßenver-
kehrs-Ordnung (vergleiche www.tagesspiegel.de/gesellschaft/ 
panorama/nach-protesten-von-autofahrern-scheuer-will-neue- 
regeln-zu-fahrverboten-wieder-aendern/25833564.html), und 
wann wird die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Straßen-
verkehrs-Ordnung (VwV-StVO) veröffentlicht?

Derzeit wird geprüft, welche weiteren Änderungen in 
der StVO und im Sanktionskatalog der Bußgeldkatalog- 
Verordnung notwendig sind. Dabei wird geprüft, wie das 
gemeinsame Ziel, den Verkehr sicherer zu machen, und 
zugleich die Akzeptanz bei den Bürgerinnen und Bürgern 
und die Stimmigkeit des Sanktionssystems im Ganzen 
wieder gewährleistet werden. Die Überarbeitung der die 
StVO begleitenden Verwaltungsvorschrift dauert noch 
an. Ein Inkrafttreten bis Ende 2020 wird angestrebt.

Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO

des Abgeordneten Thomas Seitz (AfD) zu den Ab-
stimmungen über:

– den Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD: Frieden, Sicherheit und Stabilität im Na-
hen Osten fördern – Am Ziel der verhandelten 
Zweistaatenlösung festhalten

und

– den Antrag der Abgeordneten Dr. Gregor Gysi, 
Heike Hänsel, Michel Brandt, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion DIE LINKE: Anne-
xion von Teilen des Westjordanlandes verhin-
dern – Friedenslösung im Nahen Osten retten

sowie

– den Antrag der Abgeordneten Omid 
Nouripour, Sven-Christian Kindler, Jürgen 
Trittin, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Nahost-Frie-
densprozess – Zwei-Staaten-Regelung offen hal-
ten und vorantreiben

und

– den Antrag der Abgeordneten Renata Alt, 
Bijan Djir-Sarai, Alexander Graf Lambsdorff, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
FDP: Für eine Wiederbelebung des Nahost- 
Friedensprozesses – Zweistaatenlösung als 
Chance auf Sicherheit und Stabilität in der Re-
gion erhalten

(Tagesordnungspunkt 4 a und b sowie Zusatzpunk-
te 2 und 32)

Ich habe sowohl gegen den Antrag der Regierungs-
fraktionen „Frieden, Sicherheit und Stabilität im Nahen 
Osten fördern – Am Ziel der verhandelten Zweistaaten-
lösung festhalten“ (Drucksache 19/20594) als auch gegen 
die Anträge der Fraktion Die Linke „Annexion von Tei-
len des Westjordanlandes verhindern – Friedenslösung 
im Nahen Osten retten“ (Drucksache 19/20544), der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen „Nahost-Friedenspro-
zess – Zwei-Staaten-Regelung offen halten und voran-
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treiben“ (Drucksache 19/20586) sowie der Fraktion der 
FDP „Für eine Wiederbelebung des Nahost-
Friedensprozesses – Zweistaatenlösung als Chance auf 
Sicherheit und Stabilität in der Region erhalten“ (Druck-
sache 19/20583) gestimmt.

Den Ausführungen in den ersten sechs Absätzen unter 
Ziffer I des Antrags der Regierungsfraktionen (Druck-
sache 19/20594) stimme ich ausdrücklich und uneinge-
schränkt zu. Deutschland hat im Hinblick auf Israel in der 
Tat eine besondere Verantwortung – eine Verantwortung, 
die es uns verbietet, sich in die inneren Angelegenheiten 
Israels einzumischen.

Ich bin weder Außenpolitiker noch Völkerrechtler. Es 
mag sein, dass die Politik der israelischen Regierung im 
Hinblick auf den Status des Westjordanlands völker-
rechtswidrig ist und sich auf lange Sicht als falsch er-
weisen wird. Welche Auswirkungen sich für Israel in-
folge dieser Politik ergeben werden, vermag ich nicht 
abzuschätzen.

Israel hat die – definitiv völkerrechtswidrigen – Kriege 
der letzten Jahrzehnte mit seinen Nachbarn nicht begon-
nen, aber jeden dieser Kriege militärisch gewonnen. Den-
noch ist es weiterhin von arabischen Staaten umgeben. 
Hätte Israel hingegen auch nur einen dieser Kriege ver-
loren, dann gäbe es Israel heute als Staat nicht mehr, und 
vermutlich wäre die große Mehrzahl der jüdischen 
Bewohner Israels nicht mehr am Leben. Terroristische 
Anschläge durch gewaltbereite Araber gehören in Israel 
genauso zum Alltag wie nahezu alltäglicher Raketenbe-
schuss.

Als jemand, der sein gesamtes Leben in Zeiten des 
Friedens verbracht hat, kann ich mich in die Bewohner 
Israels und ihre Gefühlswelt nicht wirklich hineinverset-
zen. Ich halte es aber für nachvollziehbar, wenn sich 
Israel von einem Konzept wie der Zweistaatenlösung, 
das seit rund 30 Jahren nicht umgesetzt werden konnte, 
abwendet und sich einseitigen Lösungskonzepten zuwen-
det.

Das vielbeschworene Bekenntnis Deutschlands zu Is-
rael ist ein wohlfeiles Lippenbekenntnis. Denn Deutsch-
land ist nicht ernsthaft verteidigungsfähig, erst recht ist 
Deutschland völlig außerstande, Israel im Falle eines 
neuen militärischen Konflikts in nennenswertem Umfang 
militärische Hilfe zu leisten. Auch vor diesem Hinter-
grund sollte der Deutsche Bundestag sich jeder Einmi-
schung in die Angelegenheiten Israels enthalten. Denn im 
Ernstfall steht Israel im Zweifel seinen Gegnern allein 
gegenüber.

Anlage 4 
Erklärung nach § 31 GO

der Abgeordneten Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) zu der Abstimmung 
über den Antrag der Abgeordneten Omid 
Nouripour, Sven-Christian Kindler, Jürgen Trittin, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Nahost-Friedensprozess – 
Zwei-Staaten-Regelung offen halten und vorantrei-
ben

(Zusatzpunkt 2)

Bei der Beschlussfassung zu dem oben genannten An-
trag weiche ich vom Abstimmungsverhalten meiner 
Fraktion ab. Ich stimme dem Antrag nicht zu, sondern 
enthalte mich, da dieser meine persönliche Haltung nicht 
umfänglich widerspiegelt.

Eine Annexion von Teilen des Westjordanlands stünde 
im Widerspruch zu internationalem Recht. Das einseitige 
Schaffen von Fakten in Form von unzulässigen Gebiets-
erweiterungen würde die Chancen auf eine friedliche 
Beilegung des israelisch-palästinensischen Konflikts 
weiter verringern. Dem Ziel einer einvernehmlich ver-
handelten Zweistaatenlösung schließe ich mich aus-
drücklich an. Sie ist im UN-Beschluss von 1947 begrün-
det und Bedingung sowohl für einen jüdischen, 
demokratischen Staat Israel als auch für einen arabischen, 
demokratischen Staat Palästina. Die Pläne der israeli-
schen Regierung unter Benjamin Netanjahu lehne ich 
nicht zuletzt aus diesen Gründen ab. Diese Positionierung 
wird auch im Antrag meiner Fraktion deutlich.

Jedoch werden aus meiner Sicht relevante Aspekte der 
festgefahrenen und konfliktiven Lage nicht benannt. So 
ist die Chance auf Frieden in Nahost nicht erst seit den 
aktuell diskutierten Annexionsplänen auf Basis des soge-
nannten „Trump-Plans“ gefährdet. Die Friedensverhand-
lungen und die Stabilität der Region werden seit Jahren 
ganz maßgeblich durch den Terror der Hamas und Dro-
hungen der iranischen Führung und ihrer Verbündeten 
gegen den Staat Israel und seine Bürger/-innen torpediert. 
Solange dem Staat Israel mit der „Auslöschung“ oder 
„Vernichtung“ gedroht wird, fehlt eine glaubwürdige 
Grundlage für einen breiten und dauerhaften Frieden. 
Der Status der 1967 eroberten, militärstrategisch bedeut-
samen Golanhöhen steht für mich nicht zur Debatte. Eine 
Rückgabe an das von Assad geführte Syrien ist undenk-
bar, insbesondere vor dem Hintergrund einer iranischen 
Infiltration des Regimes. Die Palästinensische Autono-
miebehörde ist in der Pflicht, nicht nur direkte oder indi-
rekte Unterstützung für gewaltsame Anschläge gegen Is-
raelis zu verurteilen, sondern endlich konstruktive 
Vorschläge zu machen, die einer Zweistaatenlösung zu-
träglich sind. Ich hätte mir gewünscht, dass der Antrag 
meiner Fraktion auch diese Problemfelder adressiert. Ei-
ne überwiegend einseitige Zuschreibung von Verantwor-
tung Israels für das Stocken eines Friedensprozesses mit 
dem Ziel einer einvernehmlichen Zweistaatenlösung 
wird der aktuellen Situation und historischen Entwick-
lung nicht gerecht.

Die Androhung von Sanktionen gegen Israel lehne ich 
ab. Hierzu begrüße ich die Klarheit des Antrags der Koa-
lition, wonach „Diskussionen über einseitige Sanktionen 
oder Sanktionsandrohungen keine konstruktive Wirkung 
auf einen israelisch-palästinensischen Ausgleichs- oder 
Verständigungsprozess haben“. Schon aus unserer histo-
rischen Verantwortung gegenüber dem Staat Israel wären 
Sanktionen verfehlt, zumal sie Stabilität und Diplomatie 
auch zwischen israelischer und palästinensischer Seite 
weiter gefährden würden und das Verhältnis zwischen 
Deutschland/Europa und Israel trüben würden.

Die Existenz des Staates Israel ist eine Notwendigkeit. 
Die guten Beziehungen zwischen Deutschland und dem 
Staat Israel sind ein Wert an sich.
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